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In dem Lande, das jetzt Mecklenburg heißt, saß im 12. Jahrhundert-
eine durchaus slavische, heidnische Bevölkerung. Ueber sie herrschte das
wendische Fürstenhaus der Niklst und Pribislav. Aller Grund unfr
Boden, soweit er nicht den Großen des Landes gehörte, war Eigentum
Ves Landesherrn. Ju seinen Händen waren alle Herrschaftsrechte. Die
Großen, welche den Burgdistrikten, in welche das Land geteilt war, vor-
standen, und dort die Heerführung mit der Gerichtsbarkeit und der Ver-
waltung der fürstlichen Einkünfte verbanden, waren seine abhängigen
Beamten. Das Landvolk, ebenso wie die Handel- und gewerbe-
treibende Bevölkerung, welche sich nm die fürstlichen Burgen und die
Sitze der Großen angesammelt hatte, waren Hörige der Landesfürsten
oder der großen Grundeigentümer. Das dünn bevölkerte Land lag zum
großen Teil öde und unangebaut. Dies System, welches die Kräfte des
Volkes in wirtschaftlicher und politischer Knechtschaft unentwickelt liegen
und verkümmern ließ, brach zusammen vor dem Ansturm der benach-
harten germanischen Eroberer, deren Stämme unter feudaler Wirtschafts-
Verfassung in freien Gemeinden eine Fülle von wirtschaftlichen und
kulturellen Kräften entwickelt hatten. 1160 eroberte Heinrich von Sachsen
die Lande des nachmaligen Mecklenburg. Es handelte sich darum, der
Feudalwirtschaft ein neues Gebiet zu erschließen. Aber die Eroberung
erfolgte im Namen des Christentums, des Katholizismus, welcher damals
die einzige Form des Christentums war. Der Katholizismus, welcher
der Gewalt den Steigbügel hielt, um durch sie seine Herrschaft zu ver-
stärken, sicherte sich auch bei dieser politischen, wirtschaftlichen und geistigen
Revolution die Führung und errang reiche Erfolge.

Heinrich erkannte, daß er den guten Willen und den Einfluß des
einheimischen Fürstenhauses gebrauchte, um das Land der Feudalwirtschast
Zu erschließen. Er beließ demselben einen großen Teil seines Domaniums
und belehnte Pribislav, Niklots Sohn, mit der Landesherrschaft. Dieser
wurde dagegen Katholik, ein Freund der Fremden und eifriger Beförderer
ihrer wirtschaftlichen und politischen Bestrebungen.

Die deutschen Eroberer verpflanzten ihre heimischen, wirtschaftlichen
und politischen Einrichtungen nach Mecklenburg, und betrieben mittelst
derselben die Kolonisation des öden und wüsten Landes. Große Strecken
wurden der Geistlichleit zugeteilt. Die Mannen, wie die Ritter damals
hießen, wurden mit Gütern belehnt, Wohnplätze und Gemeindegüter
wurden als Stadtgebiete abgetreten und mit Stadtrecht privilegiert.
Durch die Verträge mit den Bischöfen, Klöstern, Kirchen, mit den Mannen,
mit den Städten, entäußerten sich die Landesherren der meisten ihrer
alten Herrschaftsrechte, und jeder einzelne der neuen Grundherren sicherte
sich je nach den Geldmitteln, welche ihm zur Verfügung standen und
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dem Einfluß, welchen er ausüben konnte, besondere und möglichst große,
seinem heimischen Recht entsprechende Privilegien und Machtbefugnisse.
So fehen wir von Anfang an ein ungleiches Recht in Mecklenburg eiu-
geführt, ein anderes Recht der Prälaten, ein anderes der Ritter, ein
anderes der Städte. — Der tiefere und eigentliche Rechtstitel für die
Herrschaftsrechte der Prälaten, Ritter und Städte war das Schwert, das
Recht des Stärkeren. Die Eroberung hatte das slavische Land der
deutschen Feudalwirtschaft geöffnet, die Hoheitsrechte der slavischen Fürsten
zerstückelt uud zerteilt und deu slavischen Staat im Laufe von hundert
Jahren in eine Territorialherrschaft gewandelt, in der nach deutscher Art
Prälaten, Ritter uud Städte „Stände" waren, privilegierte, mit staat-
lichen Hoheitsrechten vertraglich ausgestattete Grundherren.

Den Löwenanteil hatte sich die Geistlichkeit gesichert; sie saß auf
mehr als zwei Fünftel des Landes uud erwarb die weitgehendsten Herr-
schaftsrechte.

Um die Mitte des 13. Jahrhunderts übten die Bischöfe und Aebte
zum teil in ihren Gebieten alle uud jegliche Hoheitsrechte; selbst auf die
hohe Gerichtsbarkeit und auf Abgaben und Dienste der Untersassen, ein-
schließlich des Kriegsdienstes, der „Landwehr", hatten die Landesherren
ihnen gegenüber verzichtet. Die Städte besaßen deutsches Gemeiuderecht
mit selbstgewähltem, die Polizeigewalt ausübendem Rat, persönlich»
Freiheit uud eigenen Gerichtsstand der Bürger, bisweilen auch Zoll-
sreiheit im ganzen Lande für ihren Handel. Dem Landesherru stand
in denselben die hohe Gerichtsbarkeit, das Recht, von den Hausstellen
und dem übrigen Gemeindeland einen Grundzins (Bede) meistens in
verträglich festgesetzter Höhe zu erheben und das Recht auf den Kriegs-
dienst der Bürger zur Landesverteidigung zu. Die Ritter besaßen aus
ihren Lehngütern allgemein die niedere Gerichtsbarkeit, zuweilen auch
das Blutgericht. Auf jedem Gute lastete als Rcallast der Roßdienst,
und zwar gleichmäßig auf jedem Gute ohne Unterschied der Größe seines
Umsangs. Die Unterfassen der Ritter waren dem Landesherrn mit einer
regelmäßig™ Grundsteuer nach Hufenzahl pflichtig, welche durch Per-
Mittelung der Grundherren aufgebracht wurde. Außerdem mit ver-
fchiedenen persönlichen Leistungen, wie Burgbau, Brückenbau und Landwehr.

Gestützt auf ihre Hoheitsrechte und Privilegien und im Rahmen
derselben betrieben Landesherren, Geistlichkeit, Ritter und Städte mit
aller Kraft die Kolonisation uud die feudale Bewirtschaftung der ihnen
zugeteilten Länderstrecken. Die Grenzen des Landes wurden weit geöffnet,
lockende Angebote für Landerwerb in der feudalen Ordnung gemacht
und persönliche und wirtschaftliche Freiheit in weitem Maße zugesichert.
Ein Strom von deutschen und skandinavischen Kolonisten ergoß sich in
das Land, das nach der Aeußeruug des zeitgenössischen Annalisten
Helmold „geräumig, fruchtbar an Getreide, geeignet zu reichem Wiesen-
wuchs und mit Fisch, Fleisch und allem Guten iu Uebersluß versehen
war." Die Husen wurden mit freien Bauern und Kossäten besetzt,
Dörfer wurden angelegt, in denen die deutsche Dorfverfassung allgemein
eingeführt und den Kolonisationsagenten der Grundherren das erbliche
Schulzenamt verbunden mit einigen Freihufen nnd der Ausübung der
Dorfgerichtsbarkeit übertragen wurde. So wurde das Land im Laufe
vou 100 Jahren, bis etwa zum Jahre 1230, mit deutschen Bauern stark
besiedelt. Der „Hos" der Grundherren hatte nur mäßige Ausdehnung,
die großen Hofwirtschaften der Gutsbesitzer existierten so wenig als die
jetzigen Hoftagelöhner. Die Bauern besaßen ihre Hufe als erbliche
Leihe, wofür sie mäßigen Zins und Zehnten an die Grundherren
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entrichteten. Der Grundherr hatte kein Interesse, von seinen Bauern
mehr zu fordern als ivas erforderlich war, um ihn, seine Familie und
seine Gefolgschaft in Neppigkeit zu erhalten. Der unentwickelte Waren¬
verkehr bot damals keine oder nur geringe Gelegenheit für einen Absatz
der Arbeitsprodukte. Der Grundherr hatte kein Recht, die Bauern in
ihrem Besitz zu beeinträchtigen, ohne vollen Ersatz zu leisten. Kein
Gesetz beschränkte die Größe der Bauernhufen und zahlreiche Fälle von
Weiterveräutzerung durch Auflassen vor dem Grundherrn enthalten die
alten Urkunden. Aber politisch waren die Bauern recht- und machtlos.
Sie leiteten ihre Rechte von den Grundherren ab, die ihre Obrigkeit
bildeten, deren Gerichtsbarkeit sie unterstellt und denen sie zu Abgaben
und Diensten verpflichtet waren. Zerstreut, unaufgeklärt, die Einzelnen
wirtschaftlich schwach, unorganisiert, verpaßten sie die Gelegenheit der
Entstehnng der neuen Ordnung, um sich selbst Anteil an der Politischen
Macht zu erobern. So blieben sie dem Eigennutz und der Willkür der
Grundherren preisgegeben, die diese, je mehr sich die neue Ordnung
befestigte, je mehr die politische und wirtschaftliche EntWickelung zur
Erweiterung ihrer Privilegien, zur Vergrößerung ihrer Bedürfnisse führte,
um so drückender und rücksichtsloser ausübten.

II.

Die Landesherrschaft haftete, wie alle politische Gewalt, am Grund¬
besitz, am Grundbesitz der Herzöge, am Domanium. Wie nun im
Jahre 1229 Heinrich Borwin der Aeltere als Erben des Domaniums
vier Enkel hinterließ, teilten diese die mecklenburgischen Lande in vier
große Herrschaften: Mecklenburg, Werle, Rostock und Parchim. Die
Linien in den Herrschaften Rostock und Parchim starben bis zum Anfange
des 14. Jahrhunderts aus und es verblieben die Linien in Mecklenburg
und Werle. Durch Erbgang in der Mitte des 14. Jahrhunderts spaltete
sich jede dieser Linien wieder in je zwei Linien mit abgesonderter Herr-
schast, so daß im Lande Schwerin und im Lande Stargard je ein Herzog
von Mecklenburg, im Lande Güstrow und im Lande Waren je ein Fürst
von Wenden, wie sich die Werleschen Herren seit 1418 nannten, regierte.

Irgend eine staatsrechtliche Verbindung bestand zwischen den vier
Landesherrschaften nicht. Für die geistlichen und weltlichen Grundherren
und für die Städte bedeutete diese Teilung der Landesherrschaft einen
Machtzuwachs. Denn die Landesherrschaft hatte ihr Rückgrat in den
Einkünften aus dem Domanium und das vierfach geteilte Domanium
bedeutete eine vierfach geschwächte Landesherrschaft. Um so mehr, als
diese Einkünfte vielfach in Streitigkeiten nnd Fehden der Landesherren
gegen einander verbraucht wurden.

Diese Geldbedürfnisse der Landesherren wurden für die Grund-
Herren das Mittel, um ihre ständischen Rechte zu sichern uud zu erweitern,
um die landesherrlichen Rechte zu schmälern und deren Ausübung ihrem
Willen zu unterwerfen. Die Mannen und Städte erkannten früh, daß
es dabei darauf ankomme, das Geldbewilligungsrecht zu sichern und zu
wahren, den Landesherren das Recht zur Besteuerung zu nehmen; daß
es darauf ankomme, der politischen Macht der Landesherren die vereinigte
politische Macht der Prälaten, Mannen und Städte entgegen zu setzen,
daß die Organisation der Grundherren zum politischen und Wirtschaft-
lichen Kampfe erforderlich sei und daß deshalb das Vereinigungs- und
Versammlungsrecht als ein Grundrecht bestehen müsse. So sehen wir
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die politische Geschichte Mecklenburgs vom 13. bis 13. Jahrhundert aus-
gefüllt von Kämpfen zwischen Ständen und den Landesherren um das
Steuerbewilligungsrecht, um die politischen Rechte, welche die Grund-
Herren als Gegenleistung für die Steuerzahlung forderten, sehen wir,
daß die Grundherren in immer größerer Zahl vereinigt, organisiert den
Landesherren gegenübertreten, bis sie schließlich als die ganzen Lande
umfassende Verbände, als „Stände", verhandelten und ihre Rechte
geltend machten.

Die Landesherren konnten die Hintersassen, welche die Steuern
und Dienste aufzubringen hatten, nur durch Vermittelung der Grund-
Herren, welche deren Obrigkeit waren, erreichen. Und so war es selbst-
verständlich und unumgänglich, daß sie sich an die einzelnen Grundherren
wandten und diese versammelten, um auch nur die herkömmliche jähr-
liche Abgabe bewilligt zu erhalten. Zwangen aber die Schulden die
Landesherren, eine außergewöhnliche Beihilfe zu fordern, so war dies
erst recht notwendig. Um das 13. Jahrhundert traten schon die Grund-
Herren einzelner Gegenden, Ritter und Städte, an die sich die Landes-
Herren gewandt hatten, in solchen Fällen den Landesherren vereinigt
gegenüber und Wohl niemals bewilligten sie die außerordentliche Bede,
ohne sich dagegen in einem „Freibriefe" die künftige Befreiung von
solcher Bede zu sichern und ihre alten Herrschaftsrechte über ihre Hinter-
fassen, besonders die Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt, bestätigen und
ausdehnen zu lassen. Diese Versammlungen der Grundherren und
Städtevertreter wurden in der natürlichen EntWickelung gesetzgebende
Versammlungen. Denn vor jeder Steuerbewilliguug trugen die Herren
ihre Beschwerden vor und einigten sich untereinander und mit den
Landesherren über deren Abhilfe. So entstanden die Landesverord-
nungen. Die Gewohnheit der Vereinbarung derselben mit den Ständen
wurde mit der Zeit zum Recht, das sich um so sicherer entwickelte, als
bei der wachsenden Macht der Stände die Durchführung der Ver-
ordnuugen ohne deren Zustimmung gar nicht möglich war.

Außerdem ist zu berücksichtigen, daß die Privilegien und Herr-
schaftsrechte den einzelnen weltlichen nnd geistlichen Grundherren durch
Verträge zustanden, und daß diese Herrschaftsrechte in zahllosen Fällen
von den Landesherren gegen Zahlung bestimmter Summen gekauft wurden.
Eine anderweite Ordnung dieser Privilegien und Herrschaftsrechte be-
deutete daher eine Abänderung dieser Verträge, die ohne die Zustimmung
der Berechtigten nicht erfolgen konnte.

Eine Landesverwaltung bestand bis zum 15. Jahrhundert kaum
in den ersten Anfängen. Wie sie sich aber im Laufe der Zeit entwickelte,
bedingten die bestehenden Privilegien nnd Herrschaftsrechte, bedingte die
Abhängigkeit der Ausführung der Verwaltnngsmaßregelu von der Zu-
ftimmung der Stände, deren weitgehende Mitwirkung bei Erlaß und
Ausführung derselben.

Die Gerichtsbarkeit gegen ihre Hintersassen besaßen durchgehends
die Grundherren und Städte. Sie versäumten auch nicht, sich auf die
Besetzung des „Hofgerichts", das nach altem Brauch au deu regelmäßigen
Zahlungsterminen abwechselnd zu Wismar und zu Güstrow abgehalten
wurde und bei dem sie selbst Recht zn nehmen hatten, den maßgebenden
Einfluß zu sichern. Die Herren waren sich klar, daß die Gerichtsgewalt
ein mächtiges wirtschaftliches nnd politisches Machtmittel darstellt, üu
Kampfe mit den Landesherren von höchster Bedeutung für ihre Klasse.
So bilden schon Ende des 13. Jahrhunderts Vasallen und Ratmünner
der Städte die Beisitzer des Hofgerichts.
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Die Abhängigkeit der Landesherren aber von den Geldbewilligungen
der Grundherren gab diesen zugleich einen maßgebenden Einfluß auf
deren politische Matznahmen.

Wenn die Geschichte Mecklenburgs im Ganzen eine unkriegerische
ist, wenn die Herzöge sich itm die Händel im Reich wenig kümmerten,
wenn seit der Erwerbung des Landes Stargard dnrch Heinrich I. von
Mecklenburg im Jahre 1304 die Landesgrenzen keine wesentliche Ver-
änderung erlitten, wenn die Stände es zuwege brachten, die Gewalt der
Landesherren fast völlig zu vernichten und ihre ständische Oligarchie so
fest zu begründen, daß sie allen Stürmen der Zeiten getrotzt, bis die
siegreiche wirtschaftliche Revolution, der Kapitalismus, und fein politisches
Gebilde, das deutsche Reich, ihren feudalen Boden stückweise zu zertrümmern
begonnen hat, so ist dies nicht zum wenigsten dem Umstände geschuldet,
daß die Stände und insbesondere die Ritterschaft ihr wirtschaftliches
Uebergewicht und das Steuereinnahme- und das Steuerausgabe-Be-
willigungsrecht vou Anfang ihrer politischen Geschichte an dnrch die
Jahrhunderte mit äußerster Konsequenz und allen Mitteln verteidigten
und festhielten. Mit vielem Recht kann gesagt werden, daß die Geschichte
der mecklenburgischen Verfassung die Geschichte der Bedingungen und
Zugeständnisse ist, welche die Stände für die Zahlung der landesherr-
lichen Schulden stellten und bewilligt erhielten.

Heinrich I., „der Löwe", der sich in kriegerische Unternehmungen
gegen die brandenburgischen Askanier und im Bündnis mit Dänemark
gegen die wendische Hansa, jene wirtschaftliche und politische Vereinigung
von Rostock und Wismar mit Lübeck, Stralsund und Greisswald, einließ,
und sein Sohn Albrecht I., der seinen Sohn Albrecht zum König von
Schweden machte und im Kriege mit Margarete von Dänemark, Nor-
Wegens Königin, die Hand auch nach den Kronen Dänemarks und
Norwegens ausstreckte, dabei aber die schwedischeKrone verlor und seinen
Sohn in die Gefangenschaft brachte, diese beiden Herzöge verschafften
sich die Mittel zu ihrer Politik, indem sie Schlösser, Vogteien und Ein-
künfte ihres Domaninms an die Meistbietenden veräußerten oder ver-
pfändeten. Die reichen Rittergutsbesitzer, die geistlichen Stiftungen, die
reichen Handelsherren in Rostock und Wismar und diese Städte selbst
zögerten nicht, diese Gelegenheit zur Stärkung und Erweiterung ihrer
Macht und zur Schwächung der Herzöge gründlich auszunützen. So
kauften im Jahre 1318 die Plessen uud Preen und die Stralendorf
je zur Hälfte von Heinrich von Mecklenburg die ganze Insel Poel uud
noch 7 Ortschaften an der gegenüberliegenden Küste mit Eigentum und
Herrschaftsrechten, mit Roßdiensten, Beden, hohem und niedrigem Gericht,
mit der Befugniß der beliebigen Veräußerung, Ivofür die gebührenfreien
Konsensbriefe zum voraus verheißen wurden, mit der Freiheit, Schlösser
und Schanzen anzulegen und mit den Kirchenpatronaten. In derselben
Weise kauften 1321 die Lützow die ganze Herrschaft Grabow „mit
Mannen und Lehngütern, Kirchenlehen und Gericht, mit Eigentum und
aller Freiheit."

Johann Roden, Bürger und Ratsherr zu Rostock, erwarb im Jahre
1327 das Dorf Niendorf, frei von Lehnsverpflichtungen und Abgaben,
mit aller Bede, hoher und niederer Gerichtsbarkeit. Die Brüder

"Wilde

von Rostock kauften um 1330 das Dorf und deu Hof Jürgenshagen mit
denselben Rechten und dem Mönchspfennig für die Summe von 300 Mark,
welche Herr Albrecht zur Einlösung der Vogtei Bukow verwendete. Die
Seestädte Rostock und Wismar kauften ein Hoheitsrecht nach dem anderen
und je billiger, in je größerer Geldverlegenheit der Herzog war.
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1329 kaufte Rostock von Heinrich die Burg in Warnemünde zum Abbruch,sowie auch das Dorf mit dem hohen Gericht; weiterhin die Münzstätteund das Münzrecht in dem ganzen Gebiet der Herrschaft. Für 2000 Mark(Rostocker Münze) erwarb die Stadt von seinem Nachfolger Albrecht1358 die volle Gerichtsbarkeit mit allen Einkünften. Wismar machteähnliche Erwerbungen und beide Städte kauften zahlreiche fürstliche oderVasallendörfer frei von Abgaben, mit vollen Herrschaftsrechten undhoher Gerichtsbarkeit.
Noch weiter gingen die Verpfändungen für Darlehen zur Deckungdringender Bedürfnisse.
An Vasallen, Bürger uud Bischöfe wurden Herrschaftsrechte überStädte und ganze Vogteien verpfändet, deren Einlösung oft wiederandere Veräußerungen nötig machte. Die Urkunden des >4. Jahrhundertssind voll von derartigen Verträgen. — So wuchs der Reichtum, dasAnsehen und die politische Macht der Grundherren auf Kosten der

Landesherren. Immer mehr wurde Mecklenburg ein Nebeneinanderwohlerworbener Sondervorrechte, von gleichem Recht für alle war immerweniger die Rede.
Als Heinrich von Mecklenburg 1329 mit Hinterlassung minder-jähriger Söhne starb, konnten die vereinigten Mannen und Städte desLandes es wagen, die Regentschaft für ihren Ausschuß, 16 ritterliche

Räte und die Ratmänner von Rostock und Wismar, zu beanspruchen,
und der Herr von Werle, dem dieselbe vertragsmäßig zukam, mußte sich
fügen. So waren die Stände thatsächlich auch die Regenten des Landes
geworden. Bei der Großjährigkeit der Herzöge Albrecht und Johann
war man auch nicht geneigt, von der Regentschaft zurückzutreten. Diesengelang es erst mit Hilfe der Seestädte Rostock und Wismar, welche inder Ausübung der Landesherrschaft durch die mächtigen Vasallen eineGefährdung ihrer Privilegien und Interessen sahen, jene Plessen undandere mächtige Grundherren zu unterwerfen und sich die Landesherr-
schast zurückzuerobern. Die Seestädte erhielten aber für ihre Hilfe weitere
Privilegien und Hoheitsrechte vertragsmäßig zugesichert.

Als Herzog Heinrich der Dicke von Mecklenburg, der auch Domänen
und Regalien verschwenderisch veräußerte, infolge des kurz vorher erfolgten
Aussterbens der beiden wendischen Linien und der Stargarder Linie 1471 die
gesamten mecklenburgischen Lande vereinigte, hatten die Geistlichkeit, dieRitter, die Städte vertraglich fast sämtliche höhere und niedere Herr-
schaftsrechte über ihre Gebiete und die darin ansässigen Untersassen undBürger erworben.

Herzog Magnus, Heinrich des Dicken Sohn, überzeugte sich bald,daß mit den der Landesherrschaft verbliebenen Hoheitsrechten und
Domänen eine Landesherrschaft nicht zu führen fei/ Er setzte sich des¬
halb vielfach über die verbrieften Vorrechte der Grundherren hinweg.Gegen Rostock, das ihm hierbei den hartnäckigsten Widerstand entgegen-
setzte, gebrauchte er Waffengewalt und scheute nicht zurück, als dieheimische Ritterschaft ihm Lehnsfolge versagte, mit dem Herzog von
Pommern gegen die Stadt ein Bündnis zu schließen und pommerische
Truppen gegen dieselbe zu führen. Diese Vorgänge, andererseits diebeginnende EntWickelung der landwirtschaftlichen Produktion als Waren-Produktion, des städtischen Handwerks, des Handels und des Verkehrsnnd das damit verknüpfte Bedürfnis nach Landfrieden, trieb die Ständeimmer mehr zusammen zum Schutz ihrer Herrschaftsrechte gegen dieGewalt der Landesherren uud zur Aufrechthaltung des für Handel undGewerbe notwendigen inneren Friedens. Lange schon hatten sichLandes-
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verbände der Geistlichkeit, der Ritter und der Städte in den Landen
Mecklenburg, Stargard und Wenden gebildet. Wie die drei Lande unter
einer Landesherrschaft vereinigt waren, vereinigten sich die Stände der¬
selben ebenfalls zu einem die drei Lande umfassenden Verbände. Schon
1303 sahen sich die Herzöge Balthasar und Heinrich veranlaßt, durch ein
Landtagsausschreiben die „Prelaten, Mannen und Stedenn" der drei
Lande aufzufordern, gemeinsam an der Brücke zu Sagsdorf unweit
Sternberg zu erscheinen. Durch Schreiben, datiert Güstrow, 17. Juni
1317, beriefen die Herzöge Heinrich und Albrecht die „gemeinen Stände
ihres Fürstentums" zu einem „gemeinen Landtag" nach derselben Brücke.
Damals also schon wurden die Stände der drei Lande als politische
Einheit behandelt.

Die so thaisächlich zur Einigung gekommenen und als staatsrecht¬
liche Einheit behandelten Stände sahen ihren einheitlichen Bestand und
somit ihre politische Macht aufs äußerste bedroht, als Herzog Albrecht
mit seinem Bruder Heinrich über die Einkünfte der Herrschaft in Streit
geriet nnd auf Grund seines Erbrechts die Teilung der Landesherrschaft
forderte. Sic zwangen durch einmütiges Vorgehen und unterstützt durch
Herzog Heinrich, den das eigene Interesse auf die Seite der Stünde
brachte, den Herzog Albrecht 1320 im Vertrag zu Neubrandenbnrg, sich
mit der Teilung der fürstlichen Schlösser und Einkünfte, der Orbede, der
Landbede, der Gerichtsgefälle, der Zölle, der Barschaft, des Silbergeschirrs
und der Arkeley (des Geschützes) :c. zufriedenzugeben, die Landstände der
Lande Mecklenburg, Wenden und Stargard aber von der Teilung aus-
zunehmen, d.h. die Landesherrschaft ungeteilt zu lassen. Dieser zwischen
den Herzögen geschlossene Vertrag, welcher von dem Bevollmächtigten
der Stände mitunterzeichnet wurde, ernannte die Stände bei Streitig-
leiten- aus demselben zu Schiedsrichtern, und entband sie ihrer Pflichten
gegen denjenigen Herzog, der sich ihrem Ausspruch nicht fügen sollte.
So sehen wir hier schon das politische Schwergewicht bei den Ständen.
Herzog Albrecht aber wollte sich nicht fügen. Er focht beim Reichs-
gericht die Gültigkeit des Vertrages an und wandte sich um Beistand
an Kaiser Karl V. Dieser erließ in der That ein Mandat an die
Stände zur Laudesteiluug. Gleichzeitig suchte Herzog Albrecht die
Stände von Herzog Heinrich zu trennen und sie selbst zu spalten,
indem er am 18. Mai 1323 hinter dem Rücken seines Bruders einseitig
einen Landtag auf den 8. Juni 1323 ausschrieb.

Unter dem Druck dieser Ereignisse wurde die landständische Union
geboren, jene Magna Charta der mecklenburgischen Stände. Die an
gesehensten Mitglieder der Stände forderten Geistlichkeit, Ritterschaft und
Städte der drei Lande durch Laufzettel auf, sich alsbald in Sternberg
zu versammeln. Dort wurde die Union „durch alle Prälaten, Mann
schast und Städte, als die gemeinen Stände der Lande und Fürstentümer
von Mecklenburg gemacht und einträchtlich beliebt." Zugleich wurden
Bevollmächtigte aus den drei Ständen ernannt zur schriftlichen Abfassung
uud Unterzeichnung der Vereinbarung. Am 1. August 1323 zu Rostock
unterzeichneten 3 Prälaten, 23 Ritter und die Bürgermeister und Rat-
männer der sechs bedeutenderen Städte, als Bevollmächtigte aller Prä
laten, Mannen und Städte die Unionsurkunde und etwa 300 in Rostock
versammelte Ständemitglieder genehmigten und nntersiegelten sie.

Im Falle sie alle oder einer, so geloben sich in derselben die
Stände, durch jemand wider ihre Privilegien, Freiheit, löbliche Gewohn-
heiten oder alt Herkommen mit gewaltsamer That oder überhaupt wider
Recht und Billigkeit beschwert würden, wollen sie sich untereinander
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Beistand leisten „zu ihren Rechten"; auch den Schaden, der einem wider-
fahren, gemeinsam tragen, nach Rat von Prälaten, Mannen und Städte
bis zum Austrag der Sache.

Untereinander wollen sie Frieden, Recht nnd Einigkeit erhalten,
den mutwilligen Beschädiger nicht Hausen und hegen, dagegen jedem,
der sich an gleichem Recht will genügen lassen, in allen Städten,
Schlössern und Häusern Zuflucht gewähren.

Es wird ein Ausschutz zur fortdauernden Leitung der ständischen
Angelegenheiten eingesetzt mit der Befugnis, nach Bedürfnis Prälaten,
Mannen und Städte zur gemeinsamen Beratung und Beschlußfassung
zusammenzurufen.

So erklärten sich kraft eigenen Rechts die vereinigten Stände
Mecklenburgs zu einem verfassungsrechtlichen Machtfaktor, ohne dessen
Zustimmung und Mitwirkung ein politischer Akt oder eine Aendernng
der bestehenden staatsrechtlichen Verhältnisse nicht zu stände kommen
sollte. Formell wurde die Union von den Herzögen damals nicht an-
erkannt. Aber das Schwergewicht der in ihr vereinigten wirtschaftlichen
und politischen Kräfte und die Wachsamkeit, Umsicht nnd Beharrlichkeit
ihres Ausschusses erzwang ihr die materielle Anerkennung. Zwar hörte
Herzog Albrecht nicht auf, die Teilung zu verlangen und Kaiser Karl,
der ihm wegen der Unterstützung seiner dänischen Politik gefällig sein
lvollte, sandte Kommissarien nach Mecklenburg mit der Vollmacht, die
vollständige Erbteilung der Lande. zu erzwingen. Aber die Teilung
erfolgte nicht. Albrecht mußte sich 1534 zu einem neuen Gemeinschafts-
vertrag bequemen, bei dem es trotz aller Bemühungen und weiterer von
ihm bewirkten kaiserlichen Mandate verblieb.

III.

Im Jahre 1323 auf dem Reichstag zn Nürnberg klagte die ver-
armte Ritterschaft von Süd- und Westdeutschland über die zunehmende
Macht und Willkür der Landesherren, die sich über ihre Gerechtsame
hinwegsetzte und sie mit allen Mitteln ihrer wichtigsten Rechte beraubten.
In demselben Jahr zwangen die wirtschaftlich starken Grundherren und
Städte Mecklenburgs, einig und organisiert, die sich befehdenden Landes-
Herren nieder. Die wirtschaftliche und politische EntWickelung Mecklen-
burgs war eine andere gewesen als die Süd- und Westdeutschlands.
Dank dem Mut, der Festigkeit und Einigkeit seiner Stände, die ihre
Dörchläuchtings immer straff am Zügel gehalten und dank der bequemen
wenig ehrgeizigen Natur dieser Landesherren, die es im allgemeinen {vorzogen, daheim zu zechen und zu jagen, statt draußen im Reich in
beschwerlichen und mühevollen Händeln verwickelt zu sein, war Mecklen-
bürg ein weltvergessener, sich^selbst überlassener Winkel des Reiches
geblieben, zu dem die großen Straßen des Handels und der Heere nicht |führten. Die wirtschaftliche Revolution, die Umgestaltung der für ihren
eigenen Bedarf produzierenden Fendalwirtschaft in die kapitalistische für
den Markt produzierende Geldwirtschaft, welche im Süden nnd Westen
Deutschlands schon ihren siegreichen Einzug zu halten, die Verhältnisse
von Grund aus umzugestalten begann und die dortigen Grundherren
und das Handwerk vielfach wirtschaftlich und politisch ruinierte, hatte
die landwirtschaftliche Produktion Mecklenburgs noch wenig erfaßt und
seinen Handel und Gewerbe in den Städten erst mäßig beeinflußt.

Ihre Folge aber, die soziale Gärung, welche in der Empörung
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gegen Rom, in der Reformation, ihren sozialpolitischen Ausdruck fand,
sprang auch nach Mecklenburg über uud fand besonders in den See-
städten uuter dem besitzlosen Gesellenstand und den Lohnarbeitern, welche
der Handel erforderte, der Klasse der verarmten Leute, fruchtbaren Boden.
In Rostock predigte schon 1523 Joachim Slüter aus Dömitz an der
St. Petrikirche unter großem Beifall des Volkes die Reformation, und
1531 wurden die Priester verjagt und lutherische Prediger eingesetzt.
Aehnlich ging es in Schwerin, Wismar nnd Güstrow. Eine Wirtschaft-
liche und politische Umgestaltung zu ihren Gunsten herbeizuführen hatten
aber die städtischen Proletarier niangels Organisation und mangels
Unterstützung durch die bäuerliche Bevölkerung keine Kraft.

Für die verschuldeten Landesherren hieß das „Evangelium" die
Gelegenheit, nicht länger zuzusehen, daß alljährlich große Summen ihrer
Bauern und Bürger in die Taschen der Geistlichkeit und nach Rom
flössen, hieß es die Verjagung der Geistlichkeit und die Einziehung ihrer
Güter und Einkünfte zum Dominium, bedeutete Reformation die
Gelegenheit, drückende Schulden los zu werden, das Einkommen dauernd
zu vergrößern, die wirtschaftliche und politische Kraft eines Landstandes
und seine besondere Herrschaftsorganisation, das Kirchenregiment, der
Landesherrschaft einzuverleiben. Die geringe Zahl der wehrlosen Bischöfe,
Aebte, Mönche, Priester konnte keinen Widerstand leisten; ihre Bauern
und Arbeiter aber, die ausgebeutet, ohne Klassenbewußtsein in geistiger
nnd politischer Abhängigkeit und Bevormundung dahinlebten, erhoben
sich nicht, weder für

"die
Begründung ihrer eigenen politischen Macht,

noch für ihre Ausbeuter, die geistlichen Grundherren. Deren verbündete
Stände, die Ritterschaft und die Städte, ließen sie im Stich. Die Einig-
keit der Stände, welche sich gegenüber der ihnen von den Landesherren
gemeinschaftlich drohenden Gefahr bewährt hatte, versagte, wo ein solches
gemeinschaftliches Interesse nicht zu schützen war, wo vielmehr das gegen¬
sätzliche Interesse der einzelnen Stände sich geltend machte. Die Städte
hielt einerseits die socialpolitische Gärung ihrer Massen gegen die alte
Kirche von der Parteinahme für die Geistlichkeit zurück, andererseits
erwarteten sie von der Aufhebung der Klöster und Einziehung der geift-
lichen Güter durch die Landesherrschaft eher Nutzen als Schaden für den
städtischen Handel und das städtische Handwerk. Das städtische Kails-
mannskapital sah in der Vereinheitlichung des Absatzgebietes und der
Stärkung der landesherrlichen Gewalt eine Sicherung und Erweiterung
des inneren Markts. Die Ritterschaft aber, welche zahlreiche geistliche
Güter gegen Entgelt bewirtschaftete und kirchlichen Stiftungen Zehnten,
Zinsen und Pächte zu entrichten hatte, erblickte in dem gewalttätigen
Vorgehen der Landesherrschaft die Gelegenheit, diese Auflagen los zu
werden und auch ihrerseits dem reichen landwirtschaftlichen Konkurrenten
einen Teil feiner Güter zu rauben. So begann die Reformation in der
Ritterschaft damit, daß der Adel der Geistlichkeit die schuldigen Zehnten
und Pächte verweigerte und sich um die Erkenntnisse des herzoglichen
Gerichts zu gunsten der geistlichen Herren, die zu vollstrecken kein Wille
nnd keine Macht vorhanden war, nicht kümmerte. Als der Bischof von
Ratzeburg 1529 seine Patronatsrechte im Klützer Ort mit Gewalt durch-
zusetzen versuchte, fielen die Herren V. Plessen nnd andere dort ein-
gesessene Adlige in das Stift ein und plünderten die Dörfer. Nach
heutigem Sprachgebrauch unternahmen die Herren eine „Strafexpedition"
gegen die Bischof. Indessen der protestantische Eifer der Ritterschaft
mutzte sich Zügel anlegen, weil, wie wir gesehen haben, die landesherr-
lichen Brüder uneinig waren, deshalb Albrecht für und Heinrich gegen
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die Geistlichkeit Partei ergriff und der eine die Geistlichkeit gegen den
anderen auszuspielen suchte. Nicht selten geschah es, daß in Städten,
welche unter der gemeinschaftlichen Regierung beider Herzöge standen,
Albrecht die lutherischen Prediger verjagte und Heinrich sie wieder zurück-
führte. So machte bis zum Tode Herzog Albrechts im Jahre 154-7 die
Reformation in Mecklenburg keine großen Fortschritte und die Ver-
gewaltigung der Geistlichkeit und ihre Expropriation durch die Herzöge
und Ritter erfolgte nnr in beschränktem Maße. Noch auf dem Landtage
von 1549 erschienen die Prälaten als Stand.

Albrechts Sohn, Johann Albrecht, erbte das halbe Domanium
tief verschuldet, hauptsächlich infolge der kostspieligen Feldzüge, welche
sein Vater zur Unterstützung der kaiserlichen Politik gegen Dänemark
und Schweden unternommen hatte. Die Stände lehnten, da sie ihre
Zustimmung zu diesen Kriegszügen nicht gegeben, die Bezahlung der
Schulden ab. Der Kaiser verweigerte sie ebenfalls. Da schaffte sich
Johann Albrecht den Ausweg ans seiner Bedrängnis, indem er die
Feindschaft mit seinem Onkel und Mitregenten Heinrich begrub und
mit ihm die „Reformation" in Mecklenburg nachdrücklichst betrieb, d. h. in
das Gebiet der Geistlichkeit einfiel, die noch vorhandenen geistlichen Herren
mit Gewalt vertrieb und ihre Güter einzog. Zuletzt kamen die reichen
Klöster Doberan und Dargun an die Reihe. Auf dem Landtag von 1352
erschien die Geistlichkeit nicht mehr. Die Landesherren gaben die Er-
Klärung ab, daß die Prälaturen abgethan und vernichtet seien,

Das Domanium war durch die Einziehung von Kirchenländereien
um die Hülste vergrößert und die Adligen hatten etwa 3—4000 kirchliche
Bauernhufen an sich gerissen. Man sieht, die Landesherrschaft und dieRitterschaft hatten in ihren wirtschaftlichen und politischen Kämpfen garfeine Scheu vor der Expropriation. Das feudale Eigentum ihrer eigenen
Klassengenossen erschien ihnen gar nicht heilig, als die Zeitläufte und
die heranziehende wirtschaftliche und sociale Umwälzung dasselbe in ihre
Gewalt brachte und seine Einziehung zur Befestigung und Erweiterung
ihrer Herrschaftsrechte förderlich erschien.

Die Bauern ließ man einstweilen unter denselben Bedingungen
wie früher auf ihren Höfen. Für sie bedeutete die Reformation
nur einen Wechsel der Grundherren. Aber wie wir bald sehen
werden, als den Grundherren das bäuerliche Eigentum ein Hindernis
ihrer Macht erschien, legten sie die Bauern mit derselben rücksichtslosen
Entschlossenheit und mit noch größerer Brutalität als sie vorher diePrälaten gelegt hatten. Zwischen Hans Albrecht und seinem nach HerzogHeinrichs Tode 1332 zur Mitregierung gekommenen Bruder Ulrich eNt-
brannte bald eiu heftiger Streit um die Teilung der Kirchenbeute.Ulrich verlangte die Hälfte, Hans Albrecht aber, der sich durch Teilnahme
an des Sachsen Moritz Rebellenzug gegen den Kaiser, dem er wegen der
unbezahlten dänischen Kriegsforderung seines Vaters grollte, noch tieferiu Schulden gestürzt hatte, wollte nichts herausgeben. Ulrich forderte
darauf Teilung der Landesherrschaft und rückte mit braunschweigischen
Truppen gegeu seinen Bruder vor. Die Situation war ungefähr dieselbe
wie 1523, als Herzog Albrecht mit seinem Bruder Heinrich über dieEinkünfte der Herrschaft in Streit geraten war und mit allen Mitteln
die Landesteilung betrieb. Jetzt wie damals suchte der eine der Landes-
Herren den Bürgerkrieg ins Land zn tragen seiner Einkünfte wegen.Ungefähr dieselbe Gefahr wie damals bedrohte auch die Stände. Daerinnerten sie sich ihrer Eide von 1523, sich nicht trennen zu lassen und
sich einander Beistand zu leisten zn ihren Rechten. Herzog Hans Albrecht
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war infolge feiner Verschuldung und seiner finanziellen Not nicht im
stände, seinem Bruder und dessen Verbündeten nachhaltigen Widerstand
zu leisten. Er war also auf die Hilfe der Stände angewiesen. Diese
stellten sich auf seine Seite und erklärten dem Herzog Ulrich, daß sie
die Landesteilung unter keinen Umständen zugeben würden, dagegen bereit
seien, zur Tilgung der landesherrlichen Schuld beizutragen. Es erfolgte
darauf die Einigung der herzoglichen Brüder im Wismarischen Vertrag von
1535. Die Teilung der Lande und der Landesherrschaft und die Sprengung
der Union der Stände war verhindert. Landesherrschaft und Stände
einigten sich hierauf über die Teilung der Kirchenbeute im Rnppiner Schieds-
spruch 155(? in der Weise, daß die Landesherrschäst den Ständen die „Jung-
Trauert Klöster" Dobbertin, Ribuitz und Malchow mit vier Quadratmeilen
Grundbesitz herauszugeben versprach. Die wirkliche Ueberweisung dieser
Klöster an Ritterschaft und Landschaft „zn christlicher und ehrbarer Auf-
erziehung der innländifchen Jungfrauen, so sich darin zu begeben Lust
hätten" erfolgte erst sechzehn Jahre später auf Grund der Reverfalen
von 1572, als die Herzöge noch tiefer verschuldet und von der Hilfe der
Stände noch abhängiger waren. Es mag auffallen, daß die Stände,
insbesondere die Ritterschaft, sich mit diesem geringen Anteil an der
Kirchenbeute und mit der Aufsaugung der politischen Macht der Geist-
lichkeit durch die Landesherrschaft zufrieden gaben. Seine Erklärung
kann es darin finden, daß bei dem Zündstoff, den die Resormatious-
bewegung in ganz Deutschland aufgehäuft, und bei den Bauern-
erhebungen um die Früchte der Kirchenreform, welche damals in den
Mecklenburg benachbarten Ländern stattgefunden hatten, eine Erhebung
der Stände gegen die Landesherren voraussichtlich auch eine Bauern-
erhebung in Mecklenburg zur Folge gehabt hätte. Diese zu verhüten,
hatten die Landesherren und Ritterschaft den dringendsten Grund.
Denn sie waren sich bewußt, daß ihre Herrschaft gleichmäßig in erster
Linie auf der Unterdrückung und Ausbeutung der Bauern ruhte und
deren Niederhaltung ihr gleichmäßiges Interesse war.

Von dem eingezogenen Reichtum bewilligten die Herzöge für
Schulen, insbesondere für die Universität Rostock, im ganzen 4500 Gulden
jährlich. Udingens gab es damals Schulen nur iu deu bedeutenderen
Städten, wie sich aus der von Johann Albrecht eingeführten lutherischen
Kirchenordnung von 1552 ergiebt. Gedruckte Schriften waren eine kost-
bare Seltenheit. Außer einer in Rostock gab es damals in Mecklenburg
keine Druckerei. Die Landbevölkerung wuchs ohue jeden Unterricht
heran. Wahrsager, Zauberer, Teufelsbeschwörer beherrschten vielfach ihre
Vorstellungen. In der mecklenburgischen Polizeiordnung von 1572 ist
verordnet, „wo jemand, wes Standes der wäre, sich des Wahrsagens
oder anderer Zauberei befleißen und dadurch deu Leuten Schaden und
Unglück zufügen würde, daß derselbige mit dem Feuer gestraft werden
soll". Dadurch waren die Hexenprozesse und der Scheiterhaufen nicht
blos feierlichst sanktioniert, sondern auch anbefohlen. 1584 wurden zu
Rostock in den Monaten August und September.nicht weniger als
17 Hexen und ein Zauberer verbrannt. Solche Zustände erklären auch
der Landbevölkerung Mangel au Klassenbewußtsein und ihre politische
Widerstandslosigkeit gegen die Grundherren. Erst die revidierte Kirchen-
ordnung von 1650 bestimmt die Einrichtung von Schulen auf dem platten
Lande, wenigstens in den Pfarrdörfern, Ivo der „Pastor oder Küster samt
ihren Frauen Schule halten und etliche Knaben und Mägdlein im
Katechismus, Gebet, Lesen, Schreiben, Rechnen unterweisen sollen, damit
die jungen Leute uicht aufwachsen wie das unvernünftige Vieh."
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1555 aber, nachdem, wie gesagt, die Herzöge sich geeinigt und die
Landesteilung verhindert war, bewilligten die Stände, ihrem Versprechen
gemäß, fast eine halbe Millionen Gulden zur Tilgung der landesherr-
lichcn Schulden. Aber zielbewußt thaten sie es nicht, ohne die Gelegen-
heit zur Erweiterung und Befestigung ihrer politischen Macht auszunutzen.
Nicht nur förderten und erhielten sie vorher in feierlicher Form in so-
genannten „Reversalon" die Bestätigung ihrer alten Vorrechte und Frei-
heiten, der Mitwirkung bei der Gesetzgebung, bei Ausübung der Rechts-
Pflege, bei Ausführung der Polizeigesetze und der Kirchenordnung, ins-
besondere auch die Bestätigung ihres Rechts, „daß sie anders nicht denn
auf vorhergehende freie und gutwillige Bewilligung Steuer zu leisten
schuldig seien", sondern sie erzwangen auch die Zusicherung: „daß man
sich in keine ausheimische Fehde einlasse ohne der Landschaft Rat und
Mitwissen". So sicherten sie sich die Beeinflussung der auswärtigen
Politik der Landesherren. Vor allem aber thaten sie einen gewaltigen
Schritt vorwärts in der Beeinflussung des Landesregiments, indem
sie erreichten, daß die Vereinnahmung und Verwendung der bewilligten
Steuern ihrem eigenen Ausschuß, „den Verordneten des Aus-
schusses der Lande Mecklenburg, Wenden und Stargard", zugestanden
wurde. Sie wußten, worauf es ankam. Dadurch, daß sie sich die
Herrschaft über die Einnahme und Ausgabe der Steuern sicherten, welche
die Herzöge zu ihren Aktionen benötigten, sicherten sie sich die Herr-
schast über die Herzöge und deren Aktionen selbst. So wurde denn
in der That das in den Reversalen von 1555 geschaffene ständische Organ,
der „Ausschuß" oder der „Engere Ausschuß", wie es in seiner weiteren
EntWickelung genannt wurde, das Organ der Mitregentschaft der Stände
in Mecklenburg, das eigentliche ständische Ministerium, ohne dessen Zu¬
stimmung in Gesetzgebung, Verwaltung und, solange es eine ständische
Rechtsprechung gab, auch in der Rechtsprechung nichts von Belang
erfolgen konnte. Und gleich damals hat sich der rittermäßige Grund-
besitz, der Adel, wie er damals zuerst genannt wurde, welcher der bei
weitem mächtigste wirtschaftliche Faktor im Lande war, die Mehrheit in
diesem Ausschuß und damit die Junkerherrschaft in Mecklenburg gesichert.

IV.

Ani Anfang des 16. Jahrhunderts und etwa 50 Jahre vor dieser
Zeit war Mecklenburg noch von selbstwirtschaftenden Bauernwirtschaften
besät. Die Klasse der landwirtschaftlichen Lohnarbeiter war wenig zahl-
reich. Aber auch sie waren zugleich felbstwirtschastende Bauern, indem
sie außer ihrem Lohn kleine Stücke Ackerland angewiesen erhielten. Sie
genossen zudem mit den eigentlichen Bauern die Nutznießung des Gemeinde-
landes, worauf ihr Vieh weidete und das ihnen zugleich die Mittel der
Feuerung, Holz, Torf u, s. w. bot. „Jede Bauernwirtschaft, sagt Kantsky,
in der Geschichte des Sozialismus, erzeugte nicht bloß ihre landwirt-
schaftlichen Rohprodukte, sondern verarbeitete sie auch: zu Mehl und Brot,
zu Garn und Gelvebe, zu Geschirren und Werkzeugen u. s. w. Der
Bauer war sein eigener Baumeister und Zimmermann, sein eigener
Schreiner und Schmied".

„Die Bedürfnisse des Gutsherrn waren in der Regel viel weit-
gehender als die der Bauern, aber auch der Gutsherr mußte Alles, was
er brauchte, auf dem eigenen Hof, dem Herrenhof (Fronhof) oder in den
von ihm abhängigen Bauernwirtschaften erzeugen lassen. Ihm standen
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aber mehr Arbeitskräfte zu Gebot, als den Bauern: mit den Lebens-
Mitteln, die ihm die Bauern abgaben, konnte er ein zahlreiches Gesinde
ernähren; daneben konnte er über jeden seiner Bauern während einer
gewissen Anzahl von Tagen im Jahr (Frontage) verfügen. Er konnte
daher eine gewisse Arbeitsteilung eintreten lassen, die einen ausschließlich
oder vorwiegend mit Bau- oder Zimmermannsarbeit, andere mit Leder-
urbeit, dritte mit dem Schmieden von Waffen n. s. w. beschäftigen. So
bildeten sichauf den Fronhöfen die Anfänge des Handwerks im Mittelalter".

Mit dem Wachsen der Städte an Volkszahl und Reichtum, mit der
EntWickelung derselben zu Märkten für die Kaufleute, mit der EntWicke-
lung der Technik des Handwerks, verschwand aber ein Handwerk nach
dem andern von den Gutshöfen und wurde ausschließlich städtisch. In
der Mecklenburgischen Polizeiordnung von 1572 heißt es, „wir werden
auch berichtet, daß sich etzlichezu Verstörung der Aemter und Handwerker
in den Städten unterstehen sollen, Gerber, Leineweber, Schuster, Schneider,
Schmiede und andere Handwerksleute, in den Dörfern aufzuhalten. Dem-
nach befehlen und wollen wir, daß sich Niemand, wes Standes, Würde
oder Wesens der sei, unterstehe, auf die Dörfer Handwerker zn setzen
oder sousten ihr Handwerk in denselbigen treiben zu lassen, gestatte."
Gutsherren und Bauern mußten nun in den Städten kaufen, was sie
ehedem selbst auf ihren Höfen und Bauernwirtschaften erzeugt hatten.
Grundherr und Bauer brauchten Geld. Je mehr und je mannigfaltigere
Produkte das städtische Handwerk erzeugte, desto mehr und mannigfaltigere
Bedürfnisse entstanden auch auf dem Lande, insbesondere bei den Grund-
Herren. Die Erzeugnisse der gutsherrlichen Bauern, welche vordem ein
Mittel waren, den Grundherren, seine Familie, sein Gefolge, reichlich mit
aller Notdurft zu versorgen, sie wurden nun ein Mittel zur Erlangung
von Geld, sie wurden Ware. Gleichzeitig wird das Produktionsmittel,
der Grund und Boden, selbst Ware. Der Grundherr, der vordem in
fröhlicher Pflege des Leibes behäbig und leutselig auf seinem Hof gesessen
oder in den Fehden seiner Standesgenossen oder der Landesherren Roß-
dienst geleistet oder auf der Landstraße den Kaufmann überfallen und
geplündert, er wurde jetzt selbst Händler, er wurde Wucherer, er wurde
Ausbeuter.

Die Mecklenburgische Polizeiordnung von 1572 verbietet den Wucher
des Adels „nachdem etliche von der Ritterschaft auf solche wucherliche
Händel fast ihr fürnemeste Gewerb und Nahrung richten". Ebenda wird
auch geklagt, daß der Adel durch die ländliche Industrie des Mälzens
und Brauens sein Einkommen erhöhe. Daher wird verordnet, „daß hin-
füro die von der Ritterschaft in ihren Häusern, Dörfern, Gerichten und
Gütern Anders nicht, dann so viel einem Jeden sür seine Hanshaltung
Köste und Kindelbier von Nöten, brauen und sonsten keinerlei Bier ans
-die Krüge und Jemand anders verkaufen oder ausschenken sollen. Denn
«s sind ja die Städte auf Haudtirung, Handwerker und Bierbrauen ge-
stiftet, müssen auch dadurch erhalten werden." Weiterhin wird ihnen das
Mälzen verboten, „welches Alles sie hernach auf's theuerste in den
Städten verkaufen". Damals gab es beiläufig bemerkt über 250 Brau-
Häuser in Rostock. Ferner wird ebenda „sonderlich denen von Adel"
verboten, Ochsen und Hammel uud dergleichen aufzukaufen, ebenso „Korn,
Wolle und dergleichen Waaren, so sie Haufen — und großer Summen-
weis zu verkaufen haben", und außerhalb Landes zu vertreiben.

Die Folge dieser Zustände war die wachsende Belastung der Bauern
mit Diensten und Abgaben und Wucherzinsen. Die Folge war auch die
Beschränkung ihres srohen Lebensgenusses, ihrer Feste, ihrer Tänze und



bic Herabdrückung ihrer Ernährung. Die bez. Polizeiordnung enthältVorschriften gegen „die übermäßigen Unkosten auf Bittelkösten und Hochzeiten, Kindtaufen und Kindelbier, gegen die unnötigen Zehrungen, gegendie Abendtänze auf den Dörfern". Hier finden wir auch zuerst Bestim-mungen, welche während die Warenpreise allgemein gestiegen waren,Höchstlöhne für Dienstboten, Gesinde, Arbeiter und Tagelöhner festsetzenund ohne eine Grenze nach unten zu ziehen, die Mehrzahlung bestrafen.Hier findet sich auch der Urquell der Gesindeordnungsbestimmungen, dasErfordernis der Bescheinigung des ordnungsmäßigen An- und Abzugs,das Verbot der Aufnahme ohne diese Bescheinigung, die Bestrafung desVertragsbrüchigen Gesindes, „damit nicht das Gesinde verwöhnt und mnt-willig gemacht wird, daß sie sich nicht strafen lassen und von einem zumandern laufen". Auch wird hier die erste Bestimmung auf dem Wegezur Hörigkeit der Bauern gesetzlich festgelegt. „Als uns auch fürkommt,heißt es, daß die ledigen Bauersknechte und Mägde unserer Unterthanenin unseren Aemtern und unter denen von Adel, ohne ihrer ObrigkeitErlaubnis austreten, sich zu Andern in Dienst, sonderlich aber in dieStädte Rostock und Wismar begeben, dadurch die tüchtigsten Bauknechtevon den Husen abkommen und das Ackerwerk in die Länge zu großemAbfall geraten würde, so befehlen wir hiermit ernstlich, daß solches hinsürogänzlich verbleiben nnd Keiner dem Andern feine Unterthanen aufnehmenoder zu Dienst wider seiner Herrschaft Willen behalten soll." In dieserZeit wuchsen auch die Geldbedürfnisse der Landesherren, nicht nur ausdenselben Ursachen wie bei der Ritterschaft, sondern auch weil mit derwachsenden Warenproduktion und dem wachsenden Handel neue Landes-bedürsnisse entstanden waren, deren Kosten die Landesherren zu bestreitenhatten. Johl Albrecht projektierte zur Belebung des inneren Marktesdie Anlegung von Kanälen; er wollte den Schweriner See mit der Elbeverbinden, Rostock mit Güstrow, und begann den Bau eines Kanals see-wärts von Hohen-Viecheln nach Wismar.
Dazu kam, daß die Erfindung des Schietzpulvers die militärischeTaktik revolutionierte, statt des adligen Roßdienstes Massen von Fuß-Volk erforderte, welche mit Feuerwaffen zn versehen und im gleichmäßigenund sicheren Zusammenwirken der einzelnen Abteilungen auszubilden

waren. Geld erforderte die Anschaffung der Feuerwaffen, Geld dieLöhnung, Ernährung und Ausbildung der geworbenen Kriegsknechte.Daher mehrten sich gewaltig die Geldbedürfnisse der Landesherren undihre Ansprüche an die Stände. In einem Rostocker Landbede-Registervon 1633 findet sich die Bemerkung: „Und sind in 25 Jahren in die25 Landbeden nnd 2 Türkensteuern gegeben worden." Alle diese Steuernwaren schließlich in der Hauptsache von den Bauern zu bezahlen undvermehrten ihre Lasten. Auf der anderen Seite förderte die Preissteige-rnng, die teilweise eine Folge der wachsenden Ergiebigkeit der Silber-und Goldbergwerke im 15. Jahrhundert und der Erschließung der Metall-schätze Amerikas im 16. Jahrhundert war, die Gier der Grundherren,möglichst viele Produkte auf den Markt bringen und in Geld umsetzenzu können. Wohl waren zahlreiche Bauern den wachsenden landesherr-lichen und gutsherrlichen Diensten, Abgaben und Wucherzinsen erlegenund gezwungen, ihr Land „denen vom Adel" zu überlassen, wie sich auchaus der Polizeiordnung von 1572 ergiebt, aber den Grundherren gingdiese Methode zur Verwandlung der Banern in Tagelöhner nnd ihrerArbeitsmittel in Kapital, nicht schnell genug.
Da gaben ihnen die Landesherren in der Reformation durch diegewaltsame Vertreibung der Prälaten von ihrem Grund und Boden, auf
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den diese denselben feudalen Rechtstitel besaßen, wie sie selbst, das Signal
,^um gewaltsamen Vorgehen gegen die Bauern. Das Kircheneigentun:
bildete, wie Marx in „Kapital" sagt, das religiöse Bollwerk der alter-
tnmlichen Grundeigentumsverhältnisse. Wie die Landesherren vor dem
geheiligten kirchlichen Grundeigentum nicht halt machten, hielten die adligen
Grundherren mit dem gewaltsamen Raub der bäuerlichen Hufen nicht
mehr zurück. Zunächst konfiszierten sie das Gemeindeeigentum der Dorf-
gemeinden an Wasser, Weide und Wald, und waren so im Stande, ihren
Viehstand fast ohne Kosten zu vermehren, während ihnen das Vieh reich-
lichere Düngungsmittel zur Bestellung des Bodens lieferte. Die Jagd,
die Fischerei und das Holz des Waldes beanspruchten sie für sich. Wie
sich dies anfangs durch individuelle Gewalt vollzog, so wurde bald das
Gesetz selbst das Werkzeug des Raubs. Das Jagd-, Fischerei- und Forst-
Recht hielt seinen Einzug in Mecklenburg. Schon in der Polizeiord¬
nung von 1572 heißt es: „dieweil anch Etzliche in den Wäldern nnd
Gehölzen auch sonsten nach Wildbret zu schießen sich heimlich unterstehen,
so wollen wir, das hinsürder die Bauern, Schäfer, Müller, Fischer,
Schweinschneider, Kesselflicker, Scharfrichter, Ausläufer aus den Städten
und andere Müsfiggänger Pürfchrohr oder selbstzündende Büchsen außer-
halb der ordentlichen Straßen nicht führen noch tragen sollen, bei Ver-
lust der Büchsen, welche die Edellente oder ihre Voigte und Diener, Amt-
leute, Jäger, Landreiter von ihnen nehmen nnd denjenigen, den sie ge-
nommen, nicht wieder zukommen lassen sollen. So soll auch Niemand
hinsürder auf dem See oder Wasser fischen, nnd der Uebertreter ernstlich
gestrafet werden". Weiter finden sich Verbote gegen das Holzschlagen
der Bauern.

Es war nur ein Schritt weiter anf dem Wege der Gewalt, die
ihrer Weiden nnd Wälder beraubten, mit Lasten, Diensten und Zinsen
gedrückten Bauern gewaltsani von den? Grund und Boden zu vertreiben,
den ihre und ihrer Vorfahren Arbeit in Kultur gesetzt. Die. Bauern
kämpften bei dem Hofgerichte gegen diesen gewaltthätigeu Raub, aber
dies Gericht, das in der Mehrheit von Mitgliedern der Ritterschaft besetzt
Ivar, entschied schon 1607, daß der Bauer keine Erbgerechtigkeit zu bean-
spruchen und dem Gutsherrn auf Begehren seinen Acker abzutreten habe.
Schließlich im Jahre 1621 nach Ausbruch des 30jährigen Krieges, ver-
ordneten die Herzöge Adolf Friedrich I. und Johann Albrecht II., „denen
von der Ritterschaft" gegen Baarzahlnng von 1 Million Gulden als
Landesgrnndgefetz das Recht, die Bauern von ihrer Scholle zu verjagen,
die Bauern zu „legen". Freilich rächte sich dieses „landesväterliche" Ver-
halten gar bald an den Landesvätern selbst. Schon 1628 ließ der Kaiser
Ferdinand II. die Herzöge durch den Grafen Wallenstein „legen" und
aus dem Lande jagen, indem er folgerichtig behauptete, daß er ebenso der
Grundherr der Herzöge sei, wie die Adligen die Grundherren der Bauern.

Diese wirtschaftliche EntWickelung giebt den Schlüssel zum Ver-
ständnis der Reverfalen von 1572 und 1621, den Urkunden, in welchen
die weitere EntWickelung der Mecklenburgischen Verfassung niedergelegt ist.

V.

Trotzdem die Stände 1555 die Bezahlung der herzoglichen Schulden
übernommen hatten, war Herzog Johann Albrecht 1570 wieder tief ver-
schuldet. Oeftere Truppenwerbungen, persönliche und gesandschastliche
Verhandlungen am kaiserlichen Hoflager, auf den Reichstagen, auch mit

2
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dem Polenkönig und dein polnischen Reichstag wegen des Erzbistums
Riga, das er seinem Sohn erwerben wollte, Geschenke, Tagegelder, Prozeß
kosten, insbesondere in dem langjährigen Prozesse niit Rostock über die
Erbauung einer Festung an der Stadt und über deren Recht zur Erhebung
der Bier- uud Weinaccise, das glänzende Hofleben, die neuen mit der
wirtschaftlichen Umwälzung zusammenhängenden Landesbedürfnisse, alle
diese Ausgaben, welche bereits zur Verpfändung des Einkommens auf
Jahre hinaus geführt hatten, brachten es dahin, daß Herzog Johann
Albrecht 1570 wieder bis über die Ohren verschuldet und gezwungen war,
sich unter jeder Bedingung Hilfe von den Ständen zu erbitten. Diese
aber nutzten ihre Gelegenheit aus. Zunächst ließen sie sich überhaupt
nicht sprechen. Auf den wiederholten Landtagen von 1370 brachten sie
ihre Beschwerden vor, forderten deren Abstellung und gingen dann nach
Hause, bevor das Gesuch des Herzogs um Beihilfe zur Verhandlung
gekommen. 1371 und März 1572 ließen sie dasselbe zwar zur Verhand
lung kommen, lehnten es aber ab, insbesondere unter dem Vorwaude,
daß die herzoglichen Brüder unter sich über die Verteilung der Landbede
nicht einig seien.

Herzog Ulrich, der nur geringe Schulden hatte, forderte nämlich
auf Grund seines gleichen landesherrlichen Rechts die Hälfte der Be-
willigungen, während Herzog Johann Albrecht dieselben nach Maßgabe
des Bedürfnisses zwischen sich und seinem Bruder verteilt wünschte. In
zwischen wurden Hans Albrecht's Gläubiger immer dringender, sodaß
dieser für den Juli 1572 die Stände nochmals zum Landtage nach Stern-
berg berufen mußte. Die Stände mochten nun glauben, daß der geeig
nete Zeitpunkt für sie gekommen sei. Sie stellten ihre Bedingungen und
die Herzöge bewilligten sie. So kam die Asseknration und der Revers
vom 4. Juli 1572 zu Stande.

Den Ständen, insbesondere der Ritterschaft, war durch die Politik
Johann Albrechts seit 1555 zum Bewußtsein gekommen, daß ihr Aus¬
schuß, der durch die Reversalen von 1555 eine verfassungsmäßige ständige
Einrichtung geworden, durch seine indirekte Einwirkung nicht denjenigen
Einfluß aus die Entschließungen der Landesherren übte, den sie erwarteten.
Ihm standen die ratgebenden Beamten der Herzöge im Wege, die Kanzler
und Hofräte, welche großen direkten Einfluß auf dieselben hatten. Die
Stände verlangten, daß ihre Vertrauenspersonen, die „Landräte" als
„Räte der Herzöge" anerkannt und angestellt würden, und zwar „Lehn
lente", d. h. adlige Gutsbesitzer.

Die Herzöge fügten sich und erkannten im ersten Artikel der Rever¬
salen an, „die Landräte zu den Landsachen in fürfallenden Nöten zu Rate
zu ziehu und zu gebrauchen". Der Adel besetzte somit auch versassungs-
mäßig das ständische Ministerium.

Die steigende Warenproduktion, der steigende Handel, der steigende
Wert des Grund und Bodens hatten den Ständen auch die Notwendig-
feit eines stehenden Gerichts und die Beherrschung der Rechtspflege an
demselben deutlich vor Augen geführt. Es lag ihnen ferner daran, daß
die Richter in der Mehrzahl Laien seien und dadurch ihre Standes-
nnschauungen und nicht die der gelehrten Büreaukratie in der Recht¬
sprechung Ausdruck fänden. Zum zweiten vereinbarten sie daher die
Einrichtung eines stehenden „Hofgerichts" von 12 Richtern, welches zu
bilden sei aus 4 Landräten, also aus Vertrauensmännern der Ritter-
schast, drei Beisitzern, welche Rostock, die Universität Rostock und die
Seestadt Wismar, einem, welchen das Stift Schwerin, und endlich 4 Hof
räten, welche die Landesherren ernannten. Die Stände hatten somit
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Die entschiedene Mehrheit des Gerichts und dadurch die Herrschaft über
die Rechtspflege. Gleichzeitig wurde festgesetzt, daß die Gerichtsbarkeit
dieses Hofgerichts sich auch ans die Klagen der Mitglieder der Stände
gegen die landesherrlichen Haupt- und Amtsleute wegen ihrer Amts-
liandlungen erstrecke. Die Stände schufen sich also schon damals ein
Gericht zur Entscheidung über angefochtene Maßnahmen nnd Verfügungen
der herzoglichen Beamten, und zwar ein Gericht, das sie in der Mehr-
heit selbst besetzten. Freilich zur Entscheidung ihrer Beschwerden gegen
die herzoglichen Beamten. Denn dies Hofgericht war für sie zuständig
in Zivil- und Straf- uud Verwaltungssachen, es war ihr Standesgericht,
nicht das ihrer Hintersassen. Diese, die Bauern, Bürger, Tagelöhner,
Arbeiter uud Gesinde hatten vor ihnen Recht zu nehmen, sie waren
deren Gerichtsherren in Zivil- nnd Straf- und Verwaltungssachen.

Es gab noch ein Gericht im Lande, das die Stände nicht beherrschten,
nämlich das Konsistorium oder Kirchengericht. Infolge der Vernichtung
der Prälaten, der Reformation und des Augsburger Religionsfriedens
von 1353, war die Kirchenhoheit auf die Landesherren übergegangen.
Sie besetzten daher das Konsistorium ohne Mitwirkung der Stände. Das
Konsistorium hatte aber nicht nur eine weitgehende Disziplinar- und
Strafgewalt über die lutherischen Geistlichen, Küster und unteren Kirchen-
diener, sondern auch über die Laien, also auch die Mitglieder der Stäude,
wegen aller Vergehungen gegen die Kirchenordnung. Insbesondere war

es auch zuständig für Eheschließung und Ehescheidung, auch als Straf-
gericht iu Ehebruchs-, llnzuchts-, Kuppeleisachen und dergleichen. Die
Stände hatten daher großes Interesse daran, auch die neue Kirchenhoheit
der Herzöge unter ihre Botmäßigkeit zn bringen, einerseits ihrer Gewissens-
freiheit wegen, andererseits, um die Pastoren in ihrer Abhängigkeit zu
erhalten, und nicht zum wenigsten auch, um auf dem Gebiet des Ehe
rechts die richterliche Gewalt in Händen zu haben. Verbot doch die
Polizeiordnung von 1572 „alle uneheliche Beywohnungen, Coppelerey,
Hnrerey und dergleichen Laster, bei straff des Prangers, Staupschlags
und Verweisung des Landes" und weiter: „Wann hinfüro ein Ehemann
oder ein lediger Gesell, der seh Edel oder Unedel, beh eines anderen
Ehemanns Hausfraw fchlafft, und der überwiesen wird, das derselbe sampt
der Ehebrecherin vermöge der beschriebenen keyserlichen Rechte, ohne
Barmherzigkeit oder Ansehen der Person, mit dem Schwert vom Leben
Zum Tode gerichtet werden sol." Zwar klagten die Reversalen von 1621
über die „unter denen von Adel zu- und überhand nehmende Unzucht",
aber die Anklagen waren Wohl selten, wenigstens gegen den Adel. Der
1610 verstorbene Herzog Karl, der jüngste Sohn Herzog Albrecht VII.,
hinterließ vier uneheliche Kinder, denen er mit Laune den Familien-
namen, „von Mecklenburg" gab. Herzog Karl lebte aber vergnügt bis
Zu seinem 70. Jahre zu Mirow, und man hat nichts davon gehört, daß er
„die Straff des Prangers, Staupschlags und Verweisung des Landes"
erfahren hätte.

Die Stände ließen sich das Recht der Appellation au das Hof-
gericht von den Entscheidungen des Konsistoriums zngestehn. Dadurch
wurde das Richteramt in allen der Gerichtsbarkeit und Verwaltung des
Konsistoriums unterstehenden Sachen wieder in die Hand ihrer Vertrauens-
leute, der Richter am Hofgericht, gegeben. Freilich galt dies wieder nur
für sie, für die Mitglieder der Stände, ganz und garnicht für alle übrigen
Mecklenburger. Ungleiches Recht war das Grundrecht iu Mecklenburg.

Zur besseren Sicherheit der Herrschaft über ihre Pastoren ließen

bie Stände sich auch noch zusichern, daß eine Visitationsreise seitens der
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Superintendenten nur unter Zuziehung einiger Personen von der Land-
schaff des betreffenden Kreises stattfinden dürfe. Und in der That wurde
diese Herrschaft über die Pastoren eine vollständige. Als die Landes¬
herren und die Gutsbesitzer bald darauf die Bauern grausam und gewalt
thätig von ihrer Scholle trieben und zu Leibeigenen machten, da erhob
kein Pastor seine Stimme dagegen, bald aber verteidigten sie die Leib
eigenschast als eine von Gott eingesetzte Einrichtung. Die persönliche
Freiheit und die Unverletzlichkeit des Eigentums ließen sich die Stände
ferner gewährleisten und bestimmen, daß insbesondere die Verhaftung
eines ihrer Mitglieder oder die Entziehung seines Eigentums nur in den
Formen des Rechts durch das Gericht erfolgen dürfe. Das kurze Ver-
fahren der Herzöge mit der Geistlichkeit hatte sie wahrscheinlich stutzig
gemacht. So sicherten sich die Stände vertragsmäßig für sich und ihre
Mitglieder — nicht für die Masse der übrigen Mecklenburger — die
Gerichts-, Verwaltungs- und Kirchengewalt. Aber es fehlte noch ein
Glied, die Unterwerfung der Landesherren selbst unter diese Gewalten.
Zwar erreichten sie nicht die Unterwerfung der Landesherren unter das
Hofgericht oder das Konsistorium, aber die Landesherren gelobten, sich
wegen aller Ansprüche der Stände oder ihrer Mitglieder gegen sie nn
weigerlich einem vom Reich oder von den beteiligten Parteien in gleicher
Zahl bestellten Schiedsgericht zu unterwerfen. Das war ein gewaltiger
verfassungsrechtlicher Fortschritt. Der Landesherr sicherte damit den
Ständen nicht nur ein Gericht zum Schutz ihrer vertragsmäßigen Rechte,
sondern er erkannte auch an, daß die Ausübung der landesherrlichen
Rechte dem Richterspruch eines Gerichts unterliege, das die Stände zur
Hälfte besetzten.

Von großer Wichtigkeit war auch der Ritterschaft bei den neuen
wirtschaftlichen Verhältnissen das Recht der Veräußerung und Verpfändung
ihrer Lehnsgüter. Sie ließen sich deshalb auch dieses Recht nebst mäßigen
Gebühren der Hofkanzleien bei der Veräußerung oder Verpfändung zip
sichern. Die Ueberweisung der drei Klöster an die Stände ist schon früher
erwähnt. Es mag hinzugefügt werden, daß bald die Ritterschaft die
Verwaltung und die Einkünfte derselben für sich iu Anspruch zu nehmen
wußte. — Man sieht, die Stände nutzten wohl ihre Gelegenheit zur Be-
sestigung und Erweiterung ihrer Herrschaft Über ihre „Unterthanen" und
gegenüber den Landesherren. Noch mehr, die Kette, welche sie den
„Unterthanen" anlegten, ward aus dem Golde geschmiedet, das sie
diesen selbst abpreßten. Ausdrücklich wurde in dem Revers von 1572
festgelegt, daß zur Zusammenbringung der „400000 Gülden Müntz"
nach unserer Landschaft Willen und Gefallen mügen belegt werden alle
unsere Klöster- und Aempterunterthanen," ferner alle Unterthanen samt
licher Güter, von unseren Vorfahren oder uns privilegiert oder nicht",
„fürnentlich aber unsere beyden Seestädte Rostock und Wismar sowol als
uusere Landstädte".

Auf der anderen Seite wurde ausdrücklich ausgesprochen, daß „die
vom Adel" mit ihren Hofhufen ein freier Stand sind und bleiben, d. h.
zu der Kontribution gar nichts beizutragen haben.

Wie 1555 fiel es . den Ständen auch gar nicht ein, das Geschäft
Zug um Zug zu machen, für die bewilligten Privilegien den Herzögen
das Geld zu zahlen. Nein, die Einziehung und freie Verwendung der
Steuern behielteu sie ihrem Ausschuß vor, mit der alleinigen Bestimmung,
„daß vor allen anderen die Bürgern vom Adel und Städten unserer Land¬
schaft ihrer Gelübden entfreiet uud die uns Geld geliehen beztchlet
werden". Dann zwangen sie diesmal die. Herzöge in den Revers hinein-
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zuschreiben, was sie noch 1333 sichstillschweigend vorbehalten, daß, wenn
die Herzöge einen der bewilligten Punkte nicht vollständig erfüllten oder
irgendwie verletzten, „alsdann auch dagegen eine unterthänige Landschaft
der bewilligten Hilff Folge zu leisten ferner und weiter zu contribuiren
uuverstricket und unverbunden sehn". Schließlich bezeugen die Herzöge,
daß die Stände „aus nnterthäniger Zuneigung, Treue und Liebe" sich
haben bewegen lassen, die 400 000 Gulden „zur Abhelfung ihrer Schulden"
zu bewilligen und daß „diese itzt abermals geleistete freiwillige Hülffe
ihnen und allen ihren Nachkommen daran und also an ihren Privilegien.
Freyheiten, Gewohnheiten, und vou Uns habenden Revers ganz unschäd-
lich und unnachteilig seyn soll, sie sollen auch solche und dergleichen
Beschwerungen auf sich zu nehmen und Hülff zu leisten hinfüro uicht
schuldig noch verpflichtet sehn".

Das war der dreist zugreifende Mut der Junker anno 1572, das
war der selbstbewußte freie Sinn, der in der Grabschrift jenes Bülow
in der Doberaner Kirche zum Ausdruck kommt: „Ick bin en Mecklen-
börgisch Edelmann, wat geit di Düwel min Supen an".

VI.

Die herzoglichen Finanzen kamen durch die bewilligten -lOOOOOGulden
nicht wieder in Ordnung. Einerseits beeilte sich der ständische Ausschuß
uicht mit der Tilgung, andrerseits stellte sich heraus, daß die Schulden
über 800000 Gulden betrugen. Dazu lagen die herzoglichen „Gebrüder"
fortgesetzt wegen der Verwendung der Steuern in Streit. Ulrich duldete
nicht, daß ein Gulden mehr für Hans Albrecht's Schulden verausgabt
wurde, als er selbst erhielt. Unter Johann VII., Hans Albrecht's Sohn,
war man wieder so weit, herzogliche Güter und Aemter zu verpfänden,
um drängende Gläubiger zu befriedigen. Dadurch wurde natürlich das
herzogliche Einkommen verkleinert, während die Ausgaben fortgesetzt
wuchsen. Als 1607 Adolf Friedrich I. und Johann Albrecht II. die
Gemeinschaftsregierung antraten, betrug das verfügbare jährliche Netto
einkommen der Herzöge 14 000 Gulden und ihre Ausgaben mindestens
23 000 Gulden. So konnte es nicht weiter gehn. In welch unerhörtem
Maß man auch die herzoglichen Bauern und die Einwohner der Land
städte mit Abgaben drückte, die Schulden nahmen immer zn. Auch die
reiche Heirat, welche Johann Albrecht 1609 mit der Tochter des Herzogs
Christoph von Schweden schloß, nützte nichts. Die Uneinigkeit der Herzöge
unter sich nahm aber infolge der Finanzuot immer zu. Vergebens hatte
man sich wiederholt an die Stände um Beihülfe gewandt, die Stände"
verfolgten ihre alte Taktik. Sie waren „aus unterthäniger Zuneigung,
Treue und Liebe" entschlossen, erst zu bewilligen, wenn die Not der
Herzöge so groß geworden, daß sie für die Beihülfe, was immer gefordert
wurde, gewähren mußten. Adolf Friedrich erklärte darauf seinem Bruder
Johann Albrecht, mit dem er seit dessen Hinneigung zum Calvinismus
auch in Religionsfragen differierte, die Fortsetzung der Geineinschafts
regierung sei ein Unding, sie seien in keinem Punkte einig, die Regierungs-
gewalt sei zum Gespött geworden und durch ihre Uneinigkeit in der
wirtschaftlichen Verwaltung sei bald das letzte Domanialgut verpfändet.
Johann Albrecht, dem die Sache auch über den Kopf gewachsen und der
des ewigen Streits satt war, erklärte sicheinverstanden. 1611 zu Fahren-
holz schlössen die herzoglichen Brüder einen vorläufigen Teilungsvertrag.
Es kam aber vor allem darauf an, daß die Stände einverstanden waren.
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Die Union der Stände war, wenn nicht rechtlich, so doch thatsächlich
anerkannt. Die Gemeinsamkeit der ständischen Verfassung, der Gesetz-
gebung, der Verwaltung, der Rechtsprechung, der Kirche, alles das war
durch feierliche Verträge mit den Ständen festgelegt und Hebung geworden.
Es war, insbesondere bei der Machtstellung der Stände gegenüber den
Herzögen gerade damals, ausgeschlossen, daß die Stände sich sprengen
ließen und ihre Errungenschaften vernichten. Die Stände sprengten
daher die Herzöge und schlössen ihren eigenen Verband um so fester und
unzerreißbarer. Das ist der Inhalt der Reversalen von 1621.

Von Anfang an nahmen sie die Teilungsvorschläge der Herzöge
sehr kühl. Sie waren nicht mehr die armen Schlucker von 1528. Die
wirtschaftliche Revolution der letzten 100 Jahre hatte sie wohlhabend
gemacht nnd ihnen die Augen darüber gründlich geöffnet, welche Macht
und welche Möglichkeiten sie in der Hand hielten. Der sich entwickelnde
feudale Kapitalismus hatte ihnen die Union noch viel wertvoller gemacht.
10 Jahre zogen sie die Verhandlungen über die Teilungsvorschläge der
Herzöge hin, verweigerten aber inzwischen irgend eine Kontribution,
wodurch sich die wirtschaftliche und politische Kraft der Herzöge natürlich
immer mehr verringerte.

1621 glaubten sie die Zeit zur Vertragsschließung mit den Herzögen
gekommen. Auf dein Landtag zu Güstrow kam das zweite große Grund¬
gesetz Mecklenburgs zu stände, der Afsecurations-Revers und der
Revers voni 23. Februar 1621. Die Stände verpflichteten sich, eine
Million Gnlden zu erlegen, zur Abtragung der herzoglichen Schulden
und zwar 600 000 Gulden sofort und je 200000 Gulden in den Jahren
1627 und 1629. Die Bedingung der sofortigen Zahlung von 600 000
Gulden zeigt, daß die Finanznot der Herzöge bis aufs höchste gestiegen
war. Zur Zahlung der Restsumme ist es aber gar nicht gekommen.
1627 eroberte Wallenstein Mecklenburg und 1629 hatte er die Herzöge
von Gottes Gnaden längst Vertrieben und die Stände hatten i h m die
Erbhuldigung als Herzog von Mecklenburg geleistet.

Die Stände behielten sich wie 1572 die Erhebung und Verwaltung
der Steuer durch ihre Beamten vor, die Herzöge mußten ihnen wie
damals das Recht geben, durch dieselben auch im Domanium die
Contribution zu erheben, und die Zusicherung, daß andrerseits „die vom
Adel" mit ihren Hofhufen steuerfrei sein und bleiben sollen, und schließ-
lich, wenn die Herzöge die Privilegien und Freiheiten der Stände irgend-
wie antasteten, daß die Schuldentilgung sofort eingestellt werde. Alles
das hatten die Stände auch schon 1572 erreicht. Aber diesmal gingen
sie weiter. Sie sicherten sichdas Steuererhebungs- und Steuerverwaltungs-
recht als eine dauernde Institution, sie ließen es sich als Landes-
grundgesetz -gewährleisten, daß in ihren Gebieten dem Landesherrn
das Steuererhebungsrecht nicht zusteht, daß das Recht der Besteuerung,
der Steuererhebung und der Steuerverwendung, ihr Recht sei, das
Hoheitsrecht der Stände. Der „Landkasten", der Ausdruck dieses Hoheits-
rechts, wurde eine verfassungsmäßige Institution. Diese Einrichtung
setzte die Einheit der Stände als Verfassungsfaktor voraus, und um sie
über alle Zweifel zu sichern, ließen die Stände nunmehr eine ausdrück-
liche Anerkennung und Gewährleistung der Union der Stände aussprechen
durch die Bestimmung im 1-1.Art. der Reversalen, daß die Kontributionen
und die Landtage gemeinsam bleiben. Auch gelobten die Herzöge, falls
sie gegeneinander zu den Waffen greifen sollten, die Stände gegen-
einander nicht aufzufordern und zu gebrauchen, sie auch in keiner Weise
insbesondere nicht durch Hemmung ihres Handels zu schädigen. Man
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wollte die nach der früheren Erfahrung schlimmste Gefahr für den Bestand

der Union, die Bruderkriege der Herzöge gegen einander, möglichst
neutralisieren, indem man die Beteiligung der Stände bei denselben
verfassungsmäßig ausschloß. Weiterhin wurde die Gemeinschaftlichkeit

des Hofgerichts und des Consistoriums und die Appellation vom
Consistorinm uud den beiden Canzleien au das Hofgericht sowie die

bisherige Besetzung dieser Gerichte und Behörden gewährleistet, also die

Einheit und ständische Kontrolle der Gerichtsverfassung, der Rechtsprechung

und Verwaltung. Auch die Appellation vom Hofgericht an vas Reichs-
kammergericht wurde zugestanden und damit den Ständemitgliedern eine

Instanz geschaffen, welche, wie sich auch im Lauf der Zeit das Macht-
Verhältnis der Stände zum Landesherrn gestalten sollte, in Besetzung,

und Beeinflussung dem Machtbereich der Landesherren entzogen war.
Es gab noch ein Gebiet, auf dem es den Ständen znr Sicherung ihrer
Macht und ihrer Einheit notwendig erschien, weitere Rechte versassungs-
mäßig festzulegen, das Gebiet der Kirche.

Die sociale, wirtschaftliche uud politische Umgestaltung, welche sich
damals in Europa vollzog, spielte sich ab als eiu Kamps für oder wider
die Reformation. Die Kriege, welche damals für die Neuordnung der

Dinge entbrannten, nannten sich Religionskriege. Die Interessengruppen

in Deutschland nannten sich protestantische Union nnd katholische Liga.

Schon war in Böhmen das Haupt der protestantischen Union, der zum

König von Böhmen erwählte Kurfürst Friedrich von der Pfalz, von

Kaiser Ferdinand II. und der katholischen Liga am Weißen Berge 16W
geschlagen und die Vernichtung der böhmischen Verfassung die Folge gewesen.

In Mecklenburg war Herzog Johann Albrecht 1618 zur reformierten
Kirche übergetreten und hatte begonnen, reformierte Prediger und Lehrer
im Domanium anzustellen. Er hatte sich dadurch auf die Seite einer
anderen Interessengruppe als die Stände gestellt, welche Anhänger der
lutherischen Kirche waren.

Den Ständen mußte deshalb sehr daran liegen, insbesondere an-
gesichts des den Landesherren auf Grund des Augsburger Religions-
friedens zustehenden Rechts, die Kirche ihres Landes zu bestimmen, ihr
Recht der lutherischen Kirche nnd der lutherischen Religionsübung landes-
grundgesetzlich festzulegen. Es wurde daher vereinbart, daß die lutherische
Religion die Landesreligion bleibe und daß in allen und jeden Schulen
nnd Kirchen, auch in der Universität zu Rostock, keine anderen als
lutherische Prediger, Professoren, Lehrer und Schuldiener eingesetzt oder
geduldet werden.

Weiterhin, daß die Institutionen, welche vermöge ihrer richterlichen
und Verwaltungs-Gewalt den größten Einfluß auf die Besetzung und
Verwaltung der Kirchen und Schulen und die Regelung der gegensätzlichen
materiellen Interessen der Ständemitglieder hatten, das Hofgericht nnd
das Consistorinm, nur mit Mitgliedern der lutherischen Religion besetzt
werden. Im übrigen wurde das Recht der Teilnahme der Stände bei
der Kirchenvisitation und alle ihre sonstigen früher verliehenen Freiheiten
und Vorrechte ausdrücklich bestätigt. Damit war im Interesse der
ständischen Macht die Unfreiheit des religiösen Bekenntnisses landes-
grundgesetzlich in Mecklenburg eingeführt. Religionsübungen der Refor-
mierten, Katholiken, Juden oder sonstiger Religionsgesellschaften wurden
nicht mehr geduldet. So ist es bis heute geblieben, soweit nicht für die
Religionsübung einzelnen Gemeinden besondere Erlaubnis gegeben ist.

Gegenüber der also festgelegten Einheit der Stände in Verfassung,
Gesetzgebung, Rechtsprechung, weltlicher nnd kirchlicherVerwaltung, Steuer



erhebung und Steuerverwendung konnte denselben die von den Herzögen
gewünschte Aufteilung ihrer Gemeinschaftsregierung in eine Sonder
regierung Johann Älbrecht's über Mecklenburg-Güstrow und Adolph
Friedrich's über Mecklenburg-Schwerin nur willkommen sein. Sie bedeutete
eine weitere Schwächung der landesherrlichen Gewalt gegenüber der
ständischen. Der geteilten und uneinigen landesherrlichen Gewalt wurde
die Einheit und Einigkeit der gesamten Stände entgegengestellt. Es war
in der That eine Sprengung der landesherrlichen Gewalt und ein Zu-
sammenschweißen der Stände.

Im übrigen benutzten die Stände die Gelegenheit, um die Wirt
schastsverfassung entsprechend der sich vollziehenden wirtschaftlichen Um-
gestaltung zu ihrem Vorteil zu ändern. Die Vererbüüg, Veräußerung
und Verpfändung der Lehnsgüter wurde von den noch vorhandenen
Schranken befreit, das Jagdrecht, das Recht Mühlen zu bauen, die
Zollfreiheit der Gutsbesitzer wurden gewährleistet. — So erhöhten die
ritterschaftlichen Gutsbesitzer den Wert ihres Grund und Bodens um
das vielfache des Betrages, welchen sie den Herzögen für ihre Schulden
bewilligten. Gleichzeitig wurden zur Sicherung und Beförderung des
Warenumsatzes Bestimmungen über Bürgschaft und leichtere Beitreibung
der Schulden getroffen, die Verbesserung des Münzwesens gewährleistet,
ferner die Abfassung eines gemeinen Landrechts in deutscher Sprache
unter Zuziehung der Ritter- und Landschaft zugesagt, wodurch einerseits
ein den neuen wirtschaftlichen Verhältnissen entsprechendes Handels- und
Gewerberecht geschaffen, andrerseits der Einfluß der Laienrichter gestärkt
werden sollte, insbesondere am Hofgericht, wo zur rechtlichen Konstruktion
der neuen Wirtschaftsformen das lateinische römische Recht immer mehr
Eingang gefunden und infolgedessen die gelehrten, von den Landesherren
ernannten Berufsrichter einflußreicher geworden waren. In dieser Ver-
bindung sicherte sich aber die Ritterschaft sogleich als Bestimmung des
Landesgrundgesetzes diejenige römische Rechtsregel, welche privat
rechtlich das feudale Obereigentum des Landesherrn an ihren Gütern
aufhob und die Möglichkeit der Einziehung ihres Grund und Bodens
durch den Landesherrn als Lehnsherrn und Obereigentümer ausschloß.
Im 29. Artikel der Reversalen wurde bestimmt, „daß die Lehen so jemand
über 30 und mehr Jahren geruhiglich besessen, in keine Wege hinfüro
revociret (eingezogen) werden sollen." Damit war mit der alten feudalen
Eigentumsordnung den Adligen gegenüber gebrochen. Diese aber nahmen
ans dem so abgeschafften feudalen Eigentumsrecht ihren Bauern
gegenüber den brutalen Vorwand, mit einem Schlag deren Eigentum
ihnen verfallen erklären zu lassen, sie von ihren Produktionsmitteln zu
trennen und ihnen nichts zu lassen als ihre Arbeitskraft, welche sie
wiederum, wie wir sehen werden, auf das grausamste zur Mehrung
ihres Reichtums und ihrer Macht und zur Verelendung uud Unterdrückung
der zu Tagelöhner gewordenen Bauern ausbeuteten.

Die neue wirtschaftliche EntWickelung hatte ihnen klar gemacht,
daß zur Erzeugung von Kapital der kleine Gutshof nicht ausreichte, daß
sie eine größere Menge von Produktionsmitteln, die Bauernhufen, und
von jedem Eigentum losgelöste Arbeitskräfte gebrauchten, und so zauderten
sie nicht, zur Etablierung ihres Zukunftsstaats landesgrundgesetzlich die
Expropriation der Bauern ohne jede Entschädigung festzulegen, die Geburt
ihres kapitalistischen Zukuustsstaats durch kolossalen Raub und durch die
Decretierung der Bauern als die Enterbten desselben zu befördern. Die
Landesherren gaben gegen Bewilligung der 1 Million Gulden ihre
feierliche Zustimmung.



Ob wir Soeialdemokraten einstmals bei Geburt unseres Zukunfts¬
staates die Junker auskaufen, wozu mit seinem Gut den Anfang zu
machen wir bekanntlich jüngst von einem mecklenburgischen Gutsbesitzer
in seinem Brief an die mecklenburgischeVolkszeitung aufgefordert wurden,
oder ob wir sie ohne Entschädigung „legen", jedenfalls werden wir sie
auch an den Segnungen der neuen Gesellschaftsordnung teilnehmen
lassen und dieselbe nicht zu ihrer Verelendung und Unterdrückung benutzen.
Denn wir kämpfen nicht für neue Klassenprivilegien und Vorrechte,
sondern für die Abschaffung der Klassenherrschaft und der Klassen selbst,
und für gleiche Rechte und gleiche Pflichten Aller ohne Unterschied des
Geschlechts und der Abstammung.

Im 16. Art. der Reversalen wurde also verordnet, „daß die Bauers-
leute ihre Hufe, Aecker oder Wiesen, sofern sie keine Erbzinsgerechtigkeit
beibringen, ohne Rücksicht auf den Besitz seit unvordenklicher Zeit auf
vorgehende Loskündigung den Eigentumsherren unweigerlich abzutreten
und einzuräumen schuldig sind". Das war der junkerliche Uebermnt,
welcher die Bauern, die er zu zerfleischen im Begriff war, höhnte.
„Beibringen", d, h. durch Urkunden beweisen, konnte wohl schwerlich ein
Bauer die Erbzinsgerechtigkeit. ^Als er sie erwarb, gab es kein Grund
buch und keine Kanzleien. Sein Besitztitel war der unvordenkliche
Besitz, war seine und seiner Vorfahren Arbeit, und diese wurden
ihm für wertlos erklärt. Der Bauer und sein Eigentum waren also auf
Gnade oder Ungnade in der Gewalt des Gutsherrn. Auf den Prozeß
beim Hofgericht brauchte der Gutsherr sich nicht mehr einzulassen; wie
Geschäft und Umstände es erforderten, vertrieb er den Bauer von seiner
Scholle und legte sie zum Gutshof. Und wie er voraussah, daß der
gelegte Bauer nicht Lust hätte, ans seinem Eigentum als Tagelöhner zu
bleiben und für den rohen Junker zu frohudeu, so ließ er gleich ini
44. Art. der Reversalen die Landesherren geloben, „wir wollen unser
getreuen Landschaft ausgetretene Bauern in unseren Aemtern nicht auf-
halten, sondern auf gebührliches Ansuchen und Beweistum ihren Herreu
wiederum folgen lassen." Gleichzeitig wurde die Hörigkeit der Knechte
und Dienstboten und des „gemeinen Gesindes" vorbereitet, von denen
man vermutete, daß sie bei der zunehmenden Ausbeutung entlaufen uitl
bei dem Mangel an Arbeitskräften leichl anf einem anderen Gute Auf¬
nahme finden würden. Im 47. und 48. Art. der Reversalen wird,
natürlich „zur Erhaltung Gehorsams, Treue und Redlichkeit unter dem
Gesinde" 50 Thaler Strafe, für damalige Verhältnisse eine enorme
Summe, demjenigen angedroht, der Gesinde aus oder annimmt, „die
nicht ihres redlichen Verhaltens und Abschieds von ihren vorigen Junkern
oder Herrschaft gebührlichen Schein oder Kundschaft fürlegten."

VII.

Als die Junker so mit dem Legen ihrer Bauern beschäftigt waren,
brauste der 80 jährige Krieg über Mecklenburg herein. Die Truppen des
niedersächsischen Defeusionsbundes unter Christian IV. von Dänemart.
dem sich mit Einwilligung der Stände die mecklenburgischen Herzöge
angeschlossen hatten, wurden von Tilly 1626 bei Lutter am Barenberge
geschlagen, worauf Tilly Mecklenburg besetzte. Im August 1627 traf
Wallenstein dort ein. Am 20. Oktober 1627 schrieb Wallenstein an seinen
>triegsobersten Arnim: „In wenig Tagen wird eine mutatiou mit dem
landt Mekkelburg vor die handt genommen werden, denn allbereit ist es
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Alles accordirt, bitte auch der Herr sehe Wenns möglich ist, daß dieselbige
Herren/ die Herzöge/ durchgehen, dieweil der eine ist schon reisfertig
geWest,der Herrwirdt michobligiren, sie sollen mich selbst nicht begehren
da zu sehn wo sie zuvor geherrscht haben." Am 19. Januar 1628 erhielt
Wallenstein von Kaiser Ferdinand II. die Urkunde, welche ihm uud seinen
Erben die Herzogtümer Mecklenburg als Unterpfand für gemachte Kriegs-
anslagen überwies, und ein kaiserliches Patent vom 1. Februar 1628 ent¬
band alle mecklenburgischen Unterthanen von ihrem Eid gegen die Herzöge.

Am 8. April leisteten die Stände den Friedländischen Kommissorien
die Pfandhuldigung nnd Wallenstein's Oberst Sanct Julian zeigte dem
Herzog Adolph Friedrich an, „daß er mit seiner Ehegemahlin den 12. Mai
nolens volens das Land räumen solle." Beide Herzöge kamen dieser'
Aufforderung schleunigst nach. Im Juli 1628 zog Wallenstein als Herzog
von Mecklenburg in das Schloß zu Güstrow ein, ein Jahr später, nach¬
dem er inzwischen vom Kaiser die erbliche Belehnung mit Mecklenburg
erhalten, leisteten ihm die Stände die Erbhuldigung.

Man sieht, die Stände trieben Realpolitik. Die protestantische
Union war niedergeworfen, der Feldherr der kaiserlichen Gewalt, Wallen-
stein, hatte die tatsächliche Macht iu Mecklenburg uud hinter ihm stand
draußen im Reich die kaiserliche Gewalt und die siegreichen kaiserlichen
Heere. Da hielten es die protestantischen Stände für angebracht, ihre
angestammten Herzöge und obersten Kirchenherren im Stich zu lassen
und dem thatsächlichen Gewalthaber, dem katholischen Wallenstein, als-
Landesherrn zu huldigen. Es ist dieselbe Benutzung und nüchterne An-
Passung an die thatsächlichen Machtverhältnisse, welche sie bisher in ihren
Versassuugskämpsen unbedenklich und rücksichtslos angewandt, mit welcher
sie ebenso prompt 1848, 1866 uud 1871 dem siegreichen Bürgertum wichen
und mit welcher sie dereinst dem siegreichen Proletariat weichen werden.

Die Entfernung Wallenstein's von: Oberbefehl des kaiserlichen
Heeres, auf Betreiben der katholischen Fürsten, die vor seiner genialen
Kraft und revolutionären Thätigkeit gleichmäßig erzitterten, die teilweise
Auflösung des Wallensteinischen Heeres und die dadurch ermöglichten
militärischen Erfolge des schwedischen Königs Gustav Adolf über die
kaiserlichen Truppen au der Ostseeküste, machten Wallenstein's Herrschaft
in Mecklenburg schon nach zwei Jahren, Januar 1632, ein Ende. Am
6. Dezember 1632 wurde den Herzögen Johann Albrecht und Adolf
Friedrich auf's neue gehuldigt. Wohl hatte Wallenstein, der bereits
weitgreifende, noch heute in der Erinnerung des Volkes stehende Reformen
auf wirtschaftlichem und Verwaltungsgebiet ins Werk gesetzt, bis dahin
von einer Umgestaltung der Verfassung Abstand genommen. Aber die
Gegenrevolution, welche die Herzöge unter dem Schutze und mit den
Mitteln der schwedischenjunkerlichen Militärmacht wieder an die Regierung
brachte, verlief-nicht ohne tiefgreifende politische und wirtschaftliche Er-
schütternngen Mecklenburgs. Die Schweden, welche für sich das Ziel
verfolgten, das Wallenstein für Mecklenburg vorgeschwebt hatte, ein
großes nordisches Reich zu gründen, das die Ostsee beherrschte und die
Vormacht in Norddeutschland bildete, benutzten die Herzöge und ihre
Wiedereinsetzung als Mittel für ihre ehrgeizigen Pläne. Gustav Adolf
verpflichtete die beiden Herzöge im Vertrag zu Frankfurt a. M. vom
29. Februar 1632, den Schweden Mecklenburg als Stützpunkt für ihre
militärischen Operationen in Deutschland unumschränkt zu öffnen. Auf
Grund dieses Vertrages besetzten die Schweden die für die Beherrschung
der Ostsee militärisch und ökonomisch wichtigen mecklenburgischen Hafen-
städte Wismar und Warnemünde, uud wurde Mecklenburg thatsächlich



das Heerlager, die Straße, das Werbe- und Contributionsgebiet für die
Kriege, die sich bis in das letzte Drittel des 17. Jahrhunderts in Deutsch-
land abspielten.

Der Wiedereinsetzung seiner Herzöge und der Ermordung Wallen-
stein's durch kaiserliche Meuchelmörder 1634 verdankte Mecklenburg,
daß die Bemühungen, das Land zur norddeutschen Vormacht zu erheben,
endgültig aufgegeben wurden, daß die Furie des 30jährigen Krieges
ihre Geißel fast unausgesetzt über das Land schwang, und daß auch nach
Beendigung dieses Krieges für Mecklenburg die Tage des Friedens noch
lange nicht gekommen waren. War das Land nicht der Schauplatz der
Kriegsereignisse und der Verwüstungen. Plünderungen und Greuel des
Krieges, so hatte es unausgesetzt von den verheerenden Durchmärschen
der schwedischen Verstärkungstruppen zu leiden.

Im westfälischen Frieden 1648 wurde, während die Bistümer
Schwerin und Ratzeburg, jedes mit Reichs- und Kreisstandschaft, an
Mecklenburg-Schwerin und die Johanniter-Komtnreien Nemerow und
Mirow an Mecklenburg -Güstrow kamen, das Verbleiben der Stadt und
des Hafens Wismar nebst der Insel Poel bei Schweden festgesetzt. Wismar
wurde schwedisch und Schwedens Hauptfestung in Deutschland, und so
blieb Mecklenburg die Operationsbasis nnd der Prellbock der Militär-
macht Schweden in ihren Kriegen um die Herrschaft über die Ostsee.

Während Mecklenburg aus Anlaß der Gegenrevolution zur Wieder-
einsetznng seiner Dynastie und für die Großmachtszwecke Schwedens
Jahrzehnte der Schauplatz unerhörter Kriegsgräuel, Verwüstung, Brand-
schatzung und Ausbeutung war, lagen die Herzöge der Schweriner und
der Güstrower Linie, namentlich der Einkünfte wegen, bald wieder in
der bittersten Fehde mit einander und suchten die ausländischen Mächte
gegen einander und gegen das Land auszuspielen. Johann Albrechts II.
Sohn, Gustav Adolf, der 1654 in Mecklenburg - Güstrow, und Adolf
Friedrichs Sohn, Christian I. Louis, der 1658 in Mecklenbnrg-Schwerin
zur Regierung gekommen, standen schon 1659 auf dem Marktplatz zu
Rostock gegen einander in Waffen. 1662 ging Herzog Christian nach
Paris an den Hof Ludwigs XIV., wurde katholisch, heiratete eine
französische Herzogin, nachdem er von seiner ersten Gattin, einer Halb-
schwester seines Vetters Gustav Adolf, durch den Papst geschieden, bestellte
zu seiner Vertretung in der Lanbesherrschast einen Statthalter und kehrte
seit 1665 bis zu seinem Tode, der 16U2 im Haag in Holland erfolgte,
nach Mecklenburg überhaupt nicht mehr zurück. Seine Thätigkeit als
mecklenburgischer Landesfürst zeigte sich aber darin, daß er Mecklenburg
an Frankreich zur Benutzung gegen Deutschland auslieferte, wie sein
Vater es zu gleichem Zweck an Schweden ausgeliefert hatte. Schon 1663
schloß er mit Ludwig XIV. einen heimlichen Vertrag, durch welchen er
dem französischen König nicht nur für seine Truppen freie Werbung,
Durchmarsch und sicheren Aufenthalt in Mecklenburg versprach, sondern
sich auch mit seinem Lande, Städten, Plätzen, Vasallen, Unterthanen und
Gütern unter den Schutz des Königs stellte. 1665, als Frankreich Cleve
von Brandenburg erwerben wollte und dieses den Verkauf abgelehnt
hatte, bot Christian dem Kurfürsten von Brandenburg sein Herzogtum
Mecklenburg-Schwerin zum Tausch au gegen Cleve. Der Brandenburger,
der sich nicht stark genug fühlte, das Tauschgeschäft gegen den zu er¬
wartenden bewaffneten Widerspruch Schwedens, seiner Rivalin um die
Ostseeherrschast, durchzuführen, lehnte es ab, und so blieb Mecklenbnrg-
Schwerin mecklenburgisch trotz seines Landesherrn. Christian Louis aber
blieb gut sranzösisch und Mecklenburg wurde Werbeort uud Heerstraße
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für französische Interessen, wie es dies vordem für schwedische ge-
worden war.

Seine französische Politik machte den Herzog Christian zum reichen
Manne. Während Mecklenburg infolge der fast siebzigjährigen Kriegs-
züge und Verwüstungen verarmte und die Mehrzahl seiner Einwohner
mit Weib und Kind zu Hörigen der Grundherreu herabsanken, .war
Herzog Christian der erste mecklenburgische Herzog seit Jahrhunderten,
der ein Vermögen erwarb, das auf 700 000 Thaler, eine für damalige
Verhältnisse gewaltige Summe, geschätzt wurde. Diese Thatsache bewirkte
auf staatsrechtlichem Gebiet alsbald eine Veränderung. Herzog Christians
Ehe war kinderlos geblieben, der einzige Sohn Herzog Gustav Adolfs
von Mecklenburg -Güstrow war gestorben. Da entschloß sich Christian,
sein Geld und den ihm zu Gebote stehenden Einfluß Frankreichs zu
gebrauchen, um seine Verwandten der Güstrower Linie zu depossediren
und die beiden Mecklenburg ein für allemal unter die Herrschaft der
Schweriner Linie zu bringen. Er, der vor 25 Jahren seine Landes
Herrschaft gegen Zahlung seiner Schulden ausverkaufen wollte, hatte nun
solchen Reichtum erworben, daß ihm die Einheit der Landesherrschaft
begehrenswert erschien. Er begann also sein Geld bei dem kaiserlichen
Reichshofrat in Wien, der über die Vergebung eines freiwerdenden Reichs-
lehens entschied, spielen zu lassen, und bei den Kreisdirektoren, die
eventuell die Entscheidung des Reichshofrats zu vollstrecken hatten,
Dänemark, Schweden, Brandenburg und Hannover, diplomatische Ränke
zu spinnen. Dem mutmaßlichen Prätendenten in Güstrow, seinem Halb¬
bruder und Schwiegersohn Gustav Adolfs, Herzog Adolf Friedrich, bot
er für den Verzicht auf seine Ansprüche eine hohe Rente an.

Herzog Gustav Adolf aber, der freilich bis an den Hals in Schulden
steckte und uach einem Ausweg suchte, um dieselben los zu werden, gönnte
doch seinem „freundlichen, vielgeliebten Vetter" und dessen Haus die
Nachfolge in Mecklenburg-Güstrow nicht und seinem Schwiegersohn eben¬
sowenig. Er bot Schweden die Eventualsuccession in beiden Mecklenburg
an, falls es ihni nach dem Tode Christians zur Herrschaft in beiden
Mecklenburg verhelfe und seine Schulde» bezahle. Auch sandte er, so weiter
es vermochte, Bestechungsgelder an den Reichshofrat nach Wien, aber mit
den Summen, die sein Vetter aufwandte, konnte er nicht Schritt halten.
Schweden aber, das für Gustav Adolfs Vater die Gegenrevolntion in Mecklen¬
burg gemacht und zur Förderung seiner eigenen Interessen das mecklen
burgische Fürstenhaus in die Landesherrschaft wieder eingesetzt hatte, wollte
auf die ihm von dem mecklenburgisch güstrow'schen Herzog angesonnene
Uelie Revolution zur Vertreibung des mecklenburg-schwerinschen Fürsten
Hauses nicht eingehen. Einmal war Wien dagegen, wo Christians Geld
mächtig wirkte und iu dessen Sold auch der schwedischeKanzler Oxenstjerna
stand, andererseits war es auch Oxenstjerna klar, daß Schwedens Rivalen,
Brandenburg und Hannover, diesen Machtzuwachs Schwedens nicht dulden
würden. Als 1692 Christian Louis starb, ergriff daher sein Neffe
Friedrich Wilhelm, den er testamentarisch zn seinem Nachfolger und Erben
seines Vermögens eingesetzt hatte, die Landesherrschaft in Mecklenburg-
Schwerin, ohne daß es zu gewaltsamem Widerstand gekommen wäre.

VIII.

Herzog Friedrich Wilhelm betrieb weiterhin, insbesondere am
kaiserlichen Hos in Wien, mit seines Onkels Geld die Depossedieruug der
Linie Mecklenburg-Güstrow. Nach Gustav Adolfs Tode erwirkte er in



der That vom Kaiser Leopold unter dem 28. November 1693 ein Mandat,
wonach das Herzogtum Güstrow bis zur Entscheidung des Reichshofrats
über die Erbnachsolge kaiserlicher Administration unterstellt wurde.
Als bald darauf der Reichshofrat sür ihn entschieden, erhielt er am
14. März 1697 vom Kaiser für sich und sein"Haus die Belehnung mit
Mecklenburg-Güstrow. Der kaiserliche Gesandte führte ihn mit einigen
Kompagnien und großem Gefolge uach Güstrow und die Stadt uud die
Ritterschaft huldigten ihm. Diese staatsrechtliche Umgestaltung, die Ner-
eiuigung der Landesherrschast in beiden Mecklenburg, schien den Vorständen
des niedersächsischen Kreises, Schweden, Brandenburg und Braunschweig-
Lüneburg, eine sie ernstlich gefährdende Machtverschiebung. Sie unter-
nahmen daher für Herzog Adolf Friedrich, den Prätendenten in
Mecklenburg-Güstrow, die Gegenrevolution. Mit Heeresmacht rückten sie
am 18. März 1697 in Güstrow ein, vertrieben Herzog Friedrich Wilhelm
und ließen dem Kreisdirektorium schwören, das die Administration über-
nahm. Angesichts dieser tatsächlichen Machtverhältnisse zeigten sich der
Kaiser und Friedrich Wilhelm zu Unterhandlungen geneigt. Der Kaiser
übertrug dieselben am 26. Jannar 1698 einer Kommission, welche mit
Rücksicht aus ihre Zusammensetzung von der anderen Seite acceptirt
wurde. Damit war die staatsrechtliche Gestaltung Mecklenburgs
in die Hände der Diplomaten gelegt, und das bedeutete damals
ihre Auslieferung an Intrigue und Korruption. Herzog Friedrich
Wilhelm kargte nicht mit seinem Reichtum. Es folgte ein mehr-
jähriges ekles Spiel von Ränken, Bestechlichkeit und Verrat, das
schließlich, als höchste wirtschaftliche Bedrängnis den Herzog Adolf Friedrich
zum Abschlüsse zwang, in dem Hamburger Vergleich endete, den die
Herzöge Friedrich Wilhelm und Adolf Friedrich am 8. März 1701, wie
es in seinem Eingange heißt, „im Nahmen des dreieinigen Gottes und
zu dessen alleinigen Ehren" schlössen. Der wesentliche Inhalt des Ver-
gleiches ist, daß die Linie Mecklenburg-Güstrow depossedirt und die Linie
Mecklenburg-Schwerin an ihre Stelle gesetzt wird.

„Erstlich ivird Herrn Hertzogen Friedrich Wilhelms Durchl. das
ganze Fürstenthunib Güstrow, mit alleu dazu gehörigen Stücken (nur
allein die Herrschaft Stargard davon anßgenommen) fambt Sitz nnd
Stimmen auf Reichs- und Creyß-Tagen, und im übrigen cum omni jure
Principum Imperii, wie es dabevör von denen Herren Hertzogen
Güstrowscher Linie besessen, regiret und genossen worden, alß Primogenilo
Primogeniti, und Seiner Durchl. künfftigen Lehens-Descendenten gelassen,
und Dero Behueff von Herrn Hertzog Adolf Friedrichs Durchl. Ihrem ex
capite gradualis successionis formirteu Anspruch beständig renunciiret."

Adolf Friedrich konnte froh sein, daß nian ihm -von den ehemaligen
Güstrowschen Landen die Herrschaft Stargard ließ, nämlich die Aemter
Stargard, Broda, Strelitz, Wantzke, Feldberg, Fürstenberg und Wesenberg
nebst den Komtureien Nemerow und Mirow, und den Städten Neu-
brandenburg, Friedland, Woldeck, Strelitz, Stargard, Fürstenberg und
Wesenberg.

Außerdem erhielt er das Fürstentum Ratzeburg mit Sitz und
Stimme auf den Reichs- und Kreistagen, wie Mecklenburg-Schwerin
dasselbe im westfälischen Frieden erworben hatte.

In Bezug aus die Erbfolgeordnung wurde, unter Aufhebung der
Erbfolge zur gesamten Hand, in beiden Linien die Jndividnal-Nachsolge
nach dem Rechte der Erstgeburt und der Linealerbfolge im Mannesstamm
vereinbart und das gegenseitige Successionsrecht beider Linien auf den
ledigen Anfall beschränkt.
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Hauptsache war dem Herzog Adolf Friedrich in seiner Geldnoth
die Neberweisung eines jährlichen Einkommens. Dies wurde auf
40 000 Thaler festgesetzt, wobei das Einkommen aus Stargard und
Ratzeburg auf 31 000 Thaler veranschlagt und außerdem auf den Boitzen-
burger Zoll jährlich 9000 Thaler angewiesen wurden. Endlich versprach ihm
Herzog Friedrich Wilhelm vier Wochen nach Vollziehung des Rezesses
8000 Thaler als Zuschuß „zur Aptirung eines oder anderen Fürstl.
Schlosses zu einer Residenz".

Adolf Friedrich „aptierte" das Schloß zu Strelitz und Friedrich
Wilhelm nahm seinen Wohnsitz in Schwerin. —

So hatte das Geld Friedrich Wilhelms, die kaiserliche Kommission
und die Geldnot Adolf Friedrichs die beiden landesherrlichen Gebiete
und landesherrlichen Häuser geschaffen, Mecklenburg - Schwerin und
Mecklenburg-Strelitz, wie sie die damals festgesetzte Erbfolgeordnung
und der Gang der Ereignisse bis aus den heutigen Tag erhalten hat.

In keiner Weise aber bewirkte die Vereinigung der Landesherrschaft
in Mecklenburg und Güstrow eine wirtschaftliche Vereinheitlichung dieser
Gebiete. Nach wie vor bildete jedes Gut, jedes Dorf, jede Stadt ein
selbständiges Wirtschaftsgebiet. Ohne Erlaubnis der Ortsobrigkeit wurde
kein Fremder in den Verband des Gutes, des Dorfes oder der Bürger-
schast aufgenommen, und die also Aufgenommenen waren im ganzen
übrigen Lande heimatlos.

In den einzelnen Gebieten Handel zu treiben war ein besonders
zu erwerbendes Privilegium. Handel und Wandel waren durch zahllose
Zollschranken gehemmt. Rostock erhob seine eigenen Zölle, und mitten
im Lande erhoben an 83 landesherrliche Zollstellen Abgaben nach ver-
schiedenen Zollrollen.

Im Hamburger Vergleich finden diese Zustände im sechsten Artikel
ihren Ausdruck. Die im Ratzeburgischen und Stargardschen Distrikt ein-
gesessenen Unterthanen werden „bei ihren bisher habenden freien
Commercien in den Mecklenburger Landen" ungehindert gelassen, auch
wird Zollfreiheit für des Herzogs und dessen Räte Güter und Sachen
aus dem Ratzeburgischen nach dem Stargardschen und umgekehrt gewähr-
leistet. Ebenfalls'wird die freie Auswanderung vom Ratzeburgischen und
Stargardschen nach Güstrower Gebiet und umgekehrt innerhalb Jahr und
Tag „ohne sonst gewöhnliche Decimation" freigegeben.

Die staatsrechtliche Umwälzung war eine politische Revolutiou der
beiden Landesherrschaften gegen einander. Sie betraf nicht die Wirt-
fchaftsordnnng, nicht die Stände und deren Herrschaftsrechte, sie revolu¬
tionierte nicht die Verfassung, welche die Union der Stände mit den
Landesherrschaften in den Reverfalen vereinbart hatte.

Mit der Union der Stände konnte Friedrich Wilhelm und seine
Kommission nicht umspringen wie mit dem Hause Mecklenburg-Güstrow.
An ihrer einigen Macht scheiterten alle Versuche des Verfassungsbruchs
und der Aufrichtung des Absolutismus.

IX.
Die Stände hatten seit dem westfälischen Frieden fast unausgesetzt

mit den Herzögen nni ihre verfassungsmäßigen Rechte zu kämpfen.
Dieser Frieden, welcher die Ergebnisse der Kriege Schwedens und Frank-
reichs uud ihrer verbündeten deutschen Fürsten zur Niederwerfung der
Reichsgewalt und des Hauses Habsburg politisch festlegte, verbriefte
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unter völkerrechtlicher Garantie Schwedens und Frankreichs die Landes-
Hoheit der deutschen Fürsten, einschließlich des Rechts, Bündnisse mit dem
Auslande zu schließen. Gleichzeitig wurden aber auch den Ständen ihre
„habenden Privilegien, Freiheiten uud Gerechtigkeiten" verbrieft und unter
den Schutz von Kaiser und Reich gestellt. Die mecklenburgischen Herzöge,
dem Beispiele der übrigen deutschen Fürsten folgend, wollten aus dieseu
Bestimmungen das Recht zur Besteuerung der Stände, insbesondere für
die Kosten ihrer Bündnisse und Kriege und Soldaten herleiten, das heißt,

sie strebten die Unabhängigkeit von der herrschenden Klasse, den Abfolu^
tismus, an. Den Ständen war es klar, daß die Reversalen und die

ihnen darin verbrieften Herrschaftsrechte nichts seien als ein wertloses
Blatt Papier, wenn die Herzöge das Recht hätten, nach Gutdünken
Steuern auszuschreiben, Kriege zu führen und Soldaten ins Land zu
legen.

Sie kämpften daher, häufig unter den schwierigsten wirtschaftlichen
und politischen Verhältnissen, mit Einigkeit, Ausdauer und Entschlossenheit
für diese Herrschaftsrechte und deren Urquell, das Steuerbewilligungsrecht.

Am 6. Juli 1639 erneuerten sie ihre Union:
„Da. wieder unsere Privilegia, Freyheiten, Gerechtigkeiten, löbliche

Gewohnheiten und Herkommen wir sämtlich oder jemand, mit der That,
oder in andere Wege, wieder Recht und Billigkeit, bescheinet, beschweret
oder bedrucket würde, wollen wir Uns, wie zusammengefügte Glieder
eines Leibes untereinander getreulich meinen und Beystand leisten."

Fast zu gleicher Zeit am 13. Juli 1639 sandte Herzog Gustav
Adolf von Mecklenburg-Güstrow einen Erlaß an die Stände gegen
feinen Better Herzog Christian von Mecklenburg-Schwerin, von dem er
in Erfahrung gebracht, daß er die Stände einseitig mit einer Kontribution
belegen wollte.

„Wir haben sowohl wegen Unsers hohen als eures eigenen bey
folcher Neuerung schwebenden Interesse eine Nothdursft zu sehn ermessen,
euch mittelst dieses gnädigsten Ernstes zu ermahnen, daß ihr euch sowohl

der euch zugemuteten Monahtlichen und andern Eontribntionen, als auch
der von Unsers Vetters Lbdn. aus deu Städten erhobenen Accifen, als
welche mit zur gemeinen Kontribution gehören, bis zu einem allgemeinen
Land-Tage gäntzlich enthaltet, und bis dahin nichts eingeht, fo Uns
einigermaßen präjudiciren, und den Reversalen, Erb-Verträgen und ge-
meinen Contributioneu einigen Abbruch, Hinderniß und Nachtheil ver-
Ursachen könnte."

Die Stände ließen sich dies nicht zweimal sagen.
Herzog Christian replizirte, indem er seine Ehe mit der Schwester

des Güstrower Herzogs durch ein aus Hofkreaturen und Superintendenten
gebildetes Gericht für nichtig erklären ließ.

Dadurch stieg der Haß zwischen Güstrow und Schwerin, und
Güstrow wurde um so mehr auf die Seite der Stände getrieben.

Eine gewaltsame Aktion wurde in den nächsten Jahren durch den
schwedisch-polnischen Krieg, iu dem Mecklenburg wieder als Kriegsschau-
Platz dienen mußte, unmöglich gemacht. Christian Louis ging dann, wie
wir gesehen haben, nach Paris nnd intriguierte bei Ludwig XIV. gegen
Güstrow und die Union der Stände. Gustav Adolf suchte Hilfe bei
Schweden. Aber Frankreichs und Schwedens Dynastie dachten nicht im
Entferntesten daran, für die mecklenburgischen Dynastien sichVerwickelungen
zu schaffen. Die Stände blieben fest uud einig und erfolgreich. 1666
lvar Herzog Christian zu der Ueberzeugung gekommen, daß der Ver-
faffungsbruch an der Macht der Stände scheitere, und unter französischer



Vermittlung schloß er mit Gustav Adolf den Gemeinschaftsvertrag vom
16. Februar 1666, wonach die Hausverträge zwischen beiden Herzog-
tümern und die Gemeinschaftsverfassung insbesondere bezüglich der Land
tage, des Hofgerichts und des Konsistoriums von Neuem von beiden
Herzögen anerkannt wurden.

Aber die Kämpfe zwischen den Herzögen untereinander und mit
den Ständen kamen nicht zur Ruhe. Wie die Herzöge in den nächsten
beiden Jahrzehnten einerseits Frankreich und andererseits Schweden für
ihre Zwecke gegen einander und gegen die kaiserliche Gewalt unter-
stützten, dadurch fortgesetzt fremde Kriegsvölker ins Land zogen und
eigene Landeskinder für französische oder schwedische Interessen als
Soldaten ins Anstand schickten, machten sie unter dem Vorwand der
Landesverteidigung immer dringender das Recht geltend, für die Kosten
dieser dynastischen Kriegszüge ohne Zustimmung der Stände Kontributionen
aufzuerlegen. Die Stände blieben bei ihrem Widerstand. Diese Militär-
vorlagen hatten für sie gar kein Interesse. Weder besetzten sie die
Offiziersstellen, noch waren sie Lieferanten für die Bekleidung, Bewaffnung
und Verpflegung der Kriegsvölker. Ihre feudale Produktion und ihre
feudalen Einkünfte aber wurden direkt durch Verpflegung der Trnppen,
Verwüstung der Felder, Aushebung und Tödtung der Bauern und Arbeiter,
indirekt durch Verarmung und Verelendung der Bevölkerung geschädigt.
Sie beantworteten jede reversalwidrige Forderung mit einem Prozeß bei
den Reichsgerichten. Der Kaiser stand in Folge der gegen ihn gerichteten
Maßnahmen der Herzöge auf der Seite der Stände. 1671 erging ein
kaiserliches Kommissionsdekret, das die Ansprüche der Herzöge abwies
und das in den Reversalen festgelegte Steuerbewilligungsrecht der Stände
bestätigte. Dabei blieb es auch iu der nachfolgenden Flut von Ent-
scheidungen, Dekreten und Exekutionsbefehlen. In diesen Jahrzehnten,
in denen die breite Masse der rechtlosen Mecklenburger die Züge und
Kämpfe der fremden Kriegsvölker im eigenen Lande mit ihrem Gnt und
Blut bezahlen mußte, fochten die mecklenburgischen Ritter gegen ihre
Herzöge um ihre Herrschaftsrechte in den Reichskanzleien und bei den

Reichsgerichten und bezahlten die Soldaten ihrer erfolgreichen Gefechte,

die Unterhändler und Advokaten, ebenfalls mit der Frohnarbeit der ent-
rechteten Masse. — Es war kein Zweifel, daß die Landesherrschaft unfähig
war, die vereinigte wirtschaftliche uud politische Macht zu brechen, welche
ihr die Stände entgegensetzten. Die feudale Produktionsweise, welche in
Mecklenburg noch in voller Blüte stand, brauchte keine ökonomische und
deshalb auch keine politische Zentralisation, keine machtvolle Zentral-
gewalt. Sie gedieh bei dem ständischen Wesen, der Abwesenheit eines
Staats, deni wirtschaftlich und politisch selbständigen Nebeneinander von
Gutsbezirken und Städten. Eine aufstrebende Geldmacht, welche ein.
entgegengesetztes Interesse gehabt und deshalb die Herzöge in ihrem
Streben nach Absolutismus unterstützt hätte, gab es in Mecklenburg

noch nicht. Es blieb dabei, daß die Herzöge kein stehendes Heer auf-
stellen und ohne Zustimmung der Stände keine Steuern erheben konnten.
Ohne Heer und Geld waren sie nichts als ein Stand neben dem Stand
der Ritterschaft und der Landschaft, und so war der Absolutismus^erstickt,
die ständige Verfassung erhalten. Als im letzten Jahrzehnt des 17. Jahr-
Hunderts Christian Louis und nach ihm Friedrich Wilhelm die DePosse-
dierung der Güstrower Linie betrieben, hatten sie gar keine Veranlassung,
die absolutistischen Gelüste hervorzukehren und den Verfassungsstreit mit
den Ständen von Neuem anzufachen.

Es ist deshalb erklärlich, daß im Hamburger Vergleich die Uuteil-
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barkeit der landständischen Verfassung, die Union der Stände und die
Herrschaftsrechte der Stände rückhaltlos anerkannt wurden.

Bezüglich des Verhältnisses der Herzöge zu der Korporation der
Stände ist im 8. Artikel des Vergleichs bestimmt, daß die Berufung der
gemeinsamen Landtage und das Recht, denselben Vorlagen zu machen,
ausschließlich den Schweriner Herzögen zusteht, jedoch nach Strelitz
„von denen in Propofitione zu bringenden punclen Part gegeben werden
soll, damit der Terminus denen Stargardschen eingesessenen Land-Ständen,
umb dem herkommen nach beh den Landtagen oder andern Gemeinsamen
Conventen zu erscheinen, zeitig intimirt werden könne, da dann auch
Jhro Durchl. srey bleibet, ratioue Dero Stargardl. Districts jemand der
Ihrigen solchem Landtage, wie auch andern Gemeinsamen Conventen mit
beywohnen, und selbigen Districts Nottursst observiren zu lassen." Nach
Art. 9 werden die von Ritter- und Landschaft bewilligten Steuern, sowohl
die aus dem Fürstentum Güstrow als aus dem Stargardschen District,
in den Gemeinen Land-Kasten eingebracht. — Damit war das landes-
herrliche Hoheitsrecht der Strelitzer Herzöge der Union der Stände gegen-
über beseitigt, ihr Gemeinschaftsrecht, sie zum Landtag zu berufen und
dort Vorlagen, insbesondere Stener-Vorlagen zu machen, aufgehoben.
Der Strelitzer Herzog war von dem Schweriner, wie die Mitglieder der
Ritterschaft und der Landschaft, von der Berufung des Landtages und
von den beabsichtigten Vorlagen einfach zu benachrichtigen. — Die Stände
hatten dagegen gewiß nichts einzuwenden. Der Schweriner Herzog ging
aber noch gründlicher zu Werke. Die eigentlichen landesherrlichen Hoheits-
rechte, das Recht des hohen Gerichts, der höchsten Kirchen- und Polizeigewalt,
nahm er dem Strelitzer ebenfalls. Hof- und Landgericht und Konsistorium,
welche entsprechend den Reversalen gemeinschaftlich blieben, hatten nach dem
Vergleich in Zukunft im Namen des Schweriner Herzogs Recht zusprechen.
Nur wenn Stargardsche Prozesse vorkommen, sind die Urteile in beider
Herren Namen abzufassen und steht dem Strelitzer frei, einen besonderen
Assessor resp. den Stargardschen Superintendenten als Beisitzer beim
Hofgericht resp. Konsistorium zu verordnen. Was aber die höchste Kirchen-
und Polizeigewalt betrifft, so mußte sich der Strelitzer Herzog verpflichten,
die Schweriner Kirchenordnung und Polizeiordnung in allen Stücken
ungeändert in Strelitz zu beobachten und auszuführen.

Im übrigen konnte Adolf Friedrich, wie es im 5. Art. des Vergleiches
heißt, im Stargard'fchen Distrikt „privative regieren". Praktisch war er
dort zum Großgrundbesitzer degradiert, mit den hergebrachten land-
ständischen Herrschaftsrechten. Staatsrechtlich und verfassungsrechtlich
war ein Herzogtum Mecklenburg-Strelitz nicht vorhanden. Die eigentliche
Landesherrschaft hatte sich der Schweriner Herzog gesichert. Und nicht
nur politisch hatte er den „vielgeliebten Vetter" expropriiert, sondern
auch ökonomisch. Denn mit der Landesherrschaft im Fürstentum Güstrow,
die nach fendalen Begriffen auf dem Domanium desselben ruhte, fiel ihm
auch das Domanium und dessen Einkünfte zn. Das war ein nicht nn-
beträchtlicher Zuwachs zu den wirtschaftlichen Machtmitteln des fchweriner
Herzogs, und insofern namentlich bewirkte die politische Revolution der
Laudesherrschaften gegen einander eine Machtverschiebung gegenüber den
Ständen, die sichin den nachsolgendenVersassungskämpsenbemerkbarmachte.

Ratzebnrgs Stände gehörten nicht zur Union.
Das Land trat zmn Schweriner Herzog in gar keine Beziehungen

und bildete verfassungsrechtlich ein besonderes Gebiet, dessen Verfassungs-
kämpfe sich gesondert und unabhängig von denen Mecklenburgs abspielten.
So ist es bis zum heutigen Tage geblieben.
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X.

In der Periode seit den Reversalen von 1621 bis zuni Hamburger

Vergleich blieb also die überwiegende politische und wirtschaftliche Macht

in den Händen der vereinigten Feudalherren, der Ritter und Magistrate.

Die Landesherren, welche als Landesherren einen Klassenkampf mit den

Ständen führten, hatten als Feudalherren ausgedehnter Domänen dieselben

wirtschaftlichen Interessen mit denselben. Politisch vollständig rechtlos, Wirt-

schaftlich schwach,zerstreut und ohne jedeOrganisation, standen diesen Feudal-

Herren die Bauern, die Tagelöhner und Arbeitsleute, das Gesinde, die

Dienstboten gegenüber. . . . Was eine politisch rechtlose, wirtschaftlich

machtlose, intellektuell verwahrloste, in Stumpfsinn ohne Klassenbewußtsein

und Organisation dahinlebende Klasse zu erwarten hat von den Klassen,

welche die ganze politische und wirtschaftliche Macht in Händen haben,

davon giebt diese Periode der Geschichte Mecklenburgs ein beredtes Zeugnis.

Sie war, wie wir gesehen haben, eine Periode fast unausgesetzter Kriegs-

züge, für welche Mecklenburg teils als Kriegsschauplatz, teils als Heer-

straße, teils als Werbe- und Kontributions-Gebiet dienen mußte. Der

Krieg und seine Gräuel, die rohe Gewalt der Truppen, der Stillstand

der Landwirtschaft infolge der Kriegsunruhen, die zur Verpflegung der

Truppen auferlegten Kontributionen, Hungersnot, Epidemien, brachten

insbesondere der landwirtschaftlichen Bevölkerung Mecklenburgs unerhörte

wirtschaftliche Schwächung. Ganze Dörfer wurden eingeäschert, das Vieh

genommen, die Bauern und ihre Familien getötet oder in die Flucht ge-

trieben, meilenweit lagen die Felder wüst und leer. Die ländliche Be-

völkerung nahm an Zahl und Kraft fortgesetzt ab. Auch zahlreiche kleine

adlige Gutsbesitzer gerieten in Konkurs. Ihr Eigentum wurde durch die

großen Besitzer aufgekauft und der Grundbesitz immer mehr in einige

wenige wirtschaftlich und politisch starke Hände gebracht. Hatten diese

sich schon bei Beginn des 30jährigen Krieges kräftig genug gefühlt, durch

den 16. Artikel der Reversalen von 1621 festzulegen, daß sie berechtigt

seien, dem Bauer sein Eigentum zu nehmen, und hatten sie damals

schon mit dem Legen der Bauern begonnen, so war ihnen durch die

Kriegsläufte und die dadurch zur Uebung gewordene rohe Gewalt, jedes

Bedenken gegenüber den entkräfteten Bauern geschwunden.

Hunderte von verlassenen und verödeten Bauernhufen und hunderte

von Bauernstellen, deren Eigentümer die Kriegszeiten auf denselben über-

standen hatten, wurden zu den Hofwirtschaften gelegt. Für die BeWirt

fchaftung der neuen großen Höfe standen aber infolge der großen Ver

riugerung der ländlichen Bevölkerung nur äußerst wenig Arbeitskräfte

zur Verfügung. Hoftagelöhner und sogenannte freie Arbeiter waren damals

noch selten. Es herrschte eine wirkliche „Leutenot". Die Bauern waren

jedoch infolge ihrer vollständigen Rechtslosigkeit und wirtschaftlichen Ent-

kräftung nicht im Stande, diese Wertsteigerung ihrer Arbeitskraft zu ihrem

Vorteil auszunutzen. Auf der anderen Seite zauderteu die Machthaber,

die adligen Gutsbesitzer und die Herzöge nicht, diese wertvoll gewordenen

Arbeitskräfte der Bauern, ihrer Frauen und Kinder, ihnen verfallen und

als ihr Eigentum zu erklären, wie sie vorher deren Hufen und Aecker

ihnen verfallen und als ihr Eigentum erklärt hatten. — Bald nach Be

endigung des 30jährigen Krieges auf dem Landtag zu Malchin 1654

wurden die Herzöge und die Stände, welche dort untereinander über

ihre Standes-Vorrechte die heftigsten Kämpfe ausfochten, darüber einig,

die Gesinde-, Tagelöhner-, Bauern-, Schäser-Ordnung zu erlassen, welche

im I. Titel „von fleißiger AbWartung des Gottesdienstes" handelt und
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im 2. Titel § 1 verordnet, „daß die Bauersleute und Unter-
thanen, Mannes- und Weibes-Personen ihrer Herrschaft mit
Knecht und Leibeigenschaft, sammt ihrem Weib uud Kindern der-
wandt, und daher ihrer Person selbst nicht mächtig, noch sich
ohne ihrer Herren Bewilligung ihnen zu entziehen einiger-
maßen befugt sind".

„Jnmaaßen wir dann auch ordnen und wollen, heißt es in § 3,

daß keines Bauern Sohn oder Tochter sich eigenes Gefallens ohne

Erlaubniß seiner Herrschaft und eidliche Verpflichtung oder an dessen statt
Bestellung genughaster Kaution, über gesetzte und vergönnete Zeit nicht
auszubleiben, noch sich irgendwo, ohne Erlassung, häuslich niederzulassen,

oder außerhalb Landes in Dienste zu begeben, bemächtiget sein sollen."
Das ist die Fürsorge, welche die Grundherren der ländlichen

Bevölkerung angedeihen ließen, als sie dieselbe vollständig -in ihrer
Gewalt hatten. „Ihrer Herrschaft mit Knecht- und Leibeigenschaft, sammt
ihrem Weib und Kindern verwandt und daher ihrer Person selbst nicht
mächtig." Die Bevölkerung wird hieraus die Lehre ziehen, daß es gilt,

sich aus dieser Gewalt gänzlich zu befreien; sie wird aus der Geschichte
der Union der Stände lernen, daß die Union der Arbeiter und die
Eroberung der politischen Macht hierzu das Mittel ist.' Sie wird aus

dieser Geschichte lernen, daß die Union der Arbeiter das Heilmittel ist

gegen die modernen Formen, um die ländliche Arbeiterschaft, samt Weib

und Kindern, in Knechtschaft an die Scholle zu fesseln, gegen Gesinde-
Ordnungen, Bestrafung von Dienstvergehen, Versagung des Vereiniguugs-

rechts. Hintanhaltung der sozialen Gesetzgebung, Bestrebungen zur Er-
schwerung oder Aufhebung der Freizügigkeit, zur Verwahrlosung des
Schulunterrichts, und auf der anderen Seite gegen die heute wie damals
gepflegte Gesetzgebung „Zur fleißigen Abwartuug des Gottesdienstes."

Die mecklenburgischen Grundherren aber, nachdem sie damals die

Bauern und Unterthanen gleich dem Vieh für Sachen uud Zubehör

ihrer Güter erklärt, schrieben in derselben Bauern-Ordnung von 1634

vor, daß sie bestimmen, ob und wann diese „Sachen" heiraten, und

welcher „Herrschaft" ihre Kinder gehören. „Wir gebieten und befehlen
hiermit allen und jedem Prediger in den Städten uud aus dem Lande,
heißt es in § 2 des Tit. II, ganz ernstlich und bei Vermeidung unserer
Ungnade und Entsetzung ihres Dienstes und Erstattung allen Schadens
und Ungelegenheit, so der Herrschaft hieraus entstehen würde, daß sie
Niemand von Bauersleuten, sie haben ihnen dann beiderseits von ihren
Herrn und Obrigkeit glaubhaften richtigen Schein wegen ihrer ausdrück-
licheu Bewilligung und Erlassung eingebracht und fürgezeiget, kopulieren

noch vertrauen sollen." Und § 5: „Würde aber Jemand selbst befördern

oder Anlaß dazu geben, daß einer seiner Unterthanen eines anderen
Unterthanen, ohn ihrer Obrigkeit, darunter sie gehöret, Wissen und Willen,

freiete, und hernach mit Prätendierung dieser unserer Ordnung, Mann
und Weib, als wenn sie sich ohn sein Vorwissen zusammen befreiet hätten,
abfordern, so soll derselbe, wenn er zuförderst dessen überwiesen, seines
Unterthanen verlustig fein und fothaner Unterthan der Obrigkeit, unter
welche dieFrau gehöret, sammt derFrau und erzeugetenKindernverbleiben."

Die Grundherren bestimmten hiernach die Bauernzucht wie ihre
Pferde- oder Schafzucht. Zur Verwirklichung war in erster Linie die
Mitwirkung der Prediger erforderlich, imd diese Diener Gottes leisteten
dieselbe mit Eifer und Hingebung. Bald schon predigten sie gegen die
Sündhaftigkeit der meineidigen Buben, die sich der Knecht- und Leib-
cigenschaft, dieser von Gott gewollten Einrichtung, zu entziehen versuchten.

3»
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Da man voraussah, daß bei Verhinderung der ehelichen Begattung
die uneheliche um so häufiger sein werde, man also eine Bestimmung
über das Eigentum an den unehelichen Kindern treffen müsse, so ver-
ordnete man im § 6 der Verordnung: „Diejenigen, so unehrlich gezeuget
und geboren, verbleiben derjenigen Obrigkeit, worunter das Weib gehöret."

Im übrigen wurden alle bestehenden nud seit 10 Jahren „hinter
der Herren uud Obrigkeit Vorwissen und Belieben vorgenommenen
Verfprech- und Verlöbnisse" kassiert und für null und nichtig erklärt und
deklariert, „daß ein jeder bei seinem Herrn nach wie vor zu verbleiben
schuldig sei."

Ju den Paragraphen 7—9 werden Bestimmungen über die „Ab
folgung zustehender Unterthanen", gleichsam wie über die Absolgung
von Schafen oder Schweinen getroffen, und 8 10 bestimmt:

„Alldieweil >vir aber vernehmen, daß das heimliche Entlaufen der
Unterthanen von Tag zu Tag mehr und mehr zunehmen solle, und wir
solchem gottlosen, boshaften Wesen länger nicht zusehen, sondern mit
anderen benachbarten Potentaten uns vergleichen und auf Mittel und
Wege bedacht fein wollen, wie solche meineidige böse Buben aus fremden
Ländern wieder herbeigebracht werden sollen, so wollen wir einen
jedweden hiermit landesfürstlich erinnert und ganz ernstlich anbefohlen
haben, sich solchen ungebührlichen Entlaufens gänzlich zu enthalten, oder
da sie hernach wieder ertappt werden sollten, gewärtig zu sein, daß sie
mit Staupfchlagen und anderen harten, schweren, ja nach Befindung
Leib- und Lebensstrafen, so viel die Rechte erlauben, belegt werden
sollen. Wobei wir aber noch aus landessürst- und väterlicher Gnade
und Gütigkeit allen und jeden, so bis dato sich ihren Herren entzogen
und eutlausen, die Gnadenthür so weit eröffnen, daß, so sie sich inner-
halb drei Monaten nach Publikation dieser Ordnung gehorsamst wieder
einfinden und stellen werden, ihnen alles vorige hiermit und kraft dieses
gänzlich pardoniret und sie zu vorigen Gnaden wieder auf- und an-
genommen werden sollen."

Die mecklenburgischen Landesväter verbanden sich also mit den
Landesvätern der umliegenden Gebiete zu einer Jagd ans die, Bauern,
die, nachdem man ihnen ihr Eigentum geraubt, vor der Versklavung
ihrer Person geflohen waren, und luden sie „aus landesväterlicher Gnade
und Gütigkeit" ein, sich freiwillig samt Weib und Kind in die Leibeigen
schaft der Grundherren zu begeben oder aber mit Staupschlag oder dem
Tod gestraft zu werden, „falls solche meineidige böse Buben hernach
wieder ertappt werden sollten". Und 6 Jahre später, als, wie es scheint,
trotz alledem sich nicht genügend Bauern durch die Gnadenthür ans den
Domanialgütern eingefunden, auch auf der Bauernjagd nicht genügend
eingefangen waren, am 19. Dezember 1660 erließ Herzog Christian
Louis, der damals für feinen Scheidungsprozeß viel Geld brauchte, eine
Amtsordnung und Instruktion an die Domanial-Beamten nnt der Weisung,
„davon keinem Menschen etwas offenbaren, auch den Schreiberjungen
nicht vertrauen", worin es heißt:

„Da die jungen Leute und Dienst-Gesinde sich meistenteils, wenn sie
von ihren Eltern vom Koth in etwas erzogen und ihr Brot selbst ver-
dienen können, sich an fremde benachbarte Oerter ohne einigen Konsens
nach ihrem freien Willen verdingen, wohin sie wollen, wohingegen wir
dergleichen Dienstgesinde nicht um einen billigen Lohn haben und erlangen
können, also sollen unsere Beamten alle Jahr um Weihnachten, auf den
letzten Feiertag, alle Unterthanen und junges Dienstgesinde in das Amt
bescheiden, und auf jedem Dorf der Schulz mit seiner Gemeinde und



jungem Gesinde in dem Amt erscheinen, erstlichen was wir zu unseren
Hofdiensten Vonnöthen von unseren Beamten und Hofvögten hierfür
auszuwählen, das übrige für unsere Bürger und Uuterthanen, soviel
dessen benöthigt, zu dingen und wegen des Lohns eine gewisse und aus-
gemessene Ordnung zu mache». Darüber sich niemand unterstehen soll,
bei höchster Strafe, ein mehreres zum Lohn zn versprechen: besonders,
daß ein jeder für den gefetzten Lohn dienen soll und muß, ernstlich an-

zuhalten und keineswegs bei Verlust Leib und Lebens sich aus
unserem Fürsteuthum zu begebeu uud zu verdingen gestattet werden soll."

Der Landesvater ordnete also einen regelmäßigen Sklavenmarkt für die

Kinder der Bauern und das Gesinde au, und setzte die Todesstrafe anf
deren Flucht vor dieser Sklaverei.

Das war das Los der Bauern.
Dem Gesinde, den Dienstboten, Tagelöhnern, Arbeitsleuten, die

damals wenig zahlreich waren, verringerte man die Abzugsmöglichkeit,
setzte einen Höchstlohn fest und bestrafte diejenigen, welche mehr forderten
oder zahlten. — Eine besondere Klasse von freien landlosen Leuten
bildeten die Schäfer. Sie betrieben die Schafzucht für eigene Rechnung
und pachteten das Weiderecht auf den Gütern. Die Güter hatten, da
die damalige Wirtschaftsmethode nur wenig Brache und Weide kannte,
wenig Viehzucht. Ihre Schafe setzten sie meistens im Gemeng mit denen

der Schäfer. Mecklenburg war voll von solchen Schäferfamilien, die mit

ihren Schafherden von einem Gute zum anderen zogen, sobald sie

glaubten, ihre Bedingungen verbessern zu können. Die Bauer-Ordnung
von 1654 enthält einen besonderen Abschnitt „von den Schäfern und
ihrer Unterhaltung", welcher die Schäferverträge ordnet und zum Schluß
auch bestimmt, daß die Bauern nur soviel Schafe halten dürfen, als
ihnen von ihrer Herrschaft zu halten nachgegeben.

Der Bauer war fo fortan Zubehör des Herrenhofs, mit dem er
verkauft, verpachtet und verpfändet wurde, eine Sache, als solche besitzlos

und rechtlich und thatsächlich unfähig, Grundeigentum zu erwerben.
Die großen Höfe sowohl wie die Bauernfelder wurden durch-

gehends nach der Dreifelder-Wirtschaft bebaut. Das bedeutet, wie es in der
1718 von der Ritterschaft veröffentlichten „fernerweitigen Demonstration
der Enormität der mecklenburgischen Prästationen" heißt, „sie waren in
drei Schläge geteilt, davon einer den Sommer über brach lag, einer mit
Roggen und der dritte mit Sommerkorn besät wurde, welches die Reihe
umging, also daß bei solchem beständigen kultivieren und mangelnder
Ruhe des Ackers das eingestreute Korn nicht höher angeschlagen werden
mochte, als daß das Erdreich vierfach wiedergäbe, was man ihm anver-
traut, wie solches auch in der allgemeinen Landestaxe anerkannt wurde."

Bei solch schlechtem Ertrag, während andrerseits diese Wirtschafts-
Methode namentlich bei dem wüsten Zustand zahlreicher Feldmarken
viele Arbeitskräfte erforderte, bei der vorhandenen Leutenot und der
Wahrscheinlichkeit, dieselbe durch weitere Flucht der Bauern zu ver-
größern, wenn man ihre Aecker einzog, hatten die Grundherren zunächst
kein dringendes Interesse, ihre leibeigenen Bauern sämmtlich zu legen
und zu landlosen Tagelöhnern zu macheu. Man ließ also noch viele
auf ihren Gütern oder verlegte sie, d. h. man wies ihnen statt ihrer
eigenen Aecker, die wegen ihrer Lage oder Beschaffenheit zum Hos gelegt
wurden, andere Hufen zur Bewirtschaftung an. Man unterschied Voll-
dauern mit einem Ackerwerk von 3 Landhufen zu je 16 Morgen, eine in
jedem der drei Felder, auf die von 108 bis 144 Scheffel Rostocker Maß
Aussaat angenommen wurden, und Dreiviertel- und Halbbauern mit
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Hufen und Aussaat nach Verhältnis, auch Viertelbauern oder Kossäten
mit einer halben Landhufe, also 6 bis 8 Scheffel iu jedem Schlage.
Außer seinem Ackerwerk mit zugehörigen Wiesen, Weiden, Garten hatte
der Bauer auch Gehöft, Vieh, Ackerwerkzeug uud Hausgerät (die Hof-
wehr), aber alles nur zur Nutznießung als Eigentum des Herrn. Starb
der Bauer, so konnte der Grundherr die Bauerwirtschaft übertragen an
wen er wollte. War ein Bauerssohn vorhanden und schien dieser dein
Herrn geeignet, so erhielt er sie gewöhnlich. Sonst wurde eiu Hofknecht
eingesetzt, welcher die Wittwe oder Tochter des verstorbenen Bauern zn
heiraten und neue leibeigene Arbeitskräfte zn zeugen hatte.

Die Dienste der Bauern, welche früher mäßig und bestimmt waren,
wurden jetzt unmäßig und unbestimmt. Die Juristen wiesen alsbald
nach, daß die Leibeigenen den Grundherren zn ungemessenen Diensten
verpflichtet seien, indessen dürfe man ihnen nicht ganz die Möglichkeit
nehmen, für ihren und der Ihrigen Unterhalt zu sorgen, namentlich
müsse man ihnen die Nachtruhe gestatten, damit sie sich von der schweren
Tagesarbeit wieder erholen könnten.

Eine Stelle, die sich der ländlichen Bevölkerung annahm, gab es
nirgendwo. Der Landesherr verfolgte dieselben feudalen Ausbeuter-
interefsen wie die Ritterschaft, und Gerichte, Verwaltung und Gesetz-
gebung waren in den Händen eben dieser feudalen Ausbeuter oder
ihrer Klassengenossen. Der Grundherr war nicht nur Dienstherr, sondern
auch Gerichtsherr, der freiwilligen und streitigen Gerichtsbarkeit, in
Civil- und Kriminalsachen, er war auch Vollstreckungsbehörde, und er
war schließlich Polizeiherr, dessen Befugnisse weder bestimmt umgrenzt
noch in ihrer Ausübung kontrolliert wurden. Er besaß also praktisch in
seinem Bezirk unumschränkte Gewalt, und der leibeigene Unterthan befand
sich ihm gegenüber in dem Zustand tiefster und schmachvollster Recht-
losigkeit und Abhängigkeit.

Damals war im Kriminalverfahren die Tortur das gesetzliche
Mittel, „die Wahrheit bei begangenen Verbrechen an den Tag zu
bringen" und rohe Züchtigung während des Verhörs die Regel. Erst
in der Kriminalgerichtsordnung von 1807, also nur einige Jahre vor
Aufhebung der Leibeigenschaft, wurde bestimmt: „Eine Züchtigung über
15 Rohrhieben kann von dem Jnqnirenten nicht verfügt werden." Als
Kriminalstrafe konnte auf eine ungemessene Zahl von Hieben erkannt
werden, wie aus der Verordnung vom 27. Januar 1802 hervorgeht, in
der den Untergerichten im Domänium befohlen wird, „ohne ausdrückliche
Vorschrift unserer Landesgerichte nie weiter als höchstens bis zn 50 Hieben
zu gehen". „Ihr habt jedoch," heißt es in dieser Verordnung weiter,
„bei diese« Züchtigungen, welche in der Regel aufs Hemde vollstreckt
werden, auf die körperliche Beschaffenheit zu sehen, mithin Weiber oder
andere schwache Personen nicht weiter entkleiden zu lassen, als nötig ist,
ihnen die Strafe zweckmäßig fühlbar zu machen, wie dann auch die Art
und Weise, wie die Züchtigung beigebracht worden, jederzeit zu Protokoll
zu bemerken ist. Uebrigens sollen inskünftige, wo auf Peitschenhiebe
erkannt ist, niemalen die dicken Peitschen mit Knoten weiter gebraucht,
hingegen andere knotenlose, jedoch zweckmäßige Peitschen angeschafft und
angewandt werden."

Das Auspeitschen von Negerweibern in Afrika mit dicken Knoten-
peitschen, das letzthin große Entrüstung hervorrief, war also in Mecklen-
bürg für die Frauen und Töchter der Bauern, der Tagelöhner, des
Gesindes, der Arbeitsleute, zum mindesten bis zum Jahre 1802, gesetz-
liche Vorschrift. Jüngst ist der deutsche Reichstag von konservativen



mecklenburgischen Gutsbesitzern um Wiedereinführung dieser gesetzlichen

Vorschrift als gemeines Strafrecht petitionirt worden. Aber diese Herren

vergessen, daß ein solches Strafmittel ein politisch und wirtschaftlich

geknechtetes, auf der tiefsten geistigen und sittlichen Stufe dumpf dahin-

lebendes Proletariat voraussetzt, wie es ihre Standesgenossen in mehr-

hundertjähriger unumschränkter Herrschaft geschaffen hatten, daß aber die

deutsche Arbeiterklasse, der das allgemeine Wahlrecht zur Verfügung

steht, die selbstbewußt und zielbewußt die Eroberung der politischen

und wirtschaftlichen Macht anstrebt, sich die Prügelstrafe nicht mehr auf-

zwingen läßt. Der Arbeiterschaft bringen solche Petitionen indessen wieder

einmal deutlich zum Bewußtsein, was sie und ihre Frauen und Kinder

von den Grundherren zu erwarten haben, wenn sie nicht zusammen-

stehen und alles daran setzen, deren Herrschaft zu brechen.
Gegen die Erkenntnisse der Gutsgerichte stand den „Unterthanen"

freilich die Berufung an das Hof und Landgericht zu. Aber dies Gericht war

in Güstrow, das Verfahren war schriftlich und so formell, daß höchstens

Advokaten sich in demselben zurechtfanden; ohne Advokat konnte dort

keine Sache geführt werden. Der leibeigene Unterthan, für den es bis

zum Jahre 1650 überhaupt keine und danach nur auf den Pfarrdörfern

einige Schulen gab, konnte im allgemeinen weder lesen noch schreiben,

hatte auch kein Recht, kein Geld und keine Zeit, zum Berufungsgerichte

zu reisen, und sicherlich kein Geld, einen Advokaten zu bezahlen. Das

Recht der Berufung war also für die ländliche Bevölkerung im allgemeinen

nichts als ein Hohn. Ihr Richter in erster und letzter Instanz war als

Regel ihr Dienstherr, der Gutsherr oder dessen angestellter Juftiziarius.

Gelang es aber wirklich einmal einem Bauern, seine Sache vor das
Hofgericht zu bringen, so focht er, der Leibeigene, der Besitzlose, vor

dem Klassengericht der Grundherren gegen seinen illächtigen und reichen

Dienstherrn, den Standesgenossen der Richter. Was konnte er von

diesem Klassengericht erwarten? Geburt, Erziehung, Umgang, Interesse,

Lebensanschauung neigten die Richter gegen ihn und auf die Seite ihres

Standesgenossen.
Wenn heute noch, lange nach Aufhebung der Leibeigenschaft und

nachdem das Proletariat ein politischer und wirtschaftlicher Machtfaktor

geworden, die Arbeiterschaft, insbesondere die ländliche, die bittere Geißel

der Rechtlosigkeit und der Klassenjustiz zu fühlen glaubt, so kann man
ermessen, welche Urteile damals den leibeigenen Unterthanen vorn Hos-
gericht gesprochen wurden. Das Hofgericht ivar aber in erster Instanz
ansschließlich zuständig, als Civilgericht und als Strafgericht, für die

Klagen der Unterthauen gegen die Gutsherren. Zahlte der Gutsherr

dem Tagelöhner seineu Lohn nicht, hatte er ihn zum Krüppel geschlagen,

hatte er seine Frau, seine Tochter geschändet, so ging die Klage an das

Hosgericht. — Es ergiebt sich ohne weiteres aus den vorher angeführten

Umständen, daß praktisch eine Klage der Unterthanen gegen die Guts-

Herren nicht bestand, und auch vermöge dieser Einrichtung der Gutsherr

sich alles erlauben konnte.
Indessen, es waren verhältnismäßig nur wenig Fälle, die durch

ein gerichtliches Verfahren erledigt wurden. Die schärfste Geißel, mit
welcher der Gutsher seine Unterthanen alltäglich züchtigen konnte, ohne
jede Untersuchung, ohne jede Kontrolle und ohne auch nur die formale
Möglichkeit der Anrufung des Gerichts, war seine Polizeigewalt. Kraft
derselben stand ihm der „Dienstzwang mit Stock und Peitsche" zu, und
„diese Instrumente wurden, wie ein damaliger Gutsbesitzer schreibt, auf

das bloße Hemd fleißig und derbe gehandhabt". Noch durch eine Ver¬
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ordnung vom 15. September 1806 wurde den Gutsherren vorgeschrieben:
„Sich keiner Röhrchen von größerer Länge als ö/4 gewöhnlicher Ellen
und von größerer Stärke als ungefähr 1/i Zoll im Durchmesser, nach
der hierbei kommenden Probe, zu bedienen, und auf keinen Fall solche
an den Enden beWinden zu lassen." Als Polizeiherr sperrte der Guts-
Herr auch in das Gutsgefängnis, legte in den Ganten, setzte auf den
„Esel" oder übte alle erdenkbaren Quälereien in Bezug auf Art und
Dauer des Dienstes aus. ^

Auf der anderen Seite gab es eine Fürsorge für den Fall der
Krankheit und Hilfslosigkeit so gut wie garnicht. Zwar erließ Herzog
Gustav Adolph 1683 eine Verordnung, in welcher er „insonderheit die
auf dem Lande, von Adel und andere Landbegüterte, ermahnte, ihre
Unterthanen und Bauern in ihren Krankheiten nicht trostlos zu lassen",
aber die Grundherren pfiffen auf diese Ermahnung. Um so mehr, als
es Aerzte nur in den größeren Städten gab, und in ganz Mecklenburg
nur 5 Apotheken, in Rostock, Neubrandenburg, Güstrow, Boitzenburg
und Malchin bestanden. Quacksalber, alte Weiber, Barbiere, Scharf-
richter, Schäfer, Schmiede übten die Heilkunde durch Besprechungs-
Sympathie oder dergleichen Kuren, wie aus mehreren Verordnungen
der damaligen Zeit sich ergiebt.

So gerieth die ländliche Bevölkerung auf die niedrigste Stufe
menschlichen Daseins.

In den ersten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts bewirkte eine
Ilmgestaltung der Wirtschaftsmethode, daß man mehr Land und weniger
Arbeitskräfte gebrauchte. Auf das Beispiel des Oberlanddrosts von der
Lühe auf Panzow im Amte Bukow wurde statt der Dreiselder-Wirtschast
die Koppel- oder siebeuschlägige Wirtschaft in Mecklenburg allgemein
eingeführt. Nach derselben werden alle Felder in 7 Schläge gelegt,
wovon nur jedesmal drei zum Getreidebau und der Rest als Weide
benutzt werden. Es war also eine Wirtschaftsmethode, welche in der
Viehzucht und der Milchwirtschaft den Hauptertrag sucht. Ihre Ertrags
fähigkeit steigert sich naturgemäß mit der Größe des Weidelandes. Damit
war das Schicksal des Restes der Bauerngüter besiegelt. Die Guts-
besitz« zögerten keinen Augenblick, diese entkräfteten, in ihrer Gewalt
befindlichen Bauern, deren Arbeitskraft sie nicht mehr gebrauchten, wenn
sie auch seit den Reversalen von 1621 wiederum ein Jahrhundert auf
ihrer Scholle gesessen, auf Grund dieser Reversalen zu vertreiben und ihr
Ackerland zur Vergrößerung ihres Profits in Gutsweide zu verwandeln.
Wie Moritz Wiggers in seiner Schrift „Der Veruichtungskampf wider
die Bauern iu Mecklenburg" auf Grund amtlicher Quellen mitteilt,
waren mehr als 20 Jahre nach dem 30 jährigen Kriege noch etwa
12 000 Bauernhufen in der Ritterschaft vorhanden. Im Jahre 1755 beim
Abschluß des Erbvergleichs, waren es noch 4900. Aehnlich verfuhren die
Herzöge im Domaninm. — Ganze Dörfer verschwanden vom Erdboden.
Die Bauern wurden Tagelöhner und Einlieger, die außer einem Garten
und etwas Wiese keinen Acker hatten, v. Engel, ein mecklenburgischer
Rittergutsbesitzer der damaligen Zeit, schildert in seinem „Briefwechsel,
die Landwirtschaft betreffend," die Ansichten seiner Standesgenossen in
der Ritterschaft über die Rechte und Pflichten der Bauern folgender-
maßen: „Die Unterthanen sind von der Vorsehung mit großer Weisheit
zur Arbeit und uns zum Dienst bestimmt, weil eine Gleichheit der
Stände in unserer Welt nicht stattfinden kann, sodaß sie unsertwegen da
sind. Ist nun dieses, und hieran kann wohl kein vernünftiger Mensch
zweifeln, so wirds auch für sie genug sein, wenn sie soviel haben, als



— 41 —

zur Erhaltung des Lebens, um uns die schuldigen Dienste leisten zu
können, unentbehrlich notwendig ist; denn sobald sie ein mehreres haben,
werden sie frech und übermütig. Auf meinem Gute sehe ich daher Wohl
zu, dasz ihnen nichts weiter, als was zur äußersten Notdurft gereicht,
zu teil werde. Da sind sie denn geschmeidig und geben gnte Worte, daß
ich ihnen in Bezahlung der Gebühren nur eine kurze Nachsicht gönne,
wofür sie, außer dem schuldigen Hofdienste, noch obein gewisse Tage
umsonst arbeiten. Was brauchen sie denn auch endlich weiter, als ein
Stück grobes Brot, eine Kerbe gesalzenen Hering, Kartoffeln, Kohl und
was etwa ein kleiner Garten sonst hervorbringt? Können sie sich dabei
nur einigermaßen mit einem alten Kleide bedecken, so sind sie hin-
länglich versorgt."

Jetzt wurden die Güter fast ausschließlich mit leibeigenen Tage-
löhnern, Deputatisten und Einliegern bewirtschaftet. Die Klasse
der Bauern war iu der Hauptsache vernichtet, der seudale Agrar-
kapitalismus hatte sich das ländliche, leibeigene Proletariat geschaffen.

XI.

Das patriarchalische Verhältnis zwischen Gutsherr und seinen Dienst-
verpflichteten war um so mehr geschwunden, je mehr die Landwirtschaft
Warenproduktion geworden, je mehr der Gutsherr die Dienste seiner
Bauern heischte, nicht um mit seiner Familie in Glanz und Behäbigkeit zu
leben, sondern darüber hinaus möglichst viele Produkte auf den Markt
zu bringen, sie in Geld umzusetzen und Kapital anzuhäufen. Je mehr
er die Bauern versklavte, je mehr er sie zu willen- und rechtlosen Aus-
beutungsobjekten machte, je mehr er ihre Arbeitszeit verlängerte, ihre
Freiheit abschaffte, ihren Lohn verringerte, ihre Fest- und Ferientage
aufhob, ihre Lebenshaltung herunterdrückte, um so mehr Waren glaubte
er auf den Markt zu bringen, um so niehr Kapital akkumulieren zu können.

In derselben Bauern Ordnung von 1654, in der die Leibeigenschaft
der Bauern und Unterthanen bestimmt wird, finden sich auch bezeichnender
Weise Bestimmungen über die Anlage und Verbesserung der Wege und
Landstraßen, sowie über die Instandhaltung der Flüsse und Seen. Natürlich
werden auch diese Arbeiten den „Unterthanen" auferlegt. Das Recht auf
die ungemessenen Dienste der Unterthanen nutzte den Grundherren wenig,
wenn nicht auch Verkehrswege hergestellt wurden, welche den Handel
mit den Produkten dieser ungemessenen Dienste ermöglichten. So faßte
man die Sache konsequenter Weise an beiden Enden an. Und 1701, als
Herzog Friedlich Wilhelm die Revolution gegen die Güstrower Linie ge-
macht, forderten die Stände, welche sich wohl bewußt waren, daß der
Herzog sie zur Befestigung des neuen Zustandes gebrauchte, von ihm sofort
eine Menge Zugeständnisse auf wirtschaftlichem und politischem Gebiet.
Die adligen Grundherren forderten und erhielten unter anderem durch
die Resolution vom 16. Juni 1701 das Zugeständnis: „Daß dem Korn kein
gewisser Preis gesetzt werde, und daß kein Einhalt an der Ausfuhr ge-
fchehe", ferner, daß ihnen die Zollfreiheit „an Korn, Wolle, Flachs, Hanf,
Honig und Vieh, Pferden, Schafen, Schweinen und anderen Viehen und
Viktualien, so sie auf ihren Gütern bauen, ziehen und erübrigen und
entweder daselbst oder in den Städten verkaufen, ungeschmälert zn be-
lassen". Sie schufen sich ein einheitliches, durch keine Zollschranken ge-
sperrtes Absatzgebiet, und erhöhten dadurch die Absatzmöglichkeit und die
Preise. Einfuhr vom Ausland hatten sie nicht zu fürchten, da Mecklen-
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bürg Lebensmittel und Rohmaterialien weit über den Verbrauch produ-
zierte. Deshalb waren sie damals die entschiedensten Gegner der Korn-
und Fleisch-Zölle, d. h, selbstverständlich, soweit sie, die adligen Grund-
besitzer in Betracht kamen. Alle übrigen Personen, insbesondere die
Händler aus den Städten, sollten und mußten diese Zölle bezahlen, und
wurden dadurch konkurrenzunfähig gemacht. Und da die Gutsherren das
Eigentum und die Personen der Bauern bereits in ihren Klauen hatten,
so sorgten sie für Abschaffung der Politik, die damals zur Expro¬
priierung der Bauern üblich war, der Politik des Ausfuhrverbots der
landwirtschaftlichen Produkte, verbunden mit der Festsetzung eines ruinösen
Höchstpreises für dieselben. Diese Politik traf jetzt sie selbst und ihren
Kapitalprofit, und deshalb mutzte sie fallen. Auf der anderen Seite
blieben die durch die Polizeiordnung von 1654 festgesetzten Höchstpreise
bestehen für Dienste und Waren der Handwerker, welche die Guts-
besitzer für ihren landwirtschaftlichen Betrieb gebrauchten. Die Schuster
hatten „bei willkürlicher ernster Strafe" die Schuhe und Stiefeln, die
Schmiede die Wagenräder, die Hufeisen, die Spaten, die landwirtschast-
liehen Geräte u. s. >v. zu bestimmten Höchstpreisen abzugeben, die Zimmer-
leute „des Sommers von 4 Uhren des Morgens bis des Abends nach
6 Uhren" und ebenso die Tischler, Maurer und sonstigen Handwerker und
zioar zu den gesetzlichen Höchstlöhnen zu arbeiten.

Die Handwerksmeister saßen, wie wir gesehen haben, mit Aus-
nähme der wenigen Gutshandwerker, zünftig organisiert in den Städten,
bildeten einen großen Bestandteil der städtschen Bevölkerung und gaben
dieser das Gepräge. Vielfach bestanden um diese Zeit Streitigkeiten
zwischen Ritterschaft und Städten, weil jeue „Zur Verstörung der Aemter
und Handwerker in denen Städten" Handwerker aller Art auf die Dörfer
gesetzt hatten.

In diesem Jahrhundert fortgesetzter Kriegszüge und der Enteignung
und Knechtung der Landbevölkerung waren zahlreiche Landbewohner in
die Städte geflüchtet und hatten dort Unterkunft in den Zünften gesucht.
Diese wurden deshalb bald überfüllt. Die Zahl der Lehrlinge, Gesellen
und Meister wuchs mehr als die Nachfrage uach ihren Produkten. Die
Folge war, daß die Zünfte immer exklusiver wurden, ihre politische und
ökonomische Macht immer mehr benutzten, um fremden, namentlich länd-
lichen Elementen den Zutritt zum Handwerk zn erschweren, und inner-
halb desselben das Meisterrecht immer mehr zu einem schwer zugäug-
lichen Privilegium zu gestalten. Daher kam es, daß zahlreiche Hand
Werksgesellen, denen dies in den Städten nicht mehr möglich war, sich
iu den Dörfern unter Umgehung der Zunft mit Zustimmung der Grund-
Herren, die dadurch billigere Handwerker erhielten, als „freie" Meister
niederließen, Diese Konkurrenz der „Pfuscher" erbitterte natürlich sehr
die städtischen Handwerksmeister. Es war eine ihrer ersten Forderungen
an den Herzog Friedrich Wilhelm, daß diese „Pfuscher" von den Dörfern
entfernt würden. Es erging denn anch 1702 eine entsprechende Verordnung
und am 18. September 1703 ein für den damaligen Zustand der Zünfte
und der Städte bezeichnender Erlaß, worin es heißt! „Das wir nicht
gemeint sein, sothane auf dem Lande abzuschaffende Handwerker gar aus
dem Lande zu vertreiben, besonders vielmehr unsere gnädige Intention
dahingeht, daß diese in den Städten sich häuslich niederlassen, und selbe
dadurch mehr populiert werden mögen. So setzen, ordnen und wollen
wir gnädigst hiermit, daß Bürgermeister und Rath jeden Orts, diejenigen
Handwerker, so vom Lande in denen Städten sich begeben und daselbsten
ihr erlerntes Handwerk zu treiben, häuslich niederlassen wollen, gern nnd



willig Aufnahme und keineswegs durch Forderung übermäßigen Bürger-
und Amts-Geldes, noch unter dem Vorwande, daß die Zahl der ge-
schlossenen Aemter schon erfüllet, oder der Handwerksmann
kein Meistersohn, oder seine Frau keine Meisterstochter sei,
von Gewinnung der Bürgerschaft und Aemter abhalten sollen.
Wenn auch einige von solchen Handwerkern in denen Städten zu bauen
sich anerbieten, sollen ihnen dazu wüste Stellen angewiesen und
umsonst gegeben werden. . . . Und daß wir abgedachten Hand-
werkern daneben die Frei-Meisterschaften erteilen werden".

Die Zunftmeister wollten die Konkurrenz der „Pfuscher" aus der
Welt schaffen, und diese in die Masse der zunftlosen Leute, der Lumpen-
Proletarier nach damaligen Verhältnissen, hinabstoßen. Der Herzog aber,
der wohl wußte, daß die Zünfte diese Leute trotz seines Gebotes nicht
aufnehmen würden, wollte diese Handwerksmeister, soweit sie bemittelt
waren, in den Städten als Leute erhalten, die ibm Abgaben bezahlten
und sein Einkommen erhöhten. Er machte sie zu Frei-Meistern.

Die Zünfte erfüllten also damals in Mecklenburg nicht mehr den
Zweck zn dem sie geschaffen, ihren Mitgliedern einen auskömmlichen
Lebensunterhalt zu gewährleisten. So trugen sie selbst den Keim zn
ihrem Verfall in sich und zur Geburt der neuen Produktionsform, der
kapitalistischen Warenproduktion, die sich in Mecklenburg zu regen begann.

Diese Schaffung der Frei-Meisterschast in den Städten für Hand-
Werksmeister, die sich dort anzubauen vermögend waren, also Mittel
besaßen, ist ein erster schwacher Eingriff der Landesherrschaft zu gunsten
der kapitalistischen industriellen Produktion, von der sie dunkel ahnte,
daß sie ihr durch ihre Reichtümer zur Unterwerfung der Grundherren
dienen könne. Sehr weit ist freilich die mecklenburgische Landesherrschaft
anf diesem Wege, den agrarischen Kapitalismus durch den industriellen,
die Ritterschaft durch die Landschaft zn besiegen, nicht gekommen. Die
Ritterschaft, klar bezüglich der Wurzeln ihrer Macht, und zielbewußt in
ihrem Handeln, hat es verstanden, bis zu der großen Revolution der
Errichtung des Norddeutschen Bundes und des Deutschen Reiches, wo der
Sieg des deutschen Bürgertums und der Erlaß der deutschen Gewerbe-
ordnung anch die mecklenburgische Wirtschaftsverfassung umstürzte, den
industriellen Kapitalismus niederzuhalten. Und heut noch stemmt sie
sich seiner Entwicklung in Mecklenburg, soweit es in ihrer Macht steht,
besonders durch Widerstand gegen Entwicklung der Eisenbahnen und
Verkehrsmittel, kräftig entgegen. Das mecklenburgische Bürgertum aber,
unklar bezüglich der Wurzeln seiner Macht, ziellos in seinem Handeln,
geführt von Personen, die direkt oder indirekt, wirtschaftlich oder politisch
von diesen Grundherren abhängen, führt diesen Kampf faft und kraftlos,
fördert aber anf der andren Seite fortgesetzt aus Furcht vor der Social-
demokratie, die naturgemäß, zur Entwicklung der Produktivkräfte der
Gesellschaft, in dieser Beziehung seine beste Hilfstruppe fein könnte, die
wirtschaftliche und politische Macht der Ritterschaft.

Herzog Friedrich Wilhelm aber, der einen Tanz mit der Ritter-
schast vorhatte, schuf die Freimeister, d. h. Handwerksmeister, welche
weder in der Art der Produktion noch des Vertriebs, noch bezüglich der
Zahl oder des Arbeitsvertrages der Gesellen, an die Regeln der Zunft
gebunden waren, die aber ihr Privilegium von ihm erhielten und ihm
dafür und für die Produkte Abgaben zahlen mußten. Die Absicht war,
diese Freimeister der Manufaktur, namentlich der Tuchmacherei, dann
auch anderen Wollen- Manufakturen, wie Strumpfwirkerei und Hut-
macherei zuzuführen, die sich schon als Hausindustrien in den Städten
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entwickelt hatten und nun weiter kapitalistisch entwickelt werden sollten.
Die lockende Aussicht auf großen Profit aus diesen neuen Manufakturen
bewirkte sogar, daß während im Lande die flüchtigen gelegten Bauern
ihren Eigentumsherren bei-schweren Strafen wieder „abzufolgen" waren,
die aus französischen Städten flüchtigen unter dem Vorwand ihres
Glaubens „gelegten" Bürger in Mecklenburg Asyl und Religionsfreiheit
fanden, d. h. soweit sie in diesen neuen Manufakturen geschickt waren
und Mittel zu ihrem Betrieb besaßen. Das Asylrecht war eben weiter
nichts als eine Absolguug dieser geschickten und vermögenden Handwerks-
meister zur Schur an die herzogliche Kasse, und auf die Rechtgläubigkeit
wurde dabei kein Gewicht gelegt. Durch Privilegienbrief _vom
24. September 1703 nahm der Herzog gegen 80 Familien reformierter
französischer Flüchtlinge in Bützow auf, welche Tuch, Serge, Rasch,
Etamin, Seidenwaren und Strümpfe in ausgedehntem Maße verfertigten
und auch öffentlich auf ihre Fayon felig werden durften.

Eine Verordnung vom 15. März 1705 führt einen natürlich der
herzoglichen Kasse zufließenden Schutzzoll zur Entwicklung dieser Mann-
fakturen ein. Damals also kannte man schon den Zoll „zum Schutz der
nationalen Arbeit".

„Vor allerhand auswärtige grobe Tücher, nichts als die englische,
spanische, holländische und andere seine Laaken ausgenommen" — heißt
es in derselben — „von einem jeden Stück 3 Rthlr., von einem Paar
ausländisch gewebte wollene Strümpfe 8 Schill., von einem feinen ans-
ländischen Hut, er fei halb Castor, Carolin, Handebeck oder dergleichen
ä Stück 1 Rthlr., von einem Stück ausländisch Rasche oder Kreth
1 Rthlr. k."

Der Herzog erbietet sich „ein- oder ander deren Fabrikanten mit
etwas an baarem Gelde oder Anschaffung einiger Wolle in natura
einen Vorschub von unser Fürst!. Cammer thnn zu lassen, sind aber
auch des gnädigsten Vertrauens, daß zu einem erklärlichen Verlag
andere Kauf- und Handelsleute, insonderheit die Gewandschneider und
Hntstassierer, im Lande sich bequemen." Fremden Tuch- und Zeugmachern,
„die sich in unsere Lande begeben," sollen Baustelleu unentgeltlich zur
Verfügung gestellt werden. „Kein sogenannter Tuchknappe, so allhier im
Lande bereits in Arbeit stehet, oder sich inskünftig herein begeben
möchte, soll durch einige Werbung zu Kriegsdiensten obligiret werden,
besondern, da er auch gleich Handgeld zu nehmen genötigt worden,
ihm dennoch solches zu keinem Soldaten machen."

Man sieht, der Herzog wollte die Tuchmacher auch dagegen schützen,
daß ihnen die Werbeagenten, insbesondere die preußischen, ihre Knappen,
d. h. ihre Arbeiter gewaltsam wegnahmen. Uebrigens ließ sich die Ritter-
schastdies bald darauf im Erbvergleich bezüglich ihrer Bauern ebenfalls
zusichern. Das Werbegeschäft in Mecklenburg, namentlich für den König
von Preußen, war damals, und in erhöhtem Maße einige Jahrzehnte später,
geradezu systematischer Menschenraub. Die preußischen Junker hatten es
in Entreprise übernommen und führten in Mecklenburg blutige Menschen-
jagden aus. Kein Wunder, daß der Herzog und die Ritterschaft, welche
das Wild zur Ausbeutung für ihre Zwecke gebrauchten, sichdagegen wehrten.

Als der Herzog 1704 von den Ständen vergeblich den Betrag
forderte, den er für den Sold seiner vermehrten Truppen gebrauchte,
schaffte er sich die benötigte Summe, indem er im Domanium mehrere
tausend Mann gewaltsam aufgriff, und sie an Holland als ein Infanterie-
Regiment zur Verwendung im spanischen Erbfolgekrieg verkaufte. Dies
Aufgreifen und Verkaufen der Landeskinder als Kanonenfutter an das
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Ausland war das Gegenstück zu der Gewährung des Asylrechts au die
französischen Refngies, war das Gegenstück der Zusicherung des Schutzes
gegen „Werbung" an die Tuchknappen, diente aber demselben Zweck, nämlich
der Füllung der herzoglichen Kasse. Nur die Mittel waren verschieden.

In den Städten saß auch, gering an Zahl und Einfluß, die Klasse
der Kanfleute und Händler, welche die städtischen Victualieu und Waren,
auch Bier auf dem Lande vertrieben. Sie lebten in beständigem Kamps
mit den Gutsbesitzern, die ihnen, entgegen den Reversalen von 1621,
Konkurrenz machten, namentlich das Bierbrauen und Schnapsbrenueu
schwunghaft betrieben. Zahlreiche Verordnungen ergingen deshalb gegen
die Gutsherren, aber wie deren stete Wiederholung zeigt, kümmerten sich
die Herren nicht darum. Die Kaufleute bedeuteten eben damals recht
wenig. Sie hatten naturgemäß ein großes Interesse an der Entwicklung
der aufkeimenden industriellen Warenproduktion, und so erklärt es sich,
daß der Herzog in der eben angeführten Verordnung von 1705 sich an
sie wegen Beteiligung au deu Manufakturen wendet.

Der Sechandel war nach Auflösung der Hansa und nachdem
Schweden Wismar zur Festung gemacht und in Warnemünde eineu
Eingangszoll erhob, während Hamburg, Lübeck und Stettin Freihäfen
waren, gering. Das verarmte Land hatte auch wenig Bedürfnis für die
Einfuhr von Waren und die überseeische Ausfuhr landwirtschaftlicher
Produkte war von keiner Bedeutung. Dazu waren die Verbindungen
des Inlandes mit Restock, mangels Landstraßen und Kanäle, äußerst
mangelhaft. Rostock führte zwar seine eigene Flagge und seine Schiffe
liefen zwischen fremden Häfen, aber den großen Handel, namentlich den
Kolonialhandel, hatten England, Frankreich, Holland und Schweden in
der Hauptsache au sich gezogen. Rostock, das im Anfang des achtzehnten
Jahrhunderts etwa 7000 Einwohner zählte, uud seiue Kaufmannschaft
hatten im Verlauf des siebzehnten Jahrhunderts durch den Verlust des
Seehandels an wirtschaftlicher und politischer Bedeutung gewaltig ab-
genommen. Es fand dies auch iu dem Vertrag von 1748 seinen
politischen Ausdruck.

Schließlich saßeu iu den Städten die zahlreichen Handwerksgesellen,
in ihren Gesellenverbänden organisiert, und die immer mehr anwachsende
Zahl von Proletariern, welche in den Gesellenorgauisationen keine Auf-
nähme fanden oder als ungelernte, leicht ersetzbare Arbeiter es zu
keiner Organisation bringen konnten. Sie bildeten die unterste Stufe
der gesellschaftlichen Leiter. Diese verschiedenen Arbeiterschichten beseelte
und einigte kein Klassenbewußtsein, sondern sie trennte ein Kastengeist,
den sie je nach dem Ansehen und dem Einfluß ihres Verbandes gegen
einander zum Ausdruck brachten.

Ihnen eigentümliche, einheitliche politische Bestrebungen waren
nicht vorhanden, sie erschöpften sich darin, ihre Verbände stärker und
mächtiger zu machen, nicht nur als die ihrer Meister, sondern anch als
die der Gesellen anderer Berufe. Politisch waren sie deshalb einflußlos
und sielen für die politischen Kämpfe der Herzöge gegen die Stände
kaum ins Gewicht.

XII.

Herzog Friedrich Wilhelm von Mecklenbnrg-Schwerin blieb, wie
»vir gesehen haben, in seiner Revolution gegen das Mecklenburg-Strelitzer
Haus siegreich und diktierte demselben im Hamburger Vergleich die
Friedensbedingungen.
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Dieser Erfolg und der dadurch erlangte Machtzuwachs trieben ihn
an, seinen Klassenkampf gegen die Stände mit um so größerem Nachdruck
fortzusetzen.

Den moralischen Eindruck seines Sieges über Strelitz mit Hilfe
der kaiserlichen Gewalt suchte er sofort auszunutzen. Unmittelbar nach
dem Abschluß des Hamburger Vergleichs veranlasste er die Entsendung
eines kaiserlichen Kominissars zur Verhandlung mit den Ständen.

Schon 1698 hatte der Reichshofrat zu gunsten des Besteuerungs-
rechts des Herzogs für Garnisonskosten entschieden, und die hiergegen
von den Ständen eingelegte Revision schwebte beim Reichskammergericht.
Unter dem Drucke dieser Entscheidung, unter dem Eindruck der siegreichen
Revolution des Herzogs gegen Strelitz mit Hilfe der kaiserlichen Gewalt
und der offenbaren Stellungnahme des kaiserlichen Kommissars gegen
die Stände, ließ sich deren Kommission herbei, am 16. Juli 1701 den
Schweriner Vergleich zu unterzeichnen. Durch denselben verpflichten
sich die Stände, alljährlich für Garnisonskosten und Cammer-Zielern
(Kostenbeiträgs zum Reichskammergericht) 120000 Reichs-Thaler zu be¬
willigen, wogegen der Herzog für diese Zwecke „obgleich mehr oder
weniger Festungen, viel oder weniger Mannschaft nöthig möchten erfunden
werden" niemals mehr als diesen Betrag zu fordern verspricht. „Solches
dermahlen behandelte Quantum," heißt es in Punkt 6 des Vergleichs,
„soll alljährlichen auf einen Land-Tag (welchen wir alternatim zu
Sternberg und Malchim, vermöge der letzten ReVersalien de Anno 1621,
ob er gleich nunmehro nicht nöthig wäre, aus Gnaden wollen
halten lassen), >oie gebräuchlich, per Edictum kund gemacht, vou Ritter
und Landschaft der Modus Contribuendi zu unserer Censnr und Appro-
bation übergeben, die etwa sich befindende Lands-Gravamina von uns
angehört, und nach Recht und Billigkeit (jedoch daß die Erlegung
der Contribution an diese Anhör und Erledigung deren
Gravaminum nicht gebunden ist) abgethan; die Steuer oder
Contribution von unserm Dominio, wie von Ritter und Landschaft, in
den Landkasten nach Rostock gebracht, und vou daraus weiters gehörig
bezahlt und verwendet werden."

Damit hatte die Kommission der Stände deren in jahrhunderte-
langen Kämpfen erworbenes und aufrechterhaltenes Grundrecht, das ihre
übrigen Rechte vornehmlich stützte und erhielt, das Steuerbewilligungs-
recht für Militärzwecke, fortgegeben, und der Herzog hatte errungen,
was er zur Aufrichtung des Absolutismus, zur Beseitigung der Mit-
Herrschaft der Stände gebrauchte, das Besteuerungsrecht und das stehende
Heer. Mit diesen Errungenschaften konnte er vertrauen, die Festung der
Vorrechte der Stände allmählich vollständig zu stürmen und einzunehmen.
Er hatte im Kampfe gegen die Stände gesiegt, bevor er noch eine Schlacht
geschlagen. Das wurden sich auch die Stände gar bald bewußt. Es
protestierten zunächst neun unabhängige Männer aus der Ritterschaft,
insbesondere der dänische Minister von Pleffen und der lüneburg-cellesche
Minister von Bernstorf gegen den Schweriner Vergleich, mit dessen Ab-
schluß die ständischen Delegierten ihre Vollmacht überschritten hätten.
Ihnen schlössen sich bald gegen achtzig einflußreiche Mitglieder der
Stände an, und diese Partei der „Patrioten", wie sie sich nannte, oder
der „Renitenten", wie sie der Herzog nannte, erklärte den Vergleich für
nichtig und ohne bindende Kraft für die Stände. Nun entbrannte der
eigentliche Entscheidungskampf zwischen Ständen und Herzog, nun begann,
da man alsbald durch Waffengewalt die Entscheidung herbeizuführen
suchte, die blutige Revolution, die erst nach mehr als 50 Jahren, nach
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vollständiger Bestegung des Herzogs, durch den Landesgrundgesetzlichen
Erbvergleich von 1753, der anch den Schweriner Vergleich aufhebt, ihren
Abschluß fand.

Der Anfang dieser Revolution kennzeichnete sich dadurch, daß ein
ordnungsmäßiger Landtag und ein ordnungsmäßiges Steueredikt nicht
mehr zu Staude kamen.

1702 verließen die „Patrioten" den Landtag zu Malchin, als der
Herzog die Bewilligung des Militärbudgets auf Grund des Schweriner
Vergleichs sorderte. Ihnen schlössen sich der Strelitzer Herzog an, der
durch die Opposition seine Herrschaftsrechte wiederzuerlangen hoffte, und
demnächst auch die Strelitzer Stände. Die Stände waren also gespalten,
und deshalb behielt der Herzog einstweilen die Oberhand. Er publizierte
das Steueredikt iu seinem Namen und ließ die Steuer in Schwerin und
Strelitz beitreiben. Gleichzeitig reorganisierte und vermehrte er seine
Truppen. Die revoltierenden Standesherren, welche in ihren Gebieten
Verwaltung, Gerichtsbarkeit und Polizei vollständig in Händen hatten,
organisierten mit Erfolg den passiven Widerstand. Der Herzog suchte
desselben durch ihre Trennung und Isolierung Herr zu werden. Er¬
spielte den Interessengegensatz zwischen den Städten und der Ritterschaft
gegeneinander aus und die Gegensätze innerhalb der Städte uud inner-
halb der Ritterschaft selbst.

Durch die städtische Steuerordnung vom Ii. März 1708 räumte
er den Landstädten das Recht ein, eine Verbrauchssteuer auf Bier,
Schnaps, Getreide, Fleisch und sonstige Lebens- und Genußmittel, sowie
auf Kaufmannswaren zu erheben und aus derselben die Heeressteuer zu
bezahlen. Das war den Magistraten der Städte sehr willkommen, sie
trennten sich von der Opposition und acceptierten es. Denn es bedeutete
eine Abwälzung der Steuer von den besitzenden 'Klassen der städtischen
Bevölkerung auf die besitzlosen. Es bedeutete aber auch eine teilweise
Abwälzung dieser Steuer auf die Ritterschaft, welche Bier, Schnaps,
allerlei Lebens- und Genußmittel, sowie die Kaufmannswaren aus den
Städten bezog. Sie protestierte deshalb gegen diese Steuer als einen
verfassungswidrigen Eingriff in ihre verbriefte Steuerfreiheit. In der
Ritterschaft selbst hatte sich ein Gegensatz ausgebildet zwischen dem alt-
eingesessenen Adel und den Familien, welche nach dem dreißigjährigen
Kriege eingewandert und Rittergüter erworben hatten, dem neuen Adel.
Als unter Benutzung dieses Gegensatzes der Herzog den neuen Adel von
dem alten zu trennen suchte, erschien am 26. November 1706 das Ritter-
schaftliche Attestat- „Wir bezeugen hiermit zur Steuer der Wahrheit,
daß unser ritterschaftlicher Stand von vielen Seculis her ein uhralter
sreyer Stand, der mit vielen stattlichen Privilegiis, Freyheiten und
Gerechtigkeiten, laut der mit der Landes-Herrschaft aufgerichteten Reversalen
und Recessen, so von Kaysern zu Kayseru confirmiret und bestätiget,
begnadiget, uud in und außerhalb des heil. Römischen Reiches allem
Adel bei allen Vorfallenheiten, gleich ästimiret und gehalten wird.
. . . Und gleichwie dann uns aller Orten das Recht und die Praerogatives
der Edelleute zugestanden wird, also sind wir anch geneigt, wie bis dato
auch observiret worden, alle honette Leute, die sich durch Bezeugung
ihres Adels bei uns niedergelassen und adeliche Güther an sich gebracht,
in unser Corpus mit aus- und anzunehmen, der denn auch aller Wohl-
thaten und Freyheiten, die wir haben, mit uns zn genießen hat."

Damit war, unter Schaffung der Institution der Aufnahme iu das
Corpus der Ritterschaft, der alte und der rezipierte Adel politisch zu-
sammengekittet, deni Herzog aber gleichzeitig in hallenden Worten zu
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verstehen gegeben, daß man nicht iin Entferntesten daran denke, sich auch
nur ein Jota von den Klassenvorrechten rauben zn lassen.

Die stolze Sprache der Ritterschaft erklärte sich zum Teil auch
daraus, daß 1705 Kaiser Leopold gestorben und unter seinem Nachfolger
Josef I. der Einfluß der Ritterschaft beim Reichshofrat wieder gewachsen
war. Herzog Friedrich Wilhelm beging dazu den politischen Fehler, daß
er auf Grund alter Verträge die durch Aechtnng des Kurfürsten von
Bayern erledigte Landgrafschaft Leuchtenberg beanspruchte, welche der
Kaiser seinem Günstling, dem Fürsten von Samberg, zuwenden wollte.
Sambergs Bruder war Präsident des Reichshofrats, und alsbald sprach
dieser Gerichtshof die wegen Felonie vom Herzog angeklagten „Renitenten"
frei, versetzte dagegen den Herzog in den Anklagezustand. Damit war
der Herzog matt gesetzt. Die Gegenrevolution triumphierte, die Partei
der Patrioten wuchs mächtig an Zahl, Ansehen und Einfluß und beherrschte
und einigte die Stände. Die nächste Folge war, daß Rostock, welches
bisher zwischen Herzog und Ritterschaft geschwankt hatte, am 19. November
1709 die Union mit der Ritterschaft erneuerte, und Bürgermeister und
Rat der Stadt und die Hundert Männer namens der gesamten Bürger-
schast versicherten, „daß sie mit einer hochlöbl. mecklenburgischen Ritter-
schast in der alten Union unabsetzlich beharren, und zu keiner Zeit, auch
auf keinerlei Weise und Wege von der Corpore der hochlöbl. Ritterschaft
sich jemahls trennen, sondern bei derselben verbleiben, es begegne ihnen
auch darob was immer wolle."

In dieser Situation, im Lande isoliert, die Ritterschaft mit Rostock
gegen sich gewandt, draußen die kaiserliche Gewalt als deren Stütze und
Rückhalt, entschloß sich der Herzog zum Hochverrat gegen Mecklenburg
und die mecklenburgische Verfassung. Er schloß mit einer auswärtigen
Macht, mit Preußen, am 31. März 1708 ein Bündnis, wonach dieses
gegen Zusicherung der Erbanwartschaft auf Mecklenburg „ein Regiment
Dragoner von 700—800 Köpfen sofort in des Herzogs Lande einrücken
lassen, um dero unruhige und ungehorsame Ritterschaft in Ordnung und
in specie dahin zu bringen, damit dieselbe wenigstens 110—1Ä)000 Thaler
absonderlich und in Betracht, daß ein perpetuus Miles (ein stehendes
Heer) im römischen Reich beliebet ist, an den Herzog Contribuiren.
Sollte zu diesem Ende der Herzog mehrerer Volkshülfe benöthigt fein,
wollen wir demselben annoch mit 200 Pferden solange assistiren, bis
besagte Ritterschaft hiezu sich anschickt und verbindlich macht." Die
preußischen Dragoner rückten in Mecklenburg ein, legten sich auf den
Gütern der Ritterschaft ins Quartier und hausten dort gar nicht sein.
Aber die Ritterschaft blieb standhaft. 800 Dragoner vermochten eine
Anzahl Gutsbesitzer zu ruinieren, aber nicht das Corpus der Ritterschaft.
Ein verfassungsmäßiger Landtag kam nicht zu Stande und noch weniger
bewilligten die Stände den perpetuus Miles. Wohl hatte der Herzog
bei dem Einrücken der Preußen die Bestätigung der Reversalen wider-
rufen und damit die Verfassung ausgehoben und zerrissen, aber sein
Widerruf blieb wirkungslos. Die Ritterschaft hatte die organisierten
Machtmittel, insbesondere die Verwaltung, die Justiz, die Polizei und
die wirtschaftliche Gewalt über ihre Unterthanen in Händen, und der
Herzog war ohne diese Machtmittel.

Sein Verfassungsbruch blieb eine leere Demonstration.
Dazu kam, daß in Folge Wismars Eigenschaft als Hauptfestung

Schwedens an der Ostsee, Mecklenburg seit 1701 der Kriegsschauplatz des
nordischen Krieges wurde, den Dänemark, Polen, Rußland gegen Schweden
zur Eroberung der Ostseeküste führten, was beide mecklenburgische



Parteien wirtschaftlich schwächte und jede Aktion des Herzogs gegen die
Stände lähmte.

Preußen zog auch bald die Dragoner zurück und verwandte sie
im nordischen Krieg, um bei dem Zusammenbruch Schwedens Stettin
nnd die Odermündung zu beanspruchen, die eine wirtschaftliche Not-
wendigkeit für den Bestand des preußischen Staates waren. Herzog
Friedrich Wilhelm starb schon 1713 in seinem 38. Jahre in Folge von
geschlechtlichen Ausschweifungen, ohne seinem Ziel, der Aufrichtung des
Absolutismus, einen Schritt näher gekommen zu sein. Die Gegen-
revolution der Stände war ans der ganzen Linie siegreich geblieben.
Der Herzog hinterließ drei uneheliche Kinder, aber keine ehelichen, und
so folgte ihm sein Bruder Karl Leopold, unter dem die Revolution in
ihre letzte und entscheidende Phase eintrat.

XIII.

Karl Leopold hatte auf seinen Reisen in Deutschland und Frank-
reich und in der Umgebung des Schwedenkönigs Karl XII., den er
mehrere Jahre iin nordischen Kriege begleitete, die Vorstellung unum-
schränktet: landesherrlicher Gewalt ausgebildet. Von Natur beschränkt,
aber selbstherrlich wie kaum je ein mecklenburgischer Fürst, eigensüchtig,
rücksichtslos, gewaltthätig, gewissenlos, verschlagen, hatte er diese Eigen-
schaften in dem jahrelangen Kriegsleben gesteigert und befestigt.

Sie machten ihn blind für die thatfächlichen Machtverhältnisse, nnd
seine ohne Rücksicht auf dieselben geführte Politik der Gewalt und Tücke
zerschellte daher vollständig. Schon vor seinem Regierungsantritt hatte
er, abgesehen von dem üblichen Streit mit dem regierenden Bruder über
den Anteil an der Herrschaft und den Einkünften, in seinen privaten
Verhältnissen Proben seines Charakters abgelegt.

Von seiner ersten Frau ließ er sich nach zweijähriger Ehe durch
ein gekauftes Konsistorium scheiden, ging 5 Tage nach der Scheidung
eine zweite morganatische Ehe ein und ließ gleichzeitig seine erste Frau
gewaltsam über die Grenze schaffen. Diese zweite Ehe wurde ein Jahr
später aufgelöst und schloß er dann als Landesherr eine dritte Ehe mit
einer Nichte des russischen Ezaren, um, wie er selbst sagte, in der Lage zu
sein, allen leges (Gesetze) vorzuschreiben. Dieser dritten Gemahlin brachte
er bald nachher seine Maitresse, Frau von Wolfrath, die uneheliche Tochter
seines verstorbenen Bruders Friedrich Wilhelm, ins Haus, sodaß seine
Gemahlin nach Rußland zurück- und niemals wiederkehrte.

Er lebte dann jahrelang mit der Wolfrath, „der gnädigen Frau",
wie sie allgemein genannt wurde, bis sich diese an einen Anderen hing.
Als die Wolfrath seine Maitresse geworden, ließ er deren Mann, den
Geheimen Rath von Wolfrath, verhaften und unter der Form eines
geheimen Prozesses umbringen. Gleichzeitig beging er eine Reihe von
entwürdigenden Gewaltstreichen gegen seinen jüngeren Bruder Christian
Lndwig, verweigerte demselben die Auszahlung der Erbschaft nach seinem
älteren Bruder und trieb ihn schließlich von Haus und Hos.

Kein Wunder, daß ein solcher Mann das in den letzten Regierungs-
jähren Friedrich Wilhelms verglimmende Feuer der landesherrlichen
Revolution alsbald zu hellen Funken anblies. Gleich nach seinem Re-
gierungsantritt schickte die Ritterschaft eins ihrer einflußreichsten Mit-
glieder, den kurhannoverschen Minister von Bernstorf auf Wedendorf, zu
ihm, um die Lage zu besprechen. Als dieser dabei äußerte, daß es in
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der Ritterschaft Köpfe gebe, die ihm genug zu schaffen machen würden,
brach der Herzog die Unterredung brüsk ab. Auf dem bald darauf
eröffneten Landtag zu Sternberg forderten die Stände die Bestätigung
ihrer Privilegien und Abstellung ihrer

'Beschwerden, bevor sie die Kon
tribution bewilligten. Der Herzog verfügte darauf den Schluß des
Landtages, publizierte das Steueredikt ohne Mitwirkung der Stände und
trieb die Steuern durch seine Soldaten ein, ließ sie aber nicht an den
Landkasten, sondern an seine Kriegskasse abliefern. Dasselbe Spiel
wiederholte sich auf dem Landtage von 1714. Die Ritterschaft erhob
die Attentatsklage bei dem Reichshofrat und schon Dezember 1714 erging
ein kaiserliches Reskript an den Herzog, von der Verfassungswidrigkeit
abzulassen und das bereits Eingetriebene innerhalb 2 Monaten zum
Landkasten zn liefern. Seine Gegenvorstellung in Wien wurde abgewiesen.
Er kümmerte sich aber nicht um die kaiserlichen Reskripte. Wie sein
Vorgänger verlegte er sich nunmehr darauf, die Ritterschaft untereinander
zu spalten und von Rostock zu trennen. Die Trennung der Landstädte
von der Union, die Friedrich Wilhelm durch die Steuerordnung von 170!
zu Wege gebracht, gelang ihm durch Bestätigung dieser Steuerordnung
ausrechtzuerhalten. Als Rostock aber standhaft zur Ritterschaft hielt,
suchte er dasselbe durch einen rohen Gewaltstreich unter seinen Willen
zu beugen und sich gleichzeitig der reichen Rostocker Accise-Einnahmen zn
bemächtigen. Er ließ Rostocker Bürgermeister, Ratsleute und Hundert-
männer verhaften, quälte sie durch raffiniert grausame Vollstreckung der
Haft, legte ihnen schwere Geldstrafen auf, ließ sie dann zu Fuß nach
Schwerin abführen und eine halbe Stunde lang an dem Rostocker Hoch-
gericht Halt machen, bis sie sichentschlossen, den ihnen vorgelegten Vergleich
vom 21. August 1715 zu unterschreiben, wodurch sie der Union mit der
Ritterschaft entsagten, dem Herzog die Accise nebst der Jagd übertrugen,
ihm auch das Recht einräumten, Warnemünde zu befestigen, nach Rostock
eine Besatzung zu legen und dort seine Residenz zu nehmen. Der Herzog
wollte also, wie Schweden Wismar zu seiner Hauptfestung gegen die
nordischen Staaten, so Rostock-Warnemünde zu seiner Hauptfestung gegen
die Ritterschaft machen, und mit dessen Zöllen die Mittel zur Kriegs-
sührung erlangen. Der Gedanke war nicht schlecht, aber solche revolntio-
nären Erfolge werden nicht durch Gewaltmaßregeln gegen einzelne
Personen dauernd errungen. Die wirtschaftliche und poltische Macht
Rostocks war ungebrochen. Kaum waren die Mitglieder der Stadt-
Verwaltung aus ihrer Haft entlassen, so reichten sie im Verein mit der
Ritterschaft die Klage gegen den ihnen aufgezwungenen Vergleich beim
Reichshofrath ein, und pflasterten diese „Gold- und Silbergasse" derartig,
daß der Vergleich schon durch Erkenntnis von 1716 für nichtig erklärt
und ein Konservatorium, d. h. die Beauftragung einiger Reichsfürsten
zum Schutze Rostocks in seinen Rechten in Aussicht gestellt wurde. Das-
selbe Resultat hatte eine zweite Vergewaltigung Rostocks, die der Herzog
im folgenden Jahre unternahm. ' Die Gewaltmaßregeln des Herzogs
gegen die Ritterschaft und Rostock blieben also soweit erfolglos. Beide
Stände waren -nicht geneigt, Frieden zu schließen und blieben kräftig
genug, sich die kaiserliche Gewalt als Bundesgenossen zn erhalten. Der
Herzog that darans, was sein Bruder und Vorgänger auch gethan: er
entschloß sich zum Hochverrat gegen Mecklenburg. Er schloß einen Vertrag
mit dem Ezar Peter von Rußland und ließ russische Truppen gegen die
Stände und die Verfassung marschieren.

Der Czar war damals im nordischen Krieg beschäftigt, die Vor-
Herrschaft Schwedens an der Ostsee zu brechen und Rußland an dessen
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Stelle zu setzen. Es war ihm daher von hohem Wert, sich mit seiner
Armee in Mecklenburg festsetzen zu können, selbst wenn es nicht richtig
ist, was vielfach behauptet wird, daß der Herzog ihm durch geheimen
Vertrag Mecklenburg gegen Kurland oder Livland abtrat.

Der folgende Abschnitt der mecklenburgischen Revolution 1716 und
1717 spielte sich also in der Art ab, daß eine russische Armee, an
40 000 Mann, in Mecklenburg einrückte, auf den ritterschaftlichen Gütern,
im Domanium des Herzogs von Strelitz, der mit der Ritterschaft gemein-
fame Sache machte, und in Rostock wie in Feindesland hauste, und
dadurch der Ruin der Ritterschaft, des Herzogs von Strelitz und
Rostocks angestrebt wurde.

Gleichzeitig ließ der Herzog gegen die Leitung der Gegenrevolution,
den Engeren Ausschuß, durch die Russen das Schreckensregiment aus-
führen, das er selbst ein Jahr vorher gegen den Rat und die Hundert-
männer Rostocks ausgeübt hatte.

Am 17. Juli 1716 schickteder russische General Repnin durch das
ganze Land Truppenkommandos, um die Landräte, Landmarschälle und
die Deputierten zum Engeren Ausschuß zu verhaften. Es gelang ihnen
nur 4 zu fangen, die übrigen, frühzeitig gewarnt, flohen außer Landes
und sammelten sich in Ratzeburg, wo der Engere Ausschuß unter dem
Schutze des Kurfürsten von Hannover bis auf weiteres seinen Sitz nahm.
Dorthin flüchtete auch der Strelitzer Herzog. Auf die Nachricht von dieser
Gewaltthat hielten es fast sämmtliche Mitglieder der Ritterschaft für
gerathen, ihre Personen in Sicherheit zu bringen. Sie flohen ebenfalls
außer Landes, sodaß nur noch wenige Mitglieder der Ritterschaft in
Mecklenburg zurückblieben. Der Engere Ausschuß wandte sich sofort um
.Hülfe nach Wien, und auf energische Aufforderung des Kaisers, und da
die gesamten norddeutschen Fürsten, die sämtlich von einem russischen
Mecklenburg für ihre eigeue Existenz fürchteten, entschieden für die Stände
eintraten, entschloß sich der Czar, die Gefangenen nach zweimonatlicher
Haft am 20. September 1716 wieder zu entlassen. Herzog Karl Leopold
aber, unbekümmert um die thatsächlichen Machtverhältnisse, ließ sie sofort
wieder verhaften. Das schlug dem Faß den Boden ans. Hiernach war
Wien, waren die Fürsten des niedersächsischenKreises, waren die mecklen-
burgischen stände für Verhandlungen mit dem Herzoge nicht mehr zu
haben. Die Machtfrage mußte bis zum bittern Ende durchgefochten werden.

Der Herzog gab die Mitglieder des Engeren Ausschusses nach
einem Monat frei gegen ihren Revers und die Verpfändung ihrer Güter
dafür, daß sie ohne seine Erlaubnis das Land nicht verlassen würden.
Dann hatte er die Unverfrorenheit, einen Landtag nach Sternberg zn
berufen und dazu die ins Ausland geflohenen Mitglieder der Ritterschaft,
aus deren Gütern die Russen hausten, einzuladen.

Natürlich erschien Niemand.
Nun war fast das ganze Land und seine wirtschaftliche Kraft in

der Hand des Herzogs oder vielmehr seiner Verbündeten, der Russen,
nnd nun kam der entscheidende Zeitpunkt für Mecklenburg und seine
Verfassung. Des waren sich auch beide Teile vollständig bewußt. . Der
Herzog nahm zwei Regimenter Russen in seinen Dienst und erhöhte
dadurch und durch gewaltsame Werbungen im Gebiete der Ritterschaft
seine Truppen auf 12 000 Mann. Der Engere Ausschuß in Ratzeburg
aber setzte das Geld der Ritterschaft und Rostocks auf das Allerkräftigste
in Bewegung, um den Abzug der Russen zu bewerkstelligen und eine
Reichs-Exekutionsarmee gegen den Herzog zn schicken. Durch fortgesetzte
Sendschreiben an die im Lande zurückgebliebenen Mitglieder der Ritter¬
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schaft ermunterte er diese, unter feinen Umständen auf einen Vergleich
mit dem Herzog sich einzulassen.

Das >varen die Formen, unter denen sich damals das Duell
zwischen Herzog und Ständen um ihre Vorrechte abspielte. Die breite
Masse des Volkes trug die Kosten, nahm aber keinen Anteil. Die
Ritterschaft durste die Bauern nicht bewaffnen, denn sie mußte fürchten,
daß dieselben die Waffen gegen sie selbst kehrten. Der Herzog war in
derselben Lage. Wohl suchte er das leibeigene Landvolk im Domanium
für sich zu gewinnen und gleichzeitig seine Kasse zu füllen, indem er
verordnete, daß die Leibeigenen gegen bestimmte hohe Summen ihre
Freiheit erkaufen und Domanialgiiter gegen bestimmte hohe Erbstands
gelder und gegen hohe Bezahlung der Gebäude und Jnventarien in
Erbpacht erwerben könnten, aber das wirkte nur wie ein spitzer Stachel
auf die Landleute, welche eben erst durch die Landesherrschaft zu Pro
letariern und Leibeigenen mit Gewalt gemacht waren und ihr nun für
hohe Summen, die sie nicht besaßen, ihre Güter und ihre Freiheit wieder
abkaufen sollten. Sich selbst aber für ihre socialen Interessen zu erheben,
dazu waren sie durch das grundherrliche Regiment wirtschaftlich, geistig
und sittlich zu tief herabgedrückt. So blieb denn die Revolution eine
Affaire zwischen dem Herzog und den Ständen und wurde für sie durch
bezahlte Söldnerhaufen, die an ihrem Ausgang kein Interesse hatten,
geführt.

Der Herzog erkannte Wohl, daß die leibeigenen Bauern und Tage-
löhner keine Bevölkerungsklasse war, auf die er sich hätte stützen können,
daß er durch dieselben die Verwaltung nicht führen konnte, und daß sich
durch Soldaten und Gewalt auf die Dauer ein Regiment nicht führen
lasse, daß er also in Ermangelung einer Bureaukratie die Ritterschaft
gebrauche. So versuchte er denn immer und immer wieder dieselbe
mürbe zu kriegen und zu veranlassen, Frieden zu schließen, und sich zu
unterwerfen.

Trotz des Scheiterns des Landtags von 171(1 und während er
fortgesetzt die Güter der Adligen durch die Russen und seine eigenen
Truppen besetzt hielt, lud er Juli 1717 den Engeren Ausschuß in Ratze-
bürg nach Schwerin ein, um sich zu vergleichen. Dieselben ließen sich
aber auf nichts ein, sondern sandten nur einen energischen Protest.

Der Gang der politischen Ereignisse zwischen den großen Mächten
hatte es ihnen möglich gemacht, die russische Fluth abzulenken, welche
im Begriff stand, ihre Vorrechte und die mecklenburgischeVerfassung zn ver-
schlingen. Der Zar war von der Expedition nach Schweden, die er mit den
Dänen machen wollte, plötzlich zurückgekehrt und führte das Expeditions-
corps nach Mecklenburg. Er hatte sich mit dem König von Dänemark
entzweit und mit dem Schweden Karl XII. Frieden geschlossen, sich auch
mit ihm verbündet gegen seine früheren Bundesgenossen Dänemark und
Polen und gegen Englands wo der Kurfürst von Hannover nach der
Vertreibung der Stuarts 1714 König geworden war.

Damit war es Hannover, Preußen und Sachsen zur Gewißheit
geworden, daß der russische Zar sich in Mecklenburg festsetzen wollte und
von da aus sie selbst angreifen und sich zur Vormacht an der Ostsee
erheben. Namentlich fühlte sich England durch diesen Gang der Ereig
nisse in seinen Lebensinteressen bedroht. Der Ostseehandel war damals
für England das Rückgrat feiner wirtschaftlichen Existenz, den es unter
allen Umständen erhalten mußte. Deshalb richteten England und Däne
mark, unterstützt durch eine Note ans Wien, eine energischeAufforderung
an den Zaren, Mecklenburg zu verlassen, und drohten im Weigerungsfalle
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mit der Sperrung der russischen Häfen und Vernichtung des russischen
Handels. Gleichzeitig erschieneine starke englischeFlotte im Baltischen Meer.

Der Zar, der sich dadurch von seiner Verbindung mit Rußland
abgeschnitten fürchtete und der englischen Flotte keine annähernd gleiche
entgegenstellen konnte, gab nach und zog mit seinem Heere durch Strelitz,
das er auf Veranlassung Carl Leopolds noch gründlich ausplünderte,
aus Mecklenburg langsam ab.

Das war die entscheidende Wendung für die Ritterschaft. Die Um-
klammerung ihrer Vorrechte durch den russischen Bär war gelöst. Jetzt
standen sie wieder im Besitz ihrer Güter und ihrer Einkünfte ihrem Herzog
allein gegenüber und hinter ihnen die kaiserlicheGewalt und die Fürsten
des niedbrsächsischenKreises. Jetzt kam es darauf an, auszuharren und
alles daran zu setzen, die Reichsexekutionsarmee baldigst nach Mecklen¬
burg zu bringen und dem Herzog in offener Feldschlacht den Ent-
scheidungskamps zu liefern.

Schon hatte der Kaiser, nicht zum wenigsten ans Betreiben des
hannoverschen Ministers und leitenden Mitgliedes der mecklenburgischen
Ritterschaft, v. Bernstorf, Hannover und Lüneburg das Konservatorium
gegen den Herzog übertragen, aber der Kurfürst von Hannover, der wie
gesagt auch König von England war, zauderte noch, seine Truppen gegen
den Herzog marschieren zu lassen, weil das Bündnis zwischen Rußland
und Schweden ihn selbst und seine Länder bedrohte, nnd er sichinzwischen
nicht in den mecklenburgischen Verfassungsstreit mischen wollte. Der
Herzog aber benutzte diese Zeit, um möglichst den wirtschaftlichen Ruin
der Ritterschaft zu vollenden und sie znm Friedensschluß zu bewegen,
bevor die Exekntionsarmee anrückte. Er ließ seine Truppen auf ihren
Gütern hausen, wie es die Russen gethan, und ihnen monatlich so viel
abpressen, als sie sonst kaum in einem Jahre gegeben. Zwischendurch
berief er aber immer wieder Landtage, in der Hoffnung, daß die Ritter-
schast, um ihren wirtschaftlichen Untergang abzuhalten, zu Kreuze kriechen
und sich unterwerfen würde. Indessen keiner dieser Landtage kam zu
Stande; von der Ritterschaft erschien fast niemand, insbesondere nicht
der Engere Ausschuß.

Der Reichshofrat hatte der Ritterschaft ein indultum Moratorium,
eine Zahlungsfrist, von fünf Jahren für ihre privaten Schulden an
geordnet, und so konnten sie es einstweilen aushalten. Untereinander
aber bezeugten sie in dieser Not den Satzungen der Union entsprechend
die größte Opferwilligkeit.

Der Engere Ausschuß, unter Leitung des Landrats v. Lehsten,
ermunterte sie von Ratzeburg aus zum Ausharren und ermahnte sie,
sich unter keinen Umständen auf Verhandlungen mit dem Herzog einzu
lassen. Auch erließ er ein Memorial an die gesamten

"Stände
des

Reiches, worin er das Verfahren des Herzogs auf das schärfste brand-
markte. In wütender Ohnmacht erklärte daraus der Herzog die Mit-
glieder des Engeren Ausschusses in Ratzeburg für Hochverräter, beschlag-
nahmte am '21. April 1718 ihre Güter durch militärische Gewalt und
setzte Administratoren ein. „Zu dergleichen Leuten nahm man hie- und
anderswo, wer sich dazu wollte gebrauchen lassen, Banqueroutirer,
Peruquenmacher, Leinweber u. d. gl." meint ein Geschichtsschreiber der
damaligen Zeit. Am selben Tag ließ der Herzog vielen aus der Ritter-
schast unter Androhung der Beschlagnahme ihrer Güter einen Revers
zur Unterschrift vorlegen, „daß sie an den boshaften, zn einer öffent-
lichen Rebellion abzielenden Schriften und Unternehmungen, welche die
in Ratzeburg sich aufhaltende mecklenburgische so genandte Land-Nähte
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und Deputirte zum Engern Ausschuß heim- und öffentlich herausgegeben
und verübet haben, keinen Theil nehmen, noch zu nehmen gedenken",
d. h. er wollte die Ritterschaft durch Gewalt dazu bringen, ihre Leitung
preiszugeben und zu ächten. Es unterzeichneten aber die Wenigsten.
Darauf wurden die Güter dieser „Rebellen" ebenso beschlagnahmt und
unter Administration gestellt.

Man ließ am folgenden Tage die Hausleute kommen und in Pflicht
nehmen. Etliche Bauern wollten nicht schwören, weil es ihr Pastor nicht
für erlaubt hielt. Diesen wurden die Hände von den Soldaten zum
Eide in die Höhe gehalten.

Nach dieseiu äußersten Gewaltstreich glaubte der Herzog die Ritter-
schast gebrochen. Er berief auf den 21. Juni 1718 abermals einen Land-
tag nach Sternberg, um wie er meinte, die Friedensbedingungen zu
diktieren. Aber jetzt zeigte sich die Ritterschaft und die Union auf ihrer
Höhe. Der unerhörte gewaltthätige Verfassungsbruch des Herzogs
stachelte ihr Standesbewußtsein an, den Verzweiflungskampf um ihre
Vorrechte bis zum Aeußersten zu führen. Das Landtagsausschreiben des
Herzogs beantwortete der Engere Ausschuß mit einem geharnischten
Protest gegen dessen ruchlose Gewalt, und zum Landtage erschien von
der vergewaltigten Ritterschaft niemand. Es erschienen im ganzen
dreißig „gutgesinnte" Ritter, „fürstliche Offiziers und etliche von neuen
Geschlechtern", wie ein Mitglied jenes Landtags verächtlich schreibt, ferner
Rostock, das sich inzwischen der Gewalttätigkeit des Herzogs gebeugt
und seine Residenz geworden, und die Landstädte. Der Herzog wollte
trotzdem mit diesem Rumpfparlament verhandeln und durch dasselbe
seinen Verfassungsbruch sanktionieren lassen. Die anwesenden Herren
waren auch nach einigem Sträuben zu verhandeln bereit. Aber die
maßlose Selbstherrlichkeit und rücksichtsloseBosheit des Herzogs brachten
es fertig, daß auch diese „Gutgesinnten" nach einigen Tagen auseinander
gingen und sich Beschlüsse zu fassen weigerten. Der Herzog, statt die
Kontribution und die Landesverfassung beschließen zu lassen, wollte erst
sein Mütchen an dem Engeren Ausschuß iu Ratzebnrg kühlen. Wie der
Landtag kaum in Sternberg versammelt war, schickteer einen Befehl an
Bürgermeister und Rat dieser Stadt, die Protestschriften des Engeren
Ausschusses auf öffentlichem Markt in Gegenwart der Landtagsmitglieder
durch den Scharfrichter zu verbrennen. An dem Tag dieser symbolischen
Hinrichtung der rechtmäßigen ständischen Leitung sollte der Landtag über
die Annahme eines neuen Landessiegels beschließen, „weil der Engere Aus-
schütz das Siegel des Landes wider Ihre Durchlaucht gemißbraucht,"
d. h. er sollte seinem Engeren Ausschutz, der Leitung der Gegenrevolution,
die Vollmachten nehmen und sie den Kreaturen des Herzogs übertragen
und gleichzeitig bei dem Hinrichtungsfest seiner Vorrechte als Staffage
des Büttels erscheinen. Diese rücksichtslose Beschimpfung ihrer Würde
und ihres Klassenbewußtseins brachte selbst das Blut dieser ängstlichen
Gutgesinnten in revolutionäre Wallung. Das war ihnen zu viel. Und
als nun der Herzog dazu unter Androhung seiner Ungnade ihnen befehlen
lietz, an die Mitglieder des Engeren Ausschusses in Ratzeburg unter dem
neuen Siegel ein Schreiben zu richten, „von ihrem jetzigen Vornehmen
abzustehen, sich mit den Anwesenden zum wahren Wohl, Ruhe und
Sicherheit des Vaterlandes wieder zu koujugiren, und was heilsames
auszurichten," das Schreiben auch vor seinen: Abgange den fürstlichen
Räten vorzulegen, da lehnten sie es ab, sich weiterhin zum willenlosen
Gesinde des Herzogs zu erniedrigen und reisten nach Hause. Der Herzog
schlotz den Landtag. Es war der letzte, den er abhielt.
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Der Herzog wütete nun noch viel toller. Seine willkürlichen Steuer-

auflagen trieb er auf das Schärfste ohne jede Rücksichtbei. Bauersleute

griff er den Gutsbesitzern bei der Arbeit aus und steckte sie unter seine

Regimenter, die zu seiner Kavallerie notwendigen Pferde ließ er nehmen,

wo er sie finden konnte, selbst Reisenden vor dem Wagen ausspannen.

Rostock ließ er durch Zwangsarbeit befestigen,
Er wollte unter allen Umständen beim Anrücken des Exekutious-

Heeres gerüstet seiu. Daß der Kaiser und die Reichsstände auf das fort-

gefetzte Andrängen der Ritterschaft dies binnen Kurzem gegen sein ver-

fassungsloses Gewaltregiment würde marschieren lassen, zweifelte er

nicht mehr.
Der König von Preußen, mit dem er 171 t des Bündnis seines

Vorgängers gegen die Ritterschaft erneuert hatte, schrieb ihm am

1. Oktober 1718 „Ich habe hiednrch ein vor allemahl declariren müssen,

daß ich mit E. Dhl. gegen den Adel auszuübenden Aktions nicht das

Geringste wil zu thun haben; vielmehr aber, wenn die Wider E. Dhl.

obhandene schwere Begebenheiten anbrechen werden, mich ganz außer

dem Spiel halten." Die Mächte hatten also beschlossen, ihn fallen

zu lassen.
Am 11. Dezember 1718 wurde Karl XII. von Schweden vor Hall

in Norwegen erschossen. Die neuen schwedischen Gewalthaber gaben

seine Politik der Eroberung auf, lösten das Bündnis mit Rußland und

schlössen mit England, Hannover, Preußen, Dänemark und Polen

Frieden. Damit waren Rußlands Pläne gegen England - Hannover

vereitelt und dies bekam freie Hand. Am 7. Januar 1719 erließ der

Kaiser ein abermaliges Excitatorium an die Konservatoren, und nach

vergeblicher Intervention Preußens und des Herzogs rückten am

25. Februar 1719 die Exekutionsvölker, 12 000 Mann stark, unter Befehl

des hannoverschen Generals von Bülow über die Elbe in Mecklenburg ein.

Bülow machte sofort einen Vorstoß gegen die Quelle der herzog-

lichen Machtmittel, die Einkünfte. Er bemächtigte sich des Boitzenburger

Zolls und befahl allen fürstlichen Beamten „die von ihnen bisher

berechneten fürstlichen Domanial- und Kasse-Gefälle an die von der

kaiserlichen Exekution verordneten Receptores" zu bezahlen. Andrerseits

ließ er den Leiter der herzoglichen Güter Administratoren verhaften und

aller Orten anschlagen, daß die geflüchteten Adeligen ihre Güter unter

feinem Schutz ungehindert genießen könnten. Diese nahmen dieselben

dann auch gar bald wieder in Besitz.
Der selbstherrliche, gewaltthätige Herzog hatte auf die Nachricht,

daß die Exekutionstruppen heranrückten, in feigem Wankelmut vollständig

den Kopf verloren. Er schickte einen seiner Räte nach Hannover und

Wien mit der Erklärung, daß er sich dem kaiserlichen Willen unterwerfen

wolle, ließ auch ein Restitutionspatent an die Ritterschaft unter dem

27. Februar ergehen. Als man davon überall keine Notiz nahm und

der General Bülow seine Einkünfte beschlagnahmt hatte, floh er nach

Berlin. Von dort wies er seinen Oberbefehlshaber, den General von

Schwerin an, sich zurückzuziehen und alle Tätlichkeiten zu vermeiden.

Schwerin geriet aber dennoch mit den Hannoverschen bei Walsmühlen,

Ivo sie ihm den Rückzug über die Elbe versperrten, in ein hitziges Gefecht

und schlug sie, mutzte sich aber auf Grund des herzoglichen Befehls nach

Schwerin zurückziehen. Die Exekutionstruppen folgten dorthin und

besetzten es. Karl Leopold, dem der König von Preußen wahrscheinlich

jede Aussicht auf Beistand genommen und dessen Einnahmequellen in

den Händen der Gegner waren, erließ nun von Berlin aus eine Bekannt



machung, daß er seine Truppen aus Mecklenburg zurückziehe. In derThat räumten diese am 4. April das Land und lösten sich in Pommern
auf. Nur 1<X>Mann blieben im Schweriner Schloß zurück, und 1000
Mann in Dömitz, das dem Herzog auf kaiserlichen Befehl gelassen
wurde. Die Kommissionstruppen aber besetzten alle Plätze des Landes.Die Einquartierung der dislocierten Truppen erfolgte in den Landstädten,
die zum Herzoge gehalten und in den herzoglichen Aemtern.

So brach die ganze Macht des Herzogs auf den ersten Ansturm
jäh zusammen. Der Landesherr war geflohen, seine Regierung auf-
gelöst, seine Truppen zurückgezogen und entlassen, das ganze Land in
den Händen der Exekutionstruppen und damit der Ritterschaft. Die
Gegenrevolution hatte einen glänzenden Sieg errungen.

Der Sieg war so vollständig, daß er den Kampf zwischen derRitterschaft und dem Herzoge endgültig entschied. Danach hat der Herzogkeinen nennenswerten Einfluß mehr auf die Regierung und die ftaats-rechtliche Gestaltung Mecklenburgs ausgeübt.
Die weiteren Kämpfe find im wesentlichen Kämpfe der Ständeunter sich um die Früchte der Revolution, deren Ergebnisse im landes-

grundgesetzlichen Erbvergleich von 1755 ihren endgültigen Ausdruck finden.
Die für die Verfassungsgeschichte resultatlosen weiteren Aktionen

des Herzogs können deshalb kurz registriert werden. 1<"22 nahm erseinen Wohnsitz in Danzig, nachdem er in Dömitz, wo er seit >720 seinen
Aufenthalt hatte, den grausigen Justizmord an seinem Minister Wolfrath
hatte ausführen lassen, der ihm im Wege war, nachdem dessen Gemahlin
seine Maitresse geworden.

Von Danzig aus suchte er durch Edikte und Proklamationen andie mecklenburgischeBevölkerung und Jntriguen bei auswärtigen Mächtendie Verwaltung der kaiserl. Kommissare lahm zn legen und die Anarchiein Mecklenburg hervorzurufen.
Infolgedessen ließ ihn die Kommission und die Ritterschaft durch

kaiserliches Rescript vom 11. Mai 1728 auch formell von der Regierung
absetzen. Der Kaiser ernannte seinen Bruder Christian Ludwig zum
kaiserlichen Administrator Mecklenburgs.

Als diese Administration weder bei der Ritterschaft Unterstützung
fand, welche durch dieselbe ihren Einfluß geschmälert glaubte, uoch beider bisherigen Kommission, welche in der Hauptsache der geschäftsführendeAusschuß der Ritterschaft war, noch bei den Reichsfürsten, welche in derUeberweisung Mecklenburgs an einen kaiserlichen Administrator eingefahrvolles Präjudiz für ihre eignen Rechte sahen, und darüber eineneue Revolution auszubrechen drohte, landete Carl Leopold am 5. Juli 1730heimlich in Ribnitz, erschien plötzlich in Schwerin, wo er seinen Wohnsitznahm, und suchtedie Regierung wieder an sich zu reißen. Er verkündetebei seiner Ankunft in Schwerin, „daß das verdammliche Rebellionslaster
ein Ende mit Schrecken nehmen solle". Aber die Gegensätze zwischen der
Ritterschaft, der bisherigen Kommission und dem kaiserlichen Administrator
wurden durch Umwandlung der Administration in ein Kommissorium mitbeschränkten Rechten und durch Abfindung der bisherigen Kommission
beigelegt, bevor Karl Leopold irgend einen Erfolg errungen hätte. Manließ ihn austoben iu Manifesten an die Städte, „ihr Bürger könnt nicht
zugleich Gott und Belial dienen. Unser Bruder hat nicht mehr recht,ench seine lieben Getreuen zu nennen, als wenn der Satan selbst auf-
richtigen Gottes- und Glaubenskindern dasselbe Prädikat zu geben sich
anmaßen wollte." „Mein Bruder hat sich zu einer Mißgeburt unseres
nralt-sürstlichen würdigsten Hauses, gegen mich selbst aber, seinen
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regierenden Bruder und Landesherren, zum offenbaren Rebellen und
Verräter genracht." Am 7. September 1738 erließ er ein Manifest,
worin er befahl, daß alle Männer zwischen 18 und 60 Jahren „mit
bestens aufzubringender oder nur zur Hand habender Armatur" an den-
jenigen Orten sich einfinden und die Befehle vollziehen sollten, welche
ihnen seine Bevollmächtigten noch näher bezeichnen würden. Gleichzeitig
ein Patent, worin er allen seinen rebellischen Unterthanen, welche binnen
drei Wochen seine Vergebung nachsuchen würden, völlige Amnestie ver-
hieß. Und in der That geschah das Unglaubliche. Die ländliche Be-
völkerung geriet in Bewegung. Ihr tiefes Elend und ihren tiefen Haß
gegen die Grundherren hatte die Geistlichkeit, die auf feiten des heuchle-
rischen Frömmlers Karl Leopold stand, benutzt, um sie glauben zn machen,
daß sie durch Niederwerfung der Ritterschaft und Wiedereinsetzung des
Herzogs auch ihre eigene sociale Befreiung erreichen könnten. An
2000 Bauern strömten in Schwerin zusammen und im Lande sammelten
sich an 4000. — Die Nachricht hiervon verursachte eine solche Panik
unter der Ritterschaft, daß ein großer Teil derselben wieder außer Landes
floh, der Engere Ausschuß sich nach Wismar begab und der Herzog-
Kommissar nach Barth in Pommern flüchtete. Die Bauern zogen nnter
dem herzoglichen General Tilly gegen Neustadt. Güstrow und Rostock,
wurden aber überall zurückgeschlagen. Darauf liefen sie wieder aus-
einander und der winzige Rest wurde am 1. Oktober 1783 von den
Lüneburger Truppen des Herzog-Kommissars nebst den wenigen Soldaten
des Herzogs in der Lewitz umzingelt und gefangen genommen. Damit
war der dreiwöchentliche Bauernkrieg zu Ende.

Die Lüneburger zogen demnächst nach Schwerin, um den Herzog
zn fangen. Aber der König von Preußen, der bei der Teilung der Beute
der mecklenburgischen Revolution auch dabei sein wollte, verhinderte dies,
indem er kraft des ihm 1*28 erteilten Konservatoriums einige Regimenter
in Mecklenburg einrücken ließ, deren Befehlshaber sich mit den Befehls-
habern der hannoverisch-lünebnrger Truppen ^iber die Einnahme von
Schwerin nicht einigte und seine Truppen erst 1733 gleichzeitig mit diesen
abziehen ließ, nachdem Preußen für die Exekutionskosten vier Domanial-
ämter in Pfandbesitz genommen. Acht Aemter nahmen dafür Hannover
und Braunschweig in Pfand, und die Ritterschaft das Amt Doberan.
So waren ein Drittel des Domaniums verpfändet und Selbstherrscher-
Neigungen des Herzog-Kommissars kräftig au die Schuldkette gelegt. Dieser
ließ sofort nach dem Abzug der früheren Kommissionstruppen seine nen
in Sold genommenen holsteinischen und schwarzburgischen Regimenter
gegen Schwerin marschieren. Am 9. Februar 1733 wurden die Stadt
und das Schloß genommen. Der Herzog aber hatte noch Gelegenheit
gefunden, mit seiner „gnädigen Frau" über den See nach dem schwedischen
Wismar zu entkommen. Dort lebte er von 1733 bis 1741 und spann
Ränke zur Wiedererlangung seiner Herrschaft. Wie er schon zweimal dem
Kaiser angeboten hatte, gegen seine Wiedereinsetzung katholisch zn werden
und dem Katholizismus in Mecklenburg zur Herrschaft zu verhelfen, so
bot er dies jetzt dem Papst an, mit dem Hinzufügen, daß er eine von
dessen Nichten heiraten wolle. Der Papst bedauerte, das Geschäft nicht
machen zn können. Dann suchte er Spanien, Frankreich und vorzüglich
Rußland vor seinen Karren zu spannen; überall erhielt er abschlägige
Antwort. In Rußland verhaftete man seinen Abgesandten, den sranzö-
sifchen Abenteurer Falari. Einen Rachekrieg gedachte Karl Leopold deshalb
nicht zu unternehmen, sondern er schrieb an die Kaiserin von Rußland
„ein ecklatantes Exempel an dem schändlichen Falari zu statuiren".
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1739 sandte er Emissäre zur Ermordung seines Bruders, des Herzogs-
Kommissars, und dessen ganzer Familie. Der Anschlag wurde rechtzeitig
entdeckt. 17-tT starb er arm zu Dömitz. Bis zu seinem Tode blieb ihm

die Geistlichkeit treu. Kurz vor demselben überreichte sie ihm ein Geschenk

von 57V Thalern. Hatte er ihnen doch 1718, während er die Ritterschaft
bedrückte und ihre Güter unter Administration stellte, einen neuen ortho¬

doxen Katechismus eingeführt und das ihm bis zu seinem Tode belassene
geistliche Regiment fortgesetzt dazu benutzt, um die Macht der Super-
intendenten gegenüber den ritterschaftlichen und den städtischen Patronats-

rechten zu stärken, natürlich, um dadurch ihm ergebene Pfarrer angestellt

zu erhalteu und dieselben als Agenten und Agitatoren für seine Sache

zu gebrauchen. „Simulirte er doch auch", so schreibt sein Minister und

Vertrauter v. Eichholz', „vor allem eine gleißnerische Gottesfurcht.

Selten käme man zu ihm, daß er nicht auf den Knien auf einem Stuhl

läge, und in diesen Betstunden sei er auch ungemein andächtig; er wäre

einmal über ihn ganz hingestolpert, da er ihn in seiner Andacht vertieft

gefunden". —
Das war Karl Leopold, Herzog zn Mecklenburg, der auszog, die

Macht der Ritterschaft zu brechen und die herzogliche Gewalt uunm-
schränkt zu macheu und dabei Thron und Macht verlor und arm, von

den Sammlungen der Geistlichkeit unterstützt, nach vierundvierzigjährigem

Kampfe verstarb.
Das war die mecklenburgische Ritterschaft, die ihre Herrschaftsrechte

verteidigte, unerbittlich, zielbewußt, durch keine Erwägungen des Gottes-
gnadentums oder des angestammten Herrschers aufgehalten, Macht gegen
Macht und keinen Frieden, bis der Herzog vollständig nieder-
gezwungen war.

Karl Leopold hinterließ, wie die mecklenburgischen Herzöge seit
Christian Louis, keinen ehelichen Sohn, und so siel die Regierungs-
nachfolge seinem Bruder Christian Ludwig, dem bisherigen Herzog-

Kommissar, zu.

XIV.

„Unser ganzes Bestreben und Unser fester Vorsatz ist, zwischen.
Haupt und Gliedern ein gegenseitiges Vertrauen wieder herzustellen
und alle Irrungen aus dem Grunde zu heben." Mit diesem Erlaß trat
Christian Ludwig am 6. Dezember 1747 die Regierung an. Er war in
den fünfzehn Jahren als Kaiserlicher Kommissar gründlich davon über-
zeugt worden, daß die Ritterschaft Mitherrscherin in Mecklenburg war.
Zudem war er im Gegensatz zu seinem Bruder intelligent und eine fried¬
fertige, versöhnliche Natur mit verbindlichen Formen. Deshalb scheute
er sich nicht, aus der fast fünfzigjährigen Revolution die Konsequenzen
zu ziehen und in einer Verfassungsurkunde niederzulegen. Sein hohes
Alter, er war 65 Jahre bei seinem Regierungsantritt, drängte ihn
auch zur Ruhe und zum Friedensschluß, serner die Exekutionsschulden,
für welche elf Aemter des Domaniums immer noch im Pfandbesitz von
Hannover, Braunschweig und Preußen waren, und schließlich und nicht
zum wenigsten der Kaiser und der Reichshofrat. Diese meinten nicht
ihn deshalb zum Herzog-Kommissar eingesetzt zu haben, um unter ihm
als Herzog eine neue Auflage der Mecklenburgischen Revolution zu er-
leben. Noch weniger meinte die Ritterschaft die Revolution siegreich
überstanden und den Herzog-Kommissar unterstützt zn haben, um sich von
dem Herzog die Früchte der Revolution rauben zu lassen. Am mecklen¬
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burgischen Hofe gab es freilich eine absolutistische Partei, die den Tanz
gar gern von neuem begonnen hätte. Sie wurde durch das schwächliche
und unionwidrige Verhalten Rostocks und der Landstädte gegenüber den
Ansprüchen der Landesherrschaft begünstigt, und veranlaßte den Herzog
in den ersten Jahren seiner Regierung zu Schritten, die beinahe zum
Wiederausbruch der Revolution geführt hätten. Dazu gehören vor allem

die Bestrebungen auf Zerreißung der Union.
Carl Leopold hatte, wie wir gesehen haben, die Landstädte durch

die städtische Lebensmittel- und Warenumsatz-Steuer von der Union
getrennt, und ihre Kontribution unabhängig von der Bewilligung
der Stände erhoben. Zu einem ähnlichen Vergleich hatte er Rostock
gezwungen. Die Ritterschaft hatte daraufhin die Städte von dem
Engeren Ausschuß und den Wohlthaten der Union ausgeschlossen. Aber
einer der ersten Beschlüsse, zu welchem sie nach Vertreibung Carl
Leopolds die Kaiserliche Commissiou veranlaßt?, war die Aufhebung der
Licenzsteuer iu den Städten und die Einführung einer Hnfenfteucr, der
Erbensteuer, wie sie genannt wurde. Sie bestimmte bei dieser Gelegen¬
heit auch, daß die Städte, obgleich in denselben bedeutend weniger als

ein Drittel der wirtschaftlichen Kraft des Landes vereinigt war, ein

Drittel der Gesamtsteuer zu tragen hätten. Das zweite Drittel legte

sie dem Domanium auf, und zu den? dritten Drittel bequemte sie sich

selbst. Es war dies das Terzquoten-System, welches im landesgrnnd-
gesetzlichen Erbvergleich endgiltig beibehalten wurde. Die Erbensteuer
in den Städten mußte, um das Drittel der Gesamtsteuer auszumachen,
sehr hoch bemessen werden und war deshalb den dortigen Landbesitzern
recht drückend. Die Landstädte drängten daher wiederholt ans ihre Ans-
hebnng, die Ritterschaft meinte aber, sie möchten zunächst die Union
wieder erneuern.

Als bei dieser Sachlage 1733 die Proletarier auf dem Lande und

in den Landstädten sich erhoben und der Bauernkrieg ausgebrochen war,

kittete die Furcht und das gemeinsame Interesse aus Niederhaltung der
ländlichen Bevölkerung Ritterschaft und Städte wieder zusammen. Zu
Rostock am 20. November 1733 erneuerten sie die Union. „Wir wollen
mit gesamter Hand darüber halten, daß unsere Freyheiten, Gerechtigkeiten,
Herkommen und Gewohnheiten von jedermann ungekränkt bleiben, auch
dagegen niemand, es sey nnt gewaltsamer That oder sonst beschweret,
beschädiget oder gedrücket werde . . . Wenn jedoch gegen alle Zuversicht
jemand von uns darunter beeinträchtigt werden sollte, so wollen wir
uns, wie unter der hohen Obrigkeit als einem Haupte zusammen gefügte
Glieder eines Leibes, unter einander aufrichtig meynen, des andern Sache,

als Causam Corporis halten, und ihme getreulich assistireu . . . Wir

tragen samt und sonders dem jedesmaligen Engern Ausschuß die Hand-
Hab und Uebung dieser erneuerten Union wolbedachtlich auf ....

Wir wollen auch, um vielen von allen Seiten erwachsenden Mis-
trauen vorzukommen und dem Laudes-Schlus vom 19. September 1710
desto genauer nach zu gehen, ein vor alle mal hiemit festgesetzt haben,

daß. von diesem Tage an, sich niemand in Landes-Herrschaftlichen Diensten
engagiren, oder einigen Character daher nehmen solle und wolle, der zu
publique» und Landes-Sachen emploiret werden will, Massen, wer solches
in Zukunft thnt, so ipso niemalen zu Landes-Bediennngen admittiret
werden, wo er aber darin albereits stünde und bey Hofe Dienste oder
einen Character nähme, ipso facto jener verlustig sehn soll und will . . .

... Es verbinden sich in specie die Ritterschaft und Stadt Rostock, in-
gleichen auch die Ritterschaft und gesamte übrige Städte, daß die Ritter¬



— 60 —

schaft ohne der Stadt Rostock und die Stadt Rostock ohne der Ritter-
fchaft, ingleichen ohne denen übrigen gesamten Mecklenburgischen Städten
und vice versa diese, sowenig insgesamt, als insbesondere ohne beyder
Stände Vorwissen, Gutbefinden und ausdrücklicher Einwilligung, in keine
das gemeine Wesen angehende Tractaten und Handlungen sich einigerley
Weise einlassen, auch keine Verträge und Vergleiche, wenngleich selbige
als unanstößig und unpräjudicirlich anscheinen mögten, verrichten und
vollziehen sollen."

Damals als die Ritterschaft in heftigem Klassenkampf mit der
Landesherrschaft lebte (Karl Leopold hatte eben die Bauern gegen sie
geführt), und es zweifelhaft war, wer schließlich die Oberhand behielte,
zauderte sie also nicht, in ihr Organisationsstatut hineinzuschreiben, daß
die Annahme eines herzoglichen Amtes ein grober Verstoß gegen die
Union sei, der ohne weiteres den Verlust jedes ständischen Amtes und
die Unfähigkeit, ein solches in Zukunft zu bekleiden, nach sich ziehe. Das
ist inzwischen anders geworden. Der Klassenkampf zwischen Landes-
Herrschaft und Ritterschaft [ist längst entschieden; der ständische Landrat
des Herzogtums Güstrow, der Graf von Bassewitz-Bristow, ist jüngst auf
Betreiben und unter dem Beifall der Ritterschaft zum Ministerpräsidenten
des Großherzogs ernannt worden. — Durch die Schlußbestimmung des
Verbots einseitiger Verträge und Vergleiche wollte die Ritterschaft ins¬
besondere einem nochmaligen einseitigen Steuervergleich zwischen den
Städten und der Landesherrschaft vorbeugen.

Als aber die Bauerngefahr vorbei und auch der Herzog-Administrator
in deu Herzog-Kommissar mit beschränkten Vollmachten verwandelt war,
hielt es die Ritterschaft nicht mehr für geboten, daS Terzquotensystem
der Besteuerung aufzugeben und die Landstädte von der drückenden
Erbensteuer zu entlasten. Deren entsprechende Anträge ans den Land-
tagen wurden jedesmal abgelehnt.

Christian Ludwig, Herzog geworden, berief sogleich einen Konvent
der Landräte und der Deputierten der Aemter und Städte uach Schwerin,
der aber resultatlos verlief, nicht nur, weil er den Lizent-Modus für die
Kontribution der Städte vorschlug und die Einlösung der für die Exekutions-
kosten verpfändeten Domanialämter forderte, sondern namentlich auch,
weil er die vollständige Trennung von Mecklenburg-Strelitz beantragte und
damit einen Angriff gegen die Grundlage und den Bestand der Union
machte. Darauf ließ sich der Herzog durch die absolutistische Partei am Hof
dazu treibe«, hinter dem Rücken der Union mit Rostock, mit dem Herzog
von Strelitz und mit deu Landstädten zu verhandeln und Sonderverträge
zu schließen.

Die Landstädte waren seit der Vertreibung Carl Leopolds und seit-
dem die Ritterschaft durch die Kaiserliche Kommission und später durch
deu Herzog-Kommissar fast unumschränkt regierte, vielfach wirtschaftlich
zurückgegangen; namentlich infolge der Thatsache, daß die Ritterguts-
besitzer und die Beamten und Pächter der herzoglichen Güter „die denen Bür-
gern in denen Städten gehörige Kaufmannschaft, Handlung lind Gewerbe"
selbst betrieben. Auf dem Landtag zu Sternberg, November 17-18, wollten
die Landstädte den Kontributionsmodus zur Verhandlung bringen. Die
Ritterschaft weigerte sich aber, den Landtag zu eröffnen, weil verfassungs-
widrig die strelitzer Stände nicht bernfen und nicht anwesend waren.

Die Landstädte zeigten sich darauf, entgegen der Union von 1733,
zu Sonderverhandlungen mit dem Herzog geneigt, vorausgesetzt, daß er
Maßregeln träfe, um den darniederliegenden städtischen Manufakturen,
Handwerk und Handel wieder aufzuhelfen. Sie forderten unter anderem,
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„daß die Monopol!« gänzlich abzustellen seien", insbesondere daß das
Alleinrecht der „fürstlichen Fabriqnen und von denen hierzu Privilegium
Persohnen" zur Anfertigung und zum Verkauf von Kupferkessel und
Sensen, ferner von Seife ausgehoben, die jährliche Bestätigungsgebühr für
die bürgerlichen Privilegien (Freimeister, Manufakturen, Handel, Kauf-
Mannschaft) abgeschafft, das Aufkaufen auf dem Lande und der Handel
mit anfgekaufter Wolle, Flachs, Hanf, Federn, Hopfen, Honig, Wachs,
Fellen nur den einheimischen Bürgern der Städte erlaubt, auch den
fremden Krämern das Hausieren auf dem Lande und in den Städten
verboten werde.

Ganz besonders aber forderten sie, „daß alle und jede Handwerker
aus denen herzogl. Domänen, Aemtern, Güthern. Höfen, Meyereyen und
Dorfschaften sich in die Stadt zn begeben mögen angehalten werden, auch
in denen Oettern so über zwey Meilen von einer jeden Land Stadt
befindlich sind, keine andere als die vier reservirten Handwerker, nemlich
Grob «chnüdt, Grob Rademacher, Banr Schneider und Grob-Leinweber,
welche mit einem Amte ihres Handwerks in der Stadt es halten und
dessen Jnnnngsgerechtigkeit gewinnen müssen, jedoch keine Gesellen halten,
noch einige Arbeit aus denen Städten nehmen dürfen, zu dulden. Daß
die auf dem Lande in den Herzogl. Domainen Wohnhaften sich alles
Mülzens, Brauens und Brantweinbrennens zum feilen Verkauf enthalten
müssen; hingegen alle und jede Krüge, auch Glaßhütten auf dem Lande
in denen herzogl. Domainen, mit Bier, Brantwein, Taback, Haack-Waren
und anderen Victualien aus denen Mecklenburgischen Landstädten müssen
beleget und versehen werden."

„Auch alle Krämer, Hücker und Weinschänke, welche auf dem Lande
befindlich, von denen herzogl. Domainen, Aemtern und Dorfschaften gänzlich
weggeschaffet und in die Städte sich zu begeben angehalten werden mögen."

Die Landstädte forderten also eine Mischung von Handels- und
Gewerbefreiheit und Handels- und Gewerbeprivilegien, wie es den Wirt-
fchaftlichen Bedürfnissen der in ihnen vereinigten gegensätzlichen Klassen
entsprach.

Ihre politischen Forderungen gingen namentlich dahin, Magistrate
und Niedergerichte in ihrer Gerichtsbarkeit nicht zu beeinträchtigen, „folglich
Klagen wider die Bürger und Einwohner in denen Städten bei den hohen
Gerichten nicht anzunehmen, auch die fiirstl. Stadt-Richter abzuschaffen
nnd den Magistraten die Gerichtsbarkeit der Niedergerichte gänzlich zu
überlassen." Die Ritterschaft und die Domänenpächter und Beamte hatten
es nämlich während der Commissarischen Regierung für gut befunden, die
Bürger bei dem von ihnen besetzten Hofgericht oder bei den fürstlichen
Justizkanzleien zu verklagen. Auch forderten die Landstädte, daß das
Wahlrecht der Ratsglieder, einschließlich des Bürgermeisters, ebenso „die
Beobachtung des Polizeiwesens" dem Magistratskollegium jeglicher Stadt
übertragen werde.

Die Städte, welche von der Ritterschaft vergeblich die Aufhebung
der Erbensteuer gefordert und deren Interessen durch die Ritterschaft
geschädigt und durchkreuzt wurden, erklärten sich also bereit, gegen
Abstellung dieser für ihre damalige wirtschaftliche und politische Lage
bezeichnenden Beschwerden unions- und verfassungswidrig einseitig mit
dem Herzog die Art und die Höhe der Kontribution zu vereinbaren. In
der Resolution vom 21. Dezember 1748 verfügte der Herzog die Bewilligung
fast der samtlichen wirtschaftlichen Beschwerden. Er konnte dies leicht
thnn. Denn die Beschwerden wurzelten iu der wirtschaftlichen EntWickelung
nnd die Bewilligung ihrer Abstellung mußte auf dem Papier stehen bleiben.



Die Bewilligung der politischen Beschwerden, die sich auf die in langem
Klassenkampfe errungenen Vorrechte der Landesherrschaft den Städten
gegenüber bezogen, lehnte er bei diesem in seinem Erfolge zweifelhaften
Schlag gegen die Ritterschaft fast sämtlich ab. Es kam dennoch Ende 1748
ein Abkommen zwischen den Städten und dem Herzog zu Staude, wonach
diese auf Grundlage der städtischen Steuerverordnung von 1708 die Kon-
tribution auf ein Jahr bewilligten.

Rostock war feit der Vertreibung Karl Leopolds nicht mehr Residenz.
Accise und Besatzungsrecht, die ihr Karl Leopold gewaltsam genommen,
hatte ihr der Herzog-Kommissar zurückgegeben. Die Stadt war 1733
der Union wieder beigetreten und die Ritterschaft hatte sie durch geringe
Steuerauflagen an dieselbe zu fesseln gesucht.

Aber ihr Handwerk sowie ihr Handel und Verkehr waren zurück¬
gegangen, nicht nur aus denselben Gründen wie die der Landstädte,
sondern auch weil mit der Verlegung der Residenz der Umsatz, welcher
sich aus den Bedürfnissen des Hofs, der Regierung und der Garnison
ergab, weggefallen war. Dazu kam, daß der Warnemünder Zoll Rostocks
Handel schwer bedrückte, und gegenüber Hamburg, Lübeck, Stettin und
einer Anzahl mecklenburgischer kleiner Häsen, sogenannter Klip-Häfen, die
sämtlich Freihäfen waren, fast konkurrenzunfähig machte. Auf dem Landtag
zu Güstrow 1739 gab der Rostocker Bürgermeister Beselin zu Protokoll:
„Bisher hätte der Waruemündische Zoll die Sömmerda nicht empor kommen
lassen; daher viele Brauhäuser wüste stünden und überhäufte Konkurse
erfolgten."

Diese Thatfacheu benutzte der Herzog, um die Stadt von der Union
loszulösen und sie zu veranlassen, mit ihm unionswidrig einen Separat-
vertrag abzuschließen. Dieser kam am 26. April 1748 nach längerem
Widerstreben des Magistrats zu Stande. Die Erklärung Warnemündes
zum Freihafen gab bei der Bürgerschaft, in der die Kaufleute und Rheder
am einflußreichsten waren, den Ausschlag. Rostock trat dem Herzog die
Accise ab, wogegen dieser alle Arten von Kontribution übernahm. Nur
erhält die Stadt die Befugnis, aus dem Gesamtbetrag der Accise „dauernd
zum Unterhalt der Stadtverfassung, auch zu sonstigen Stadtbedürfnissen
und Vorteilen, insonderheit zur Unterhaltung des Tiefs zu Warnemünde,
noch jetziger seiner Beschaffenheit, die jährliche Summe von 16 000 Thalern
in monatlichen Quautis srey und ungehindert, ohne weitere Anfrage, vor-,
ab- und zu sich nehmen zu lassen".

Dem Herzog wird ferner das Besatzungsrecht abgetreten, nur behält
sich Rostock das Recht vor, „daß der sürstliche Kommandant samt der ganzen
Garnison auch dem Rat und gemeiner Stadt die Treue geloben solle,
wogegen die 50 Mann Stadtsoldaten, die sich Rostock zu halten vorbehält,
auch Jhro Durchlauchtigkcit besonders schwören".

So warf die wirtschaftliche EntWickelung dem Herzog Christian
Ludwig Rostocks vornehmste Rechte, um die sein Vorgänger die gewalt-
thätigsten Kämpfe geführt, mühelos in den Schoß. Er verpflichtete sich
außer zur Aufhebung des Warnemünder Zolls und der Kliphäfen, zur
Abschaffung der Monopole, der Freimeister-Abgaben:c., bewilligte den
Rostockern die Freiheit, alle Jahrmärkte in beiden Herzogtümern und im
Fürstentum Schwerin abgabenfrei zu beziehen, und erklärte, Rostockzu seiner
Residenz zu erwählen „mit Transportierung der fürstlichen Collegiorum,
nemlich der Regierung, der Cammer und Renterey". Endlich soll „das
Güstrow'sche Justiz-Collegium sobald als möglich nach Rostock verleget
und von dannen niemahlen wegberufen werden; jedoch der Stadt Rostock
an der ihr zustehenden Gerichtsbarkeit mit dem Recht der Polizei und
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was dem anhängig, unschädlich und unnachteilig, dergestalt, daß außer
den in fürstlichen Diensten wirklich stehenden Räten und Bedienten, so-
wohl bei den Fürstlichen Collegiis, als sonsten, und den Academicis, über
alle übrige Bürger und Einwohner, Adeliche und Unadeliche, Fremde und
Einheimische, auch Titulair Bediente, folglich auch über die zur Stadt
gehörige Häuser und Landgüter, die Stadt - Jurisidition ungehindert
exerciert wird. Nicht minder sollen von allen und jeden Einwohnern
eigener Häuser, wer sie auch sehn, die den Jmmolibus so jetzt als künftig
zu kommende Reallasten, ohne Unterschied, bei Strafe der vom Rath zu
verhängenden Execution, abgeführet werden".

Man sieht, der Grundsatz „die Mecklenburger siud vor deni Gesetze
ungleich" wird hier auch zu Gunsten der sich entwickelnden Klasse der
fürstlichen Beamten und auch der Universitätslehrer angewandt. Diesen
wird ausdrücklich gewährleistet, daß sie trotz ihres Wohnsitzes in der
Stadt bei den städtischen Gerichten nicht verklagt werden können, und
daß die städtische Polizei für sie uicht zuständig ist.

Schon vor dem Abschluß, dieser Konvention mit Rostock hatte der
Herzog auf Drängen der absolutistischen Hofpartei im Geheimen VerHand-
lungert mit dem strelitzer Herzog Adolf Friedrich über die Aufhebung
der verfassungsmäßigen staatsrechtlichen Verbindung der beiden Länder
gepflogen und mit ihm am 3. August 1748 eine Auseinandersetzungs-
Konvention geschlossen. Christian Ludwig erkannte den strelitzer Herzog
und dessen Nachfolger „für einen besonders regierenden Mecklenburgischen
Landesherren an. ohne in einigem Stück, es sey was es wole uud wie
es Nahmen habe, von demHerzoglichenSchwerinischenHause zu dependiren."
Die Gemeinsamkeit der Landtage, der Kontributionen, des Landkastens,
Land- und Hofgerichts, Konsistoriums sollte aufhören und dieseEinrichtungen
iu jedem der beiden Länder unabhängig von einander bestehen.

Dieser Vertrag bedeutete den vollständigsten Umsturz der mecklen-
burgischen Verfassung. Er würde, wenn man ihn hätte verwirklichen
wollen, sofort den heftigsten Wiederausbruch der Gegenrevolution der
Ritterschaft zur Folge gehabt haben. Das waren sich auch die beiden
Herzöge bewußt, und sie wagten deshalb nicht, ihn zu veröffentlichen,
geschweige in die That umzusetzen. Als er aber dennoch bekannt wurde,
protestirte die Ritterschaft, auch die strelitzische, auf das entschiedenste und
appellierte gegen seine Rechtsgültigkeit beim Reichshofrat; auch den Ver-
trag mit Rostock und den mit den Städten focht sie beim Reichshofrat
an. Außerdem lehnte sie es ab. mit dem Herzog gütlich zu verhandeln,
bis der Vertrag mit Strelitz in aller Form beseitigt sei. Weder ließ sie
vorher einen Landtag zu stände kommen, noch erklärte sie sich bereit,
irgend eine Kontribution zu bezahlen. In den sieben folgenden Jahren fand
infolge dessen kein Landtag statt. Der Herzog, dem die Acciseeinnahmen
aus den Landstädten und aus Rostock zur Verfügung standen, war ver-
nünftig genug, nunmehr dem Beispiel seines Vorgängers Carl Leopold
nicht zu folgen und eigenmächtig die Kontribution auszuschreiben und bei-
zutreibe». Er suchte sichinzwischen ohne Landtag und ohne Kontribution
der Ritterschaft zu helfen. Freilich kam es dabei namentlich im Anfang zu
scharfen Konflikten. Als die Ritterschaft die Abhaltung des Landtags zu
Sternberg November 1748 verhindert und zur Besprechung der Lage
einen Konvent nach Rostock auf den 27. Januar 1749 ausgeschrieben hatte,
verbot der Herzog am 3t). Dezember 1748 diese Versammlung „angesehen
die Kaiserliche Wahl-Capitulation Art. XV § 3 den Land-Ständen die
Anstellung der Conventen ohne des Landes Fürsten Vorwissen und Be-
willigung untersage; auch die Resolutio acl Gravam. I. Process. die
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Anzeige solcher Conventen erfordere." Damals also kostete die Ritterschaft
selbst in ihrem Klassenkampfe die Annehmlichkeiten des Vereins- und
Versammlungsrechts, das sie jetzt mit Vorliebe gegen den Klassenkampf
der Arbeiterschaft anwendet. Sie verfehlte aber nicht, sich im 9. Artikel
der bald darauf vereinbarten Verfassungsurkunde von 1755 das un¬
eingeschränkteste Vereins- und Versammlungsrecht ausdrücklich gewähr-
leisten zu lassen.

Einen weiteren Schlag führte der Herzog, indem er durch Patent vom
4. Januar 174t) deu auf den Rittergütern ansässigen freien Leuten, den
Holländern, Schäfern, Müllern,Schreibern, Handwerkern:c., verbot,-bei Strafe
doppelter Bezahlung, den Gutsbesitzern irgend welche Abgaben zu erlege».
Die Gutsbesitzer hatten es bisher als ihr Recht in Anspruch genommen,
auch diese freie» Leute ans ihren Gütern kräftig zu besteuern und dadurch
einen Teil ihrer eigenen Kontribution aufzubringen. Der Herzog wollte
ihnen diese Einnahme abschneiden und sie dadurch gefügiger machen. Aber
sie kehrten sich nicht an die herzogliche Verordnung, und der Herzog
wagte nicht, ihnen seine Steuereinnehmer auf die Güter zu schicken,um
den Freileuten Kontribution abzufordern. Die Ritterschaft nahm es auch
nicht sehr schwer, als der Herzog durch ein Reskript vom 16. April 1711)
die Unionsurkunde von 1733 für verfassungswidrig und nichtig erklärte.
Thatsächlich war ja diese Urkunde durch die unionswidrigen Sonder-
vergleiche Rostocks und der Städte zu nichte geworden.

Der Herzog schlug auch bald andere Wege ein. Nach dem Scheitern
des Landtags von 1748 hatte er versucht, auf privatem Wege das Geld
zur Einlösung der an Hannover verpfändeten acht Domanialämter zu
borgen, sich aber überzeugt, daß dies ohne die Bewilligung der Kredite
durch die Stände unmöglich sei. Er erfuhr schondie Wahrheit des geflügelten
Wortes, das ein Jahrhundert später in der preußischen Revolution
eine so große Rolle spielte, daß Rothschild nicht diskontiert, wenn der
Landtag nicht indossiert. Er wandte sich deshalb au deu Kaiser Franz I.
mit der Bitte, ihm zur Einigung mit den Ständen behilflich zu sein.

Der Kaiser erwiderte ihm, „die Einigung sei das einzige Mittel, ihn bei

seiner nunmehrigen Regierung in recht guten Stand zu setzen,dem armen
Lande aufzuhelfen und seiner Nachkommenschaft den Weg zur Regierung,
auch auf späte Zeiten, durch seine Klugheit zu bahnen." Den Ständen
gab er Nachricht von seiner Bereitwilligkeit, „vor einer Kaiserlichen
Hofcommission zu Wien durch gütliche Handlungen es in die Wege zu
richten, daß auf einmal nicht nur alle neue und bereits entstehen wollende
Streitigkeiten abgeschnitten, auch in solchen Streitsachen, da noch nicht
kaiserliche Erkenntnisse und abgeurteilte Sache vorhanden sey, durch güt-
liche Wege aus der Sache gekommen werde," und forderte sie auf,
ihrerseits zu dieser Hofkommission Bevollmächtigte zu erwählen. Die
Ritterschaft kam dem Wunsche des Kaisers nach, die Städte aber lehnten
auf Veranlassung des Herzogs, der durch separate Verhandlung mit der
Ritterschaft günstigere Resultate zu erlangen hoffte, zunächst ab. Es
eröffnete darauf am 31. August 1750 die Kaiserliche Hofkommission ohne
die Bevollmächtigten der Städte ihre Verhandlungen. Die Herzoglichen
Bevollmächtigten zeigten große Nachgiebigkeit, insbesondere seitdem sich
1751 auch der mutmaßliche Regierungsnachfolger in Strelitz, der
Herzog zu Strelitz-Mirow, dem Protest gegen die Auseinandersetznngs-
konvention von 1748 angeschlossen und diese daraus für nichtig erklärt
wurde. 1752 beteiligten sichebenfalls die ftrelitzifchenStädte und Rostockan
den Verhandlungen, und nian kam auf dem Wege der Einigung soweit,
daß der Herzog im September 1752 die Ritterschaft nach Schwerin berief,
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in der Hoffnung, dort mit ihr zur Einigung zu kommen. Indessen gelang
dieselbe noch nicht. Es war namentlich der „Neben-Modus", das Recht
der Ritterschaft, die Freileute zu besteuern, über den man sich nicht
einigen konnte. 1752—1753 wurde darauf wieder in Wien durch die
Bevollmächtigten verhandelt, ohne daß man zu einem Resultat kam. Die
Ritterschaft bestand auf ihren Schein. Sie wollte kein Titelchen von der
Macht preisgeben, die sie in Händen hielt. 1754 feierte der Herzog
seinen 72. Geburtstag. Er war entschlossen, das Verfassungswerk noch
bei seinen Lebzeiten zustande zu bringen. Er hatte sich überzeugt, daß
sich die Ritterschaft auf einen Sondervergleich, der nicht auch die Städte
umfasse, nicht einließ und berief deshalb auf den 2. Mai 1754 einenLandes-Konvent nach Schwerin, um zunächst eine Einigung zwischen denStädten und der Ritterschaft wegen der Art der Kontribution zu be-wirken. Aber in Schwerin kamen die Stände unter sich zu keiner
Einigung. Der Herzog sah sichnun gezwungen, auf den 24. September 1754
einen allgemeinen Konventionstag nach Rostock zn berufen. Hier legte
er einen aus 25 Artikeln bestehenden Vergleichsplan vor, den Landes-
grundgesetzlichen Erbvergleich. Er war persönlich erschienen und
beförderte durch seine versöhnlichen liebenswürdigen Formen die Ver-
Handlungen, welche der Geheime Rat von Ditmar leitete. Die Artikel
wurden einzeln durchgegangen und Ritterschaft und Landschaft zogen
270 Monita. Diese 270 Punkte wurden einer Kommission von 8 Per¬
sonen überwiesen, von der Ritterschaft den Landräten von Hahn und von
Wendessen und den ritterschaftlichen Deputierten von Plefsen und von
Wackerbarth, von den Städten den Bürgermeistern Dethloff von Parchim,
Schopfer von Güstrow, Keller von Neubrandenburg und Stemwede vonSchwerin. Am 17. Dezember 1754 war man bis anf 17 Punkte einig.Die übrigen hatte der Herzog sämtlich bewilligt. Man verhandelte überdiese 17 Punkte bis in den April 1755, und manches wurde noch vom
Herzog nachgegeben. An dem Neben-Modns, aus dessen Aufhebung der
Herzog bestand, schienschließlichder Vergleich zn scheitern. Aber nachdem
der Herzog den Ständen das Recht, die Landräte aus deni eingeborenen
oder recipierten Adel selbst zn bestellen, bewilligt und die sechs vorge-
schlagenen Landräte ernannt hatte, wurde der Vergleich gegen den Protest
des Landrats von Wendessen, der die Kommission verließ, am 18. April 1755
unterzeichnet. Der Friede war geschlossen,die tatsächlichen Machtverhält¬
nisse waren zum Ausdruck gebracht, das Landesgrundgesetz war geschaffen.Am 11. Juli 1755 trat der Strelitzer Herzog demselben bei und am14. April 1756 wurde es vom Kaiser bestätigt.

XV.
Der Landesgrundgesetzliche Erbvergleich, der

heute noch wesentlich das Landesgrundgesetz der beiden Mecklenburg
bildet, ist keine Staatsverfassung im modernen Sinne, kein Gesetz, ausdem der Landesherr allen Mecklenburgern und alle Mecklenburgerdem Landesherrn gegenüber Rechte und Pflichten herleiten, sondernein Vergleich, ein Vertrag des Landesherrn, dem Grundherrn desTomaniums, mit der Ritterschaft, den körperschaftlich vereinigtenGrundherren der ritterschaftlichen Güter, und der Landschaft, denkörperschaftlich vereinigten städtischen Magistraten der drei Kreise, überdie Ausübung der Herrschaftsrechte. -Kur diese Körperschaften, dieRitterschaft und die Landschaft, erwerben Rechte und Pflichten ausdemselben, und nur diesen gegenüber wird das landesherrliche Regiment



begrenzt oder aufgehoben. Alle übrigen Mecklenburger, also alle, welche

nicht zu den ca. 700 zur Ritterschaft zusammengeschlossenen Ritterguts-
besitzern oder den 45 zur Landschaft zusammengeschlossenen städtischen
Magistraten gehören, sind keine Parteien des Erbvergleichs und können
aus diesem Landesgrundgesetz keine Rechte herleiten. Sie existieren
verfassungsrechtlich nicht, sind „gleichgültig", vollständig rechtlos, uud
auf Gnade und Ungnade der Gesetzgebung, Verwaltung und Recht-
sprechung überliefert, welche die drei Landesmächte, der Landesherr, die
Ritterschaft und die Landschaft ihnen angedeihen zu lassen belieben.

Irgend ein direktes Herrschaftsverhältnis des Landesherrn zu den
Unterthanen der Ritterschaft oder der Städte ist dem Landesgrundgesetz-
lichen Erbvergleich, dem klassischen Ausdruck des ständischen Staats-
Wesens, unbekannt. Die Landesherrschaft erschöpft sich in ständischem
Gebiet in gewissen Rechten und Pflichten den Ständen gegenüber,
während sie im eigenen Gebiet, im Domanium, wo sie die landesherrlichen
mit den grundherrlichen Befugnissen verbindet, den „Unterthanen"
gegenüber ein unumschränktes Herrschaftsverhältnis ausübt, das nur an
der Verletzimg der wohlerworbenen Rechte der Stände feine Grenze
findet. Und wie diese mecklenburgische Verfassung nur Landesherrn und
Stände kennt und zwischen diesen alle Rechte verteilt, so ist nach ihr das
mecklenburgüche Staatswesen ein Nebeneinander wohlerworbener Vor-
rechte, ein Staatswesen, dessen Wesen die Rechtsungleichheit ist, das keine
Gemeinschaft gleichberechtigter Staatsgenossen, keine Gleichheit der
bürgerlichen und politischen Rechte, keine einheitliche Staatsgewalt und
keinen einheitlichen Staat kennt. Diese Verfassung kennt deshalb auch
keine Staatsbürger und kein Staatsbürgervecht. — Das ist das Resultat
der historischen staatsrechtlichen Entwicklung, die sie zum Ausdruck bringt.

Bon diesen Grundsätzen ausgehend, bestätigt der Erbvergleich zu-
nächst im § 2 „unserer gesamten Ritter- und. Landschaft vollkommene
Sicherheit und Erhaltung bey ihren Rechten, Gerechtigkeiten, Freyheiten,
Vorzügen, Gebräuchen und Gewohnheiten, wie solche unsere Ritter- und
Landschaft überhaupt oder ein jeder Stand für sich allein, und ein
jeglicher derselben insonderheit, rechtsbeständig erworben und her¬
gebracht hat." Insbesondere bestätigt er im § 3 die Reversalen von
1572 und 1621, also alle die Vorrechte, welche im Kap. 5 uud 6 dieser
Schrift als der Inhalt dieser Reversalen näher dargelegt sind.

Die Union der Stände bildet das Fundament, auf dem er auf-
gebaut ist und mit dessen Stehen oder Fallen er selbst steht oder fällt.
Das ist der Triumph der Ritterschaft, daß sie durch ihre Union die beiden
Mecklenburg verfassungsmäßig zusammenschweißt, und ob es gleich einen
Herzog von Mecklenburg-Strelitz giebt, van diesem in der Verfassungs-
Urkunde keine Notiz nimmt, sein Gebiet als einen Kreis des Schweriner
Gebietes behandelt und einheitlich in beiden Gebieten ihre Herrschaft in
Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung aufrichtet.

Daher wird im 4. Art. des Vergleiches die „Union der Land-
stände" nicht nur „abereinst anerkannt und bestätigt", sondern sie wird
auch näher bestimmt in Beziehung auf die Verbindung der „Provinzen"
unter sich, d. h. der Herzogtümer Schwerin und Güstrow, „mit Inbegriff
der Ritter- und Landschaft des Stargard'schen Kreises", „dergestalt, daß
abgedachte drey Creyse, nach einerlei, Gesetzen, Landesordnungen und
Verträgen zu regieren, mithin in solcher Gleichheit uud Gemeinschaft
wie am Hofgericht und Consistorio, so auch an den Landtägen und
gesamten Contributiouali, nicht weniger an den Landesklöstern," und in
Beziehung auf „die Union der Ritterschaft und der Städte unter ihnen.
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selbst." Namentlich wird bestimmt, „daß ein Stand ohne Zuziehung und
Einwilligung des andern, eine Verfügung über gemeinsame Rechte zu
treffen, nicht befugt feye, allen Falls aber solche für null und nichtig ge-
achtet werden foH." Diese Bestimmung hatte der Herzog in dem Kassa-
tionsreskript von 1749 „ein Zunder zu unauslöschlichen Streitigkeiten
zwischen Haupt und Gliedern und eine gleichsam erblich zu verpflanzende
Abneigung von Frieden und Vertrag" genannt und anf sie insbesondere
die Nichtigkeitserklärung der Union von 1733 gestützt. Er mußte sich
jetzt bequemen, sie verfassungsmäßig festzulegen Damit war gegen
zukünftige einseitige Verträge der Landesherrschaft mit den Städten
über die Kontribution, welche der Machtstellung der Ritterschaft besondere
Schwierigkeiten bereitet hatten, ein kräftiger, verfassungsmäßiger Riegel
vorgeschoben. Die früher abgeschlossenen einseitigen Kontributions-
Verträge mit den Landstädten mußte der Herzog aufgeben, und ver-
fassungsmäßig wurden gemeinschaftliche Bestimmungen über die Kon-
tribution festgelegt, welche, wie wir bald sehen werden, die Ritterschaft
in. weitem Maße steuerfrei ließen, ihnen aber Steuererhebung und
Steuerverwaltnng in die Hand gaben und so ihre politische Herrschaft
auf festen Grund stellten. Zu ihrem ausführenden Organ bedienten
die Stände sich des Engeren Ausschusses. Während der Herzog
in dem Kassationsreskript von 17-19 schrieb: „Es ist eine ganz unstatt-
haste Ausdehnung der alten Union, daß ihr einen Engeren Ausschuß
auch außer den Fällen einer freywilligen Kontribution perpetuirlich und
unumschränkt machen wollt", und meinte, daß mit Rücksicht auf diese
Bestimmung „er die ganze Welt urteilen lassen könne, ob im Reiche
jemals eine Union sich eigentlicher zu dem in der Kaiserlichen Wahl-
Kapitulation ausgedruckten Verhängnis wider unziemliche, hässige Ver-
bindnisse, Verstrickungen und Zusammenthuungen der Unterthanen
qualificieren könne", mußte cr im Erbvergleich den Machtbefugnissen des
Engeren Ausschusses den ganzen siebenten Artikel widmen und ihn nicht
nur „perpetuierlich" machen, sondern auch zu einer Körperschaft, welcher
„der Begriff und das Recht eines die gesamte Ritter und Landschaft vor-
stellenden Kollegii beygelegt und bestätigt wird, um die Ritter und Land-
schaftlichen Angelegenheiten an und bey Uns, folglich in- und außerhalb
Landes zu besorgen", die als solche klagen, insbesondere auch an die
Reichsgerichte appellieren, und oerklagt werden kann, und ein besonderes
Siegel führt.

„Wir und Unsere Nachkommen," heißt es in 8 190, „wollen michdas¬
jenige, was der Engere Ausschuß im Kontributionswesen, oder m anderen
Landessachen, sothaner obhabenden Vollmacht nach, vornehmen und aus-
richten wird, der Gestalt, als geschehees von Ritter- und Landschaft selbst,
ansehen und dafür halten lassen."

So wurde, was 1749 eine gegen das Gesetz verstoßende „nnziem-
liche hässige Verbindnis, Verstrickung und Zusammenthnung" war, 1755 ein
verfassungsmäßiges Recht, und der Engere Ausschuß verfassungsmäßig die
Verbindung und Leitung der ganzen wirtschaftlichen und politischen Macht
der Stände, und damit die ritterschaftliche Regierung Mecklenburgs.

Denn die Ritterschaft sicherte sich in demselben die Mehrheit. In
8 177 wurde bestimmt, daß von den 9 Personen, aus denen sich der
Engere Ausschuß durch Wahl der stände auf Landtagen oder anderen
gemeinschaftlichen Konventen zusammensetzt, fünf ritterschaftliche, ein
Rostocker und drei Landstädtische Vertrauensleute sind, und zwar
zwei Landräte je einer ans dem Herzogtum Schwerin und Güstrow,
einschl. des Stargard'schen Kreises (Strelitz) und drei ritterschaftliche

. 5*
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Deputierte, je einer aus dem Mecklenburgischen, Wendischen und Star-
gard'schen Kreise, außerdem der Deputierte der Stadt Rostock und je,ein
Deputierter der Vorderstädte Parchim, Güstrow und Neubrandenburg.

Rostock, das vielfach den Landstädten entgegengesetzte Interessen
hat, während diese infolge ihrer direkten oder indirekten Abhängigkeil
von der Ritterschaft vielfach mit derselben stimmen, ist also im Engeren
Ausschuß machtlos, die Folge seiner politischen Selbstentmannung im
Vertrag mit dem Herzog von 17-18. Die Herrschaft der Ritterschaft
im Engeren Ausschuß ist aber die des eingeborenen und rezipierten Adels.
Denn die Landräte sind verfassungsmäßig (§§ 166 u. 167 des Erb¬
vergleichs) „in unserer Ritter- und Landschaft Pflichten stehende im
Lande angesessene Personen v o n dem eingeborenen oder
rezipiertenAdel" und das Amt der Ritterschaftlichen Deputierten
gebührte herkömmlich und widerspruchslos Mitgliedern dieses Adels.

Im Engeren Ausschuß laufen, wie gesagt^ die gesammten Fäden
des politischen und wirtschaftlichen Lebens der Stände zusammen. Er
verwaltet ihre inneren Korporationsangelegenheiten, beruft die ständischen
Konvente, bereitet die Wahlen zu den ständischen Aemtern vor, bezeichnet
die Kandidaten und verwaltet den Landkasten und die übrigen ständischen
Kassen. Er vertritt die Stände dem Landesherrn gegenüber auf allen
Gebieten, richtet an denselben namens der Stände Anträge, Gutachten,
Berichte, Vorstellungen, wie umgekehrt der Landesherr bei dieser festen
Organisation der Stände gezwungen ist, bei Maßnahmen auf irgend
einem Gebiete, welche die Rechte der Stände berühren, den Bericht und
das Gutachten des Engeren Ausschusses einzuholen. Die Landesherr-
lichen Vorlagen (caputa propositionis) ans den Landtagen haben
daher den Engeren Ausschuß zu passieren, bevor sie dem Land-
tag vorgelegt werden können. Ebenso bereitet der Engere Ausschuß die
ständischen Vorlagen für den Landtag vor. Er beruft alljährlich vor
jedem Landtag das Landtags-Direktorium, die Deputierten der ritter-
schaftlichen Aemter der drei Kreise und einige Deputierte aus dem Korps
der Städte zu einem „Antecomitial-Convent", in dem zu diesen und den
Vorlagen des Landesherrn Stellung genommen wird. Mißliebige Anträge
werden als „verfassungswidrig" von der Beratung im Landtage aus-
geschlossen. Auf dem Landtage von 1839 protestierte ein Mitglied nach-
drücklich gegen dies Verfahren. Der Engere Ausschuß stellte daraus bei
der Justizkanzlei in Schwerin den Antrag aus Verfolgung wegen quali-
fizierter Injurien und dann auch wegen Preßvergehens, als die Ver-
Wahrung in den Zeitungen zum Abdruck gekommen war. Während der
Tagung des Landtags übt das Direktorium desselben dieses Zensoramr
über die Anträge der Landesherrschaft und der Stände, und dafür, daß
dabei nur der Wille der adeligen Ritterschaft zum Ausdruck kommt, ist
im ausreichendsten Maße durch die Zusammensetzung des Direktoriums
gesorgt. Dasselbe besteht nämlich aus den drei Erblandmarschällen, den
Inhabern des in drei altadeligen Familien erblichen Landmarschall-
Amtes, den acht adeligen Landräten und einem Deputierten der Stadl
Rostock, also mit Ausnahme des letzteren ausschließlich aus Mitgliedern
des eingeborenen oder rezipierten Adels.

Während so der Engere Ausschuß und durch ihn die Adelige
Ritterschaft die maßgebende Leitung der ständischen Politik, Gesetz-
gebung und Verwaltung in Händen hält, wird diese Macht
verstärkt und auch die Landesherrschaft und die allgemeine
Landesverwaltung unter seinen direkten Einfluß durch die Be-
ftimmung des Erbvergleichs gebracht, daß ein großer Teil der
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Landesabgaben durch den Engeren Ausschuß erhoben und im „Land-
kästen", dem ständischen Finanzministerium, verwaltet und verausgabt
wird. — Der Erbvergleich geht von dem ständischen Rechtsbegriff aus,
daß das Landesregiment ein mit dem allodialen Eigentum am Grund
und Boden des Domaniums und der lehnbaren Gewerbe am übrigen
Landesgebiet verbundenes Privilegium ist, dem die Pflicht entspricht, die
Bedürfnisse des Landesregiments, einschließlich der persönlichen Bedürs-
nisse des Landesherrn und des fürstlichen Haushalts, aus den Ertrag-
nissen des Domaniums und der nutzbaren Herrschafts rechte, wie Straf-
gefalle, Gebühren. Zoll-, Münz-, Post-Regal, zu bestreiten.

In den Reversalen von 1572 und 1621, die ausdrücklich zu einem
Bestandteil des Erbvergleichs gemacht sind, ist wiederholt anerkannt,
daß die Beiträge der Stände zu den Ausgaben und Schulden des Landes-
regiments freiwillige sind und daß ein Recht des Landesherrn, solche
Beiträge zu erheben, das Besteuerungsrecht des Landesherrn den
Ständen g e g e n ü b e r nicht besteht.

Die Verfassnngskämpse seit der Beendigung des 30jährigen
Krieges betrafen namentlich die immer wiederholten Versuche der
Landesherren, das Besteuerungsrecht den Ständen gegenüber zu er-
langen. Diese Versuche waren mit der Besiegung und Absetzung Karl
Leopolds endgültig gescheitert. Die Stände und insbesondere die Ritter-
fchaft stellten sich bei Abschluß des Erbvergleiches durchaus ans diesen
revolutionären Boden. Sie erklärten, daß die Landesbedürfnisse und die
persönlichen Bedürfnisse des Landesherrn und seines Hauses aus dessen
Domanial- und sonstigen Einkünften zu decken seien, und daß der Landes-
Herr unter keinen Umständen, „am wenigsten durch den Weg der Thät-
lichkeit", sie zu Beiträgen zwingen könnte. Dagegen erklärten sie sichbereit, auf alljährlichen Landtagen auf Ersuchen des Herzogs Bei-
träge in Erwägung zu ziehen und eventuell gemeinschaftlich zu be-
willigen. Bezüglich „Garnisons-, Fortifikations-, Legations-Kosten, zu
Reichs-, Deputations- und Creys-Tägen, auch Cammer-Zielern" ver-
glichen sie sich im ersten Artikel über die Art, wie diese Beiträge in der
Ritterschaft und in den Städten jährlich aufzubringen und die Höchst-
stimme, welche fiir dieselben gefordert werden könnte. „Ritter- und
Landschaft soll durch den Abtrag dieser verglichenen Steur hievon und
insgemein von allem und jedem Beytrag, unter was Namen, Vorwand
usw. selbiger gegenwärtig oder künftig erfordert werden mögte, allein
die Reichs- und Creys-, auch Prinzefsinnen-Steuern ausgenommen,
gänzlich und überall befreyet seyn und bleiben, und weiter zu keinem
andern Kollekten, Hülsen und Beiträgen gehalten seyn."— Die Ritterschaft, auf die alte Bestimmung der Reversalen süßend,
„daß die vom Adel mit ihren ritterlichen Gütern ein freyer Stand sind",
benutzte ihre Machtstellung, um landesgrundgesetzlich festzulegen, daß
ihre Hofgüter für alle Zeiten steuerfrei seien und nur das Bauernland
zu dieser „ordentlichen Kontribution" beizutragen habe. Da sie aber die
Bauern gelegt und der größte Teil ihrer Höfe geraubtes Bauernland
war, so entzogen sie sich auch deren Besteuerung durch die Bestimmung,
daß höchstens- die Hälfte ihrer Hofhufen Bauernland sei, von dieser
Hälfte aber außerdem die „binnen der Adelichen Güter, Feld-Markten
und Dorfschaften etwa belegenen oder damit vermengten Pfarr- und
übrigen geistlichen Aecker samt allen sonst erweißlich ad pia Corpora
(zu frommen Körperschaften) gehörigen Grundstücken" abzuziehen seien.
Von der so verringerten Hälfte soll jede Hufe, d. h. „ein Erstreck und
Inbegriff von 300 Scheffeln Einfall an klassifiziertem Saatland, Wiesen



— 70 —

und Weide" höchstens neun Reichsthaler (neue 2/3) zur ordentlichen

Kontribution beitragen. Ein zwei Hufen großes Rittergut also sollte

höchstens neun Reichsthaler steuern.
Dieselbe Steuerfreiheit und Veranlagung nach Hufen wurde für

die Güter und Dorfschaften der drei Landesklöster, aus denen die adelige

Ritterschaft sast ausschließlich die Einkünfte zog, bestimmt, und um

Rostock und den Landstädten einen Beschwichtigungsbrocken hinzuwerfen,

auch für die sogenannten Rostock'schen Gemeinschastsörher und die

städtischen Kämmereien und Oekonomie-Güter und Dörser, d. h. die

wenigen im Eigentum der Städte resp. der städtischen Kirchen stehenden

der Stadtfeldmark nicht einverleibten Güter. Die Ausmessung der

Rittergüter und ihrer veranlagungsfähigen Hufen aber wurde einer

Kommission übertragen, die zur Hälfte aus ritterschaftlichen Deputierten
bestand und die natürlich der Ritterschaft nicht wehe that. Diese Kom-

misston „brachte jedes adelige Gut zu einem gewissen Hufenstand",

berechnete defsen veranlagungsfähige Hälfte und ließ sie in das General-
Hufen-Kataster eintragen, das heute noch für die Veranlagung der ritter-
schaftlichen Güter maßgebend ist. Die Ritterschaft, welche sich die meisten
und größten Vorrechte sicherte, die wirtschaftlich kräftigste Klasse, sicherte

sich also gleichzeitig die weitgehendste Freiheit von den öffentlichen Lasten.

Tie Rechtsungleichheit auf politischem Gebiet wurde durch die Rechts-
Ungleichheit auf wirtschaftlichem Gebiet ergänzt. Dieser Grundsatz

zieht sich durch die ganze mecklenburgische Verfassung. Gleich für die in

der Ritterschaft wohnenden aber nicht ansässigen freien Leute, deren

Besteuerung die Gutsbesitzer bis dahin für sich selbst in Anspruch ge-
nommen hatten, wie Glashütten-Meister und -Gesellen, Theer-Schwäler,
Salpeter-Sieder, Handwerker, Pacht-Fischer, Pacht-Schäser, Holländer,
Müller, Krüger, ledige Personen, „wenn sie dienen können und nicht
wollen", auch Küster und Schulmeister, „wenn sie ein Handwerk treiben",
ist als Beitrag zur ordentlichen Kontribution eine Kopfsteuer von 3 bis
20 Reichsthalern, je nach dem Gewerbe, festgesetzt und sogar ausdrücklich

gesagt, „wenn der Müller gleich ein Handwerk oder zwo oder mehr

Mühlen gepachtet hat, zahlet er doch nur einmal, die Pächter, wenn sie

zugleich zwey oder mehr Güter und Höse in Pacht haben, steuern doch
mir einmal." Weiter heißt es ganz unverhüllt: „Wenn der Grundherr
selbst Glasermeister ist, so gibt er nichts; ein jeder Geselle aber das Oben-
benannte." Ter Grundherr mit einem Rittergut, auf dem er auch ein?
Glashütte betreibt, steuert sür dieselbe nichts, sein Geselle aber 4 Reichs¬
thaler. Man sieht, die Ritter waren nicht blöde. — Der städtische Beitrag
zur ordentlichen Kontribution wurde in der Hauptsache auch auf die
wirtschaftlich Schwachen abgewälzt. Teils wurde er, wie auf den
Gütern, direkt als Kopfsteuer in bestimmter Höhe für Handwerker,
Tagelöhner n. f. w. festgesetzt, wobei anch wieder „Weiber, Knechte und
Mägde, so ans ihre eigene Hand liegen, und nicht dienen wollen", als
Besteuerte erscheinen, theils als Vieh-, Schlacht-, Mahl-Steuer, also
Brot- und Fleischsteuer, die als Kopfsteuer wirkt. Die frühere Erbeu-
steuer, welche hauptsächlich die Besitzenden getroffen, wurde abgeschafft,
und statt ihrer eine ganz geringe Häuser- und Ländereisteuer sowie eine
Warenumsatzsteuer festgesetzt.

Für Rostock blieb der Accisevertrag vou 1748 bestehen, wonach der
Herzog aus deu ihm abgetretenen Brot-, Fleisch- und Bier-Stenern
die ordentliche Kontribution zu zahlen hatte. Also auch in Rostock blieb
es bei der stärksten Belastung der Aermsten. Die adelige Ritterschaft
hatte hiergegen und gegen die Einführung der Brot- und Fleischsteuer
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in den Städten nichts einzuwenden, sorgte aber gleichzeitig dafür, daß
diese Rechtsungleichheit bei ihren Einkäufen in den Landstädten oder
in Rostock sich nicht gegen fie selbst kehrte. „Denen vom Adel unserer
Lande, und deren Witwen und Kinder," heißt es im 8 93 des Erb-
Vergleiches, „wird die Freiheyt von der Accise-, Konsumtion- und 33,et,-
Steuer, ebenfalls sowohl in Rostock als in unfern übrigen Land-Städten
hiermit in Gnaden versichert und bestätigt."

Der Landesherr, dem wie gesagt, die eigentliche Pflicht zur Be-
slreitung der Landesbedürfnisse oblag, und der im Domanium bezüglich
des Besteuerungsrechts unbeschränkt blieb, soweit dadurch nicht ständische
Rechte beeinträchtigt wurden, übte hier dieselbe Steuerpolitik des uu-
gleichen Rechts. Schutz den Starken, Trutz den Schwachen. Er ver-
pflichtete sich aber, in den Aemtern mindestens nach den von der Ritter-
schaft gewählten Sätzen Steuer zu erheben. Die Ritterschaft verhinderte
so, daß der Herzog sie durch geringere Besteuerung seiner Hufen, als sie
von den ihrigen gaben, wirtschaftlich niederkonkurriere.

In dieser Weise wurden die Beiträge zum Landesregiment, die
ordentliche Kontribution, nach Art und Maß und beitragspflichtigen
Personen landesgrundgesetzlich festgesetzt. Der Schweriner? Vergleich
von 1701 wurde ausdrücklich aufgehoben. Das Landesregiment er-
schöpfte jedoch nicht die Bedürfnisse des Landes. Den Ständen und ihren
Mitgliedern waren, wie wir gesehen haben, zahlreiche Herrschaftsrechte
in ihren Bezirken abgetreten, und mich ständischen Begriffen hatten sie
auch die Kosten für deren Ausübung aufzubringen. Alles was man
Kulturzwecke nennt, war ihre Sache, und wie wenig es ihnen auch ein-
fiel, dergleichen Dinge für die gesamte Bevölkerung zu schaffen, so
forderten doch ihre eigenen wirtschaftlichen Interessen, namentlich die
Hebung der Landwirtschaft und der landwirtschaftlichen Gewerbe und
des Verkehrs, gewisse Maßnahmen in dieser Hinsicht. Die Ausgaben für
dieselben, welche beide Stäude gemeinschaftlich angehen und fördern,
heißen im Erbvergleich „die gemeinen Landesausgaben" oder sogenannte
„Necessarien". Zu ihnen gehören auch die Gehälter der „Landesdiener",
d. h. der ständischen Beamten, insbesondere des Engeren Ausschusses seines
Syndikus und des Landes-Sekretärs. Dann die Kosten der ständischen
Zusammenkünfte, wie überhaupt die gesamten Verwaltungskosten der Union.

Von diesen „Necessarien" handelt der 12. Artikel des Erb-
Vergleichs. Er unterscheidet ordentliche jährliche, und außerordentliche,
und bestimmt, daß die Ritterschaft die ersteren durch Zuschlag zur Hufen-
steuer d. h. durch Besteuerung ihrer hörigen Bauern, aufbringen
mag, die jährlich auf dem Landtag anzuzeigen und zugleich mit dem
landesfürstlich zu erlassenden Kontributions-Edikt zu verkündigen ist,
Rostock durch Entrichtung^ der jährlichen Summe von 2000 Reichs-
Thalern (Neue 2/3). Außerdem zahlt der Laudesherr „zum Beweis
unserer zu unserer Ritter- Und Landschaft hegenden landesväterlichen
Huld" 12 000 Reichsthaler, nämlich l>000 Thaler Pauschalsumme für
die Landstädte und 6000 Thaler für das Domanium. „Wegen des Bey-
träges des Stargardischen Crehses zu den gemeinschaftlichen Ausgaben
bat sich unsere Ritter- und Landschaft bester Gelegenheit nach zu ver-
gleichen." Die „außerordentlichen Necessarien" werden dnrch
„Anlagen" anf den Stand, den sie betreffen, aufgebracht, und zwar auf
„ritterschaftlichen Amtsconventen" oder „Städte - Zusammenkünften",
wenn sie nur einzelne ritterschaftliche Aemter oder Städte betreffen, anf
„allgemeinen Deputations-Konventen" der Ritterschaft allein oder der
Ritterschaft und Landschaft zugleich, wenn sie die gesamte Ritterschaft



oder beide, und auf „Deputations-Tagen", wenn sie beide Stände und
das Domanütm betreffen. Für diesen letzteren Fall unterwirft sich der
Landesherr ausdrücklich den „Anlagen" und verpflichtet sich, „den dritten
Teil dazu bar, ohne Kürzung und ohne einige Einrede und Behelf an
den Landkasten allemahl unweigerlich entweder zu entrichten oder von
der Kontribution kürzen zu lassen." Von der Berufung, dem Geschäfts-
gang und der Rechtswirkung der Beschlüsse dieser ständischen Versamm¬
lungen handelt der 11. Artikel des Vergleiches. Im Zusammenhang
damit steht der 9. Artikel, welcher das freie Versammlungsrecht der
Ritter- und Landschaft gewährleistet und bestimmt, daß die Zusammen-
kiinfte der Ritterschaft in den Aemteru ganz uneingeschränkt sind, die
Zusammenkünfte eines oder beider Gesamt-Stäude aber nach Zeit nnd
Ort der Landesherrschaft anzuzeigen sind und darauf „ohne weitere
darüber zu erwartende ausdrückliche landesfürstliche Verstattung unanf-
hältlich ins Werk gesetzt werden sollen." Wie die Ritterschaft hier das
freie Versammlungsrecht als Politisches Grundrecht erkannte und sich
verfassungsrechtlich uneingeschränkt gewährleisten ließ, so ist es erklärlich,
daß sie dies Grundrecht heutzutage der Sozialdemokratie verweigert und
den Erlaß eines Reichsvereinsgesetzes zu hintertreiben sucht, um deren
Organisation und Eroberung der politischen Macht aufzuhalten.

Die Necessarien, ordentliche wie außerordentliche, und die Anlagen
werden vom Engeren Ausschuß erhoben, eventuell im Wege der Zwangs-
Vollstreckung durch die „Landes-Executoren" d. h. die durch den Engeren
Ausschuß angestellten, beeidigten und bezahlten Landes-Gerichtsvoll-
zieher, und in den „Landkasten" bezahlt. „Was nun jährlich," heißt es
iin § 226, „von gesamten, zu den gemeinen Ausgaben beitragenden
Teilen aufkommt, darüber soll Ritter- und Landschaft, ohne jemals an
uns und unsere Nachkommen darüber Rechnung ablegen zu dürfen, nach
ihrem Gutbefinden und Wohlgefallen zu schalten und zu walten haben."
Damit ist die ganze innere Landesverwaltung dem Engeren Ausschuß
d. h. wie vorher dargelegt, der adeligen Ritterschaft, verfassungsmäßig
in die Hand gegeben, und diese verfassungsmäßige Einrichtung besteht
ini Ganzen bis auf den heutigen Tag. Welche Machtfülle dies darstellt,
wie durch diese Einrichtung die kulturelle EntWickelung des Landes von
der adeligen Ritterschaft abhängt, liegt klar zu Tage, um so mehr als
diese Ritterschaft auch auf dem Gebiete der Rechtsprechung und Gesetz-
gebung das Heft in der Hand hält.

Dazu kommt, daß auch die „Reichs- und Kreissteuern" d. h. die
Beiträge der drei mecklenburgischen Kreise, zu den Reichsmilitär-Aus-
gaben, von denen, wie im 2. Artikel des Erbvergleiches des Nähereu
auseinander gesetzt ist, Ritterschaft und Landschaft je y8, soweit sie 200
bezw. 300 „Römermonathe" überstiegen, übernahmen, und die „Prin-
zessinneu Steuern", d. h. die auf 20 000 Reichsthaler festgesetzte Beihilfe
„in Fällen, da eines regierenden Landesherrn Prinzessinn Tochter aus-
zustatten ist" von den Einnehmern des Engeren Ausschusses, eventuell
von den Landes-Exekutoren erhoben, in den Sandkasten gezahlt und
dort verausgabt werden. Nicht minder aber ist dieselbe Erhebung und
Verausgabung festgesetzt bezüglich des Beitrages der Ritterschaft, der
Klostergüter, der Rostock'schen Gemeinschafts-Oerter, der städtischen
Kämmerei- und Oekonomie-Güter und der in der Ritterschaft wohnenden
freienLeute zur ordentlichenKontribution. „Es soll auch," heißt es im §45
des Erbvergleichs, „den zu übergebenden von dem Guths-Herrn und
Eigentümer selbst oder deren Administratoren oder, wenn das Gut ver-
pachtet, von dem Pächter eigenhändig zu unterschreibenden wahrhaftigen
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Specificationibus völliger Glaube beigemessen, und keine eydliche Be¬
scheinigung oder Versicherung verlangt werden. Wie denn auch die von
der Ritterschaft und übrige Landbegüterte in keine Wege mit
Visitationibus (Untersuchungen) von unseren Beamten beschweret
werden, sondern, wenn es nötig, aus unser Verlangen die Unter-
suchungen von dem Engeren Ausschuß angeordnet, und durch die Landes-
Exekutores, mit Vorwissen jeden Gnths-Herrn nnd Eigentümers, voll-
strecket werden sollen."

Da wird es klipp und klar landesgruudgesetzlich festgelegt, daß die
Gutsbesitzer die fouveränen Herren auf ihrem Grund und Boden sind,
daß ein fürstlicher Beamter dort nichts zu suchen hat und daß für sie,
zum mindesten in steuerrechtlicher Beziehung, keine Aufsichtsbehörde
existiert als ihr eigener Ausschuß, der Engere Ausschuß. Dieser hält
somit verfassungsrechtlich, abgesehen von der ordentlichen Kontribution
Rostock's und der Landstädte, welche der Landesherr erhebt und in seine
„Rent-Cammer" abführt, die ganze Steuerkraft des Landes in der Hand.

Die ordentliche Kontribution aber, obgleich sie nach Art uud Maß
festgesetzt ist und die Reichs- nnd Kreissteuer wie auch eventuell die
Prinzessinnensteuer werden jährlich auf einem allgemeinen Land-Tage,
der im Herbst abwechselnd nach Sternberg und Malchin durch den
Schweriner Herzog zu berufen ist, specifiziert „nach der jetzt beliebten
Norm" bewilligt und verkündet.

Namentlich .aber soll auf diesen Land-Tagen, von denen der
F. Artikel des Vergleiches handelt, „über die nötig befundenen und zu
erlassenden allgemeinen Scmdes-Constitutiones beratschlaget, und
endlich alles dasjenige, was unter dem Nahmen von Landes-Angelegen-
heiten oder Beschwerden vorkommen möchte, durch landesfürstliche Er-
ledigung abgethan werden." „Alle und jede eingesessene Landstände aller
dreyer Creyse," heißt es im § 147, „sollen zu den Landtägen durch
landesfürstliche Ausschreiben berufen und aus den Landtägen dem Her-
kommen gemäß, bei den daraus vorfallenden Handlungen, ohngehindert
Stand und Stimme haben und behalten." Diese eingesessenen Land-
stände sind die etwa 700 Eigentümer der etwa 1200 die Ritterschaft
bildenden Güter, durch welche auch die zur Ritterschaft gehörigen
Klostergüter als vertreten gelten, und die Delegierten (Bürgermeister)
der die Landschaft bildenden Magistrate der 47 Landstädte und Rostock's,
durch welche auch die Güter des Rostocker Distrikts und die städtischen
Kämmereien und Oekonomie-Güter als vertreten gelten. Die Mitglied-
schaft im Landtage ist also nicht an irgend welche persönliche Eigenschaften
geknüpft, nicht einmal an den Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte, und
nicht an die Wahl oder Zustimmung irgend welcher Einwohner oder
Einwohner-Gruppen des Landes. Mitglied ist, wer immer durch Erb-
schaft, Kauf, Tausch oder sonstwie das Eigentum eines landtagssähigen
Rittergutes erwirbt, oder delegierter Bürgermeister eines landtags-
sähigen Magistrats wird. So sitzen denn die Gutsbesitzer und Bürger-
meister im Landtage aus eigenem Recht, um ihre eigenen Vorrechte und
Interessen dem Landeshervn gegenüber wahrzunehmen. Unter
„L a nd e s - Angelegenheiten oder Beschwerden", welche auf dem Land-
tage erledigt werden sollen, versteht der Erbvergleich daher ständische
Angelegenheiten oder Beschwerden, und die Lcnröes-Constitutiones,
welche beratschlagt werden sollen, sind Gesetzesvorschläge, welche „die
wohlerworbenen Rechte und Befugnisse unserer Ritter- und Landschaft,
gesammt oder besonders, berühren". „In solchem Falle, da die zu-
erlassende Verordnung den Gerechtsamen unserer Ritter- und Landschaft
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entgegenlaufen, oder von deren Minder- oder Abänderung die Frage
seyn sollte, wollen und sollen wir und Unsere Nachkommen, ohne Unserer
Ritter- und Landschaft ausdrückliche Bewilligung nichts verhängen.
Gestalt wir hiemit in Gnaden zusagen, daß wir in Landes-Konstitutionen,
ohne vorhergegangene öffentliche Anträge und Beratschlagungen aus
allgemeinen Land-Tägen und darauf erfolgte freye Bewilligung unserer
Ritter- und Landschaft ichtwas welches ihren habenden Privilegien,
Retoersalen, Gerechtigkeiten und Verträgen zuwider, keineswegs ver-
ordnen, noch der Ritter- und Landschaft etwas Neuerliches auflegen,
weniger die auf unsere Domainen und Cammer-Güther gerichtete Con-
stitutiones aus Ritter- und Landschaft ausziehen, noch darnach in
unseren Gerichten gegen Ritter- und Landschaft erkennen lassen wollen.
Wie dann alles, was dem zuwider bißher geschehen, hiemit aufgehoben
und abgestellet seyn soll." (§.§. 198 u. 199.)

Was die Vorrechte der Stände nicht betrifft, sondern das
Gemeinwohl, darüber wird aus dem Landtage nicht beschlossen, das
ist für Ritterschaft und Landschaft landesgrundgesetzlich „gleichgiltig."
So beurkundet Z 194 des Erbvergleichs in den klassischen Worten: „Die
Gesetze und Verordnungen teilen sich 1. in solche, welche gleich-
g i l t i g , jedoch zur Wohlfahrt und zum Vorteil des ganzen Landes
absichtlich und diensam sind, und h i n g e g e n 2. in solche, welche die
wohlerworbenen Rechte und Befugnisse unserer Ritter- und Landschaft,
gesamt oder besonders berühren."

„Wann nun," heißt es weiter, „in jenen gleichgiltigen, es sey in
Justiz, Policey- und Kirchen-Sachen, oder worin es wolle, von uns und
unfern Nachkommen eine allgemeine Landes-Verordnung und
Konstitution zu erlassen ist, so sollen die von Ritter- und Landschaft
auf öffentlichen allgemeinen Land-Tägen oder wenigstens, wannWesahr
im Verzug, die Landräte und der ganze Engere Ausschuß darüber mit
ihrem rathsamen Bedenken und Erachten vernommen werden. Bevor
solches erstattet ist, ergeht die Publikation der Verordnung nicht. Wir
wollen übrigens auf die Ritter- und Landschaft, oder der Landräte und
des Engeren Ausschusses Vernehmlassung und Erinnerungen, alle billig-
mäßige landesväterliche gnädigste Aufmerksamkeit wenden und im Werk
spüren lassen." (§§ 195, 197.) Hier ist also das für die Stände gleich-
giltige Gemeinwohl insbesondere in Justiz-, Polizei- und Kirchensachen
unter die wirksame Kontrolle derselben gestellt und der bestimmende
Einfluß des Engeren Ausschusses und der Landräte auch auf diese
Gebiete ausgedehnt. Das freie landesherrliche Gesetzgebungsrecht besteht
hiernach nur für lokale Verordnungen im Domanium, und außerdem ist
es vorbehalten sür Verordnungen, welche ausschließlich die Beamten des
Herzogs angehen. Auf dem Landtage gießt es also keine Parteien,
sondern nur zwei Stände. Eine Auflösung des Landtags
durch den Landesherrn, die auch keine Aenderung in der
Zusammensetzung desselben herbeiführen könnte, ist natürlich aus-
geschlossen. Die Stände nehmen von den landesherrlichen Kom-
missarien, die auf dem Landtage weder Sitz noch Stimme noch das
Recht mündlich gehört zu werden besitzen, die Gesetzgebungsanträge des
Landesherrn durch die Landmarschälle entgegen, und beraten und be-
schließen über dieselben, sowie über die ständischen Anträge in nicht
öffentlicher Sitzung, eventuell nachdem ein Komitee-Bericht erstattet ist.
Eine Beschlußfähigkeitszahl besteht nicht. Der Beratung und Ab-
stimmnng geht das Direktorium mit einem Votum Consnltativum
(beratenden Gutachten) voran. Die Abstimmung erfolgt stets durch
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Stimmzettel und zwar wird nach Köpfen gestimmt. Es entscheidet die
einfache Mehrheit. Es kann jedoch auch jeder Stand auf Grund eines
Mehrheitsbeschlusses seiner Mitglieder die Abstimmung nach Ständen
(itio in partes) verlangen. Von dieser Besuguis wird selten Gebrauch
gemacht, einmal, weil beide Stände bezüglich der Wahrung ihrer Vor-
rechte, welche die Gesetzesvorschläge berühren, meist gleiches Interesse
haben, andererseits, weil der größte Teil der Bürgermeister, welche die
Landschaft bilden, von dem Landesherrn oder der Ritterschaft direkt oder
indirekt abhängig ist. In großer Zahl werden sie vom Landesherrn
ernannt und in großer Zahl sind sie Angestellte der Rittergutsbesitzer,,
die sie zur Ausübung ihrer lokalen Gerichts-, Polizei- und Verwaltnngs-
Hoheit oder zu Diensten in ihren Privatgeschäften annehmen. Auch
verfehlt das Schwergewicht der wirtschastlichen und politischen Macht
der Ritterschaft ihren Einfluß auf die Mitglieder der Landschaft nicht
In jedem Fall kann die Abstimmung nach Ständen nur dazu dienen,
die Mehrung der ritterschaftlichen Vorrechte zu verhindern, nicht dazu,
deren Minderung zu bewirken. Denn dazu bedarf es der Zustimmung
des Standes der Ritterschaft selbst. So verewigen die Bestimmungen
des Erbvergleichs über die Landtage die Vorrechte der Ritterschaft und
machen sie zur herrschenden Macht auch auf dem Gebiete der Gesetz¬
gebung. Danach kann man die Erklärungen der Liberalen, daß von dem
jetzt regierenden jungen Großherzog eine moderne Verfassung zu erhoffen
sei, gebührend einschätzen. Eine solchebedeutet den Umsturz des gesamten
Verfassungsrechts Mecklenburgs, ihre Annahme durch die Ritterschaft be-
deutet deren Preisgabe der politischen Macht, die sie in Klassenkämpfen von
Jahrhunderten erobert und festgehalten haben. Niemals wird und kann eine
Klasse freiwillig zu Gunsten einer andern ihre politische Macht preisgeben,
und eine politische Revolution des Großherzogs zur Zerreißung der mecklen-
burgischen Verfassung und zur Etablierung der politischen Herrschaft des
Bürgertums oder gar des Proletariats können nur Narren in Aussicht
stellen. Eine solche Revolution zur Zerreißung der Verfassung des Deut^
scheu Bundes hat Bismarck 1866/1870 für die deutsche Bourgeoisie gemacht,
und seitdem erfüllt auch sein revolutionäres Gebilde, das Deutsche Reich, die
unumgänglichen wirtschaftlichen und politischenBedürfnisse des Bürgertums;
auch des mecklenburgischen. Und deshalb denkt dies auch gar nicht mehr
daran, im Lande mit der Ritterschaft anzubinden und dort die Erfüllung
seiner wirtschaftlichen und politischen Bedürfnisse zu suchen. Deshalb fehlt
auch dem Großherzog jeder Anlaß zum Versuch einer Verfassungsänderung.

Die mecklenburgischen Verfassungsänderungen werden stückweise in
Berlin durch das Reich und die Reichsgesetzgebung gemacht. Der Reichs-
gewalt unterliegt die Ritterschaft. Die Reichsgefetzgebung ist nur durch
die Grenzen beschränkt, welche sie sich selber setzt, und es ist die Aufgabe
der Socialdemokratie, sie stetig anzutreiben, diese Grenzen zu erweitern.
Wie sie mehr und mehr das öffentliche Recht umfaßt, fo bricht sie auch
mehr und mehr die verfassungsrechtliche Macht der Ritterschaft, bricht
dieselbe nmsomehr zu Gunsten der breiten Massen der Bevölkerung, je
größeren Einfluß diese auf die Reichsgefetzgebung gewinnen.

Sache der breiten Massen des mecklenburgischen Volkes ist es daher,
ihre politische Vertretung im Reich, die Socialdemokratie, mit aller Macht
zu unterstützen. Dann werden sie Schritt für Schritt auch in Mecklenburg
die politische Macht erobern, dann unterliegt die Union der Ritterschaft
und der Städte im Klassenkampf der Union der Arbeiterklasse im Reich.

In Berlin erfolgt die Aenderung und Umgestaltung der mecklen
burgischen Verfassung, nicht in Malchin und Sternberg.
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Anlangend die Justiz, die Polizei, die Schule, Kirche und
die sonstige Verwaltung, so bestätigt der Erbvergleich die ge-
schichtlich gewordenen Vorrechte der Stände auf diesen Ge-
bieten. Wegen derselben wird auf das 5., 6., 10., 11. und 14.
Kapitel dieser Schrift verwiesen. Besonders ausführlich _ be¬
handelt der Erbvergleich die wirtschaftlichen Vorrechte der Ritterschaft
und ebenso die Leibeigenschaft ihrer Unterthanen und Bauersleute.
„Wir und unsere Nachkommen," heißt es im § 325, „wollen und werden
überhaupt unserer Ritter- und Landschaft, die Landesklöster- und
Rostock'schen Gemeiuschafts-Oerter mit eingeschlossen, in Ansehung des
Zustandes und Wesens der Leibeigenschaft, und der damit behafteten
Unterthanen und Bauersleute, kein Zweifel oder Hindernis machen,
hingegen alle Wege ernstlich darüber halten, und durch unsere Land-
gerichte halten lassen, daß Jnnhalts der Reversalen von 1621 Art. 16
die Bauersleute, die ihnen um gewissen Pacht oder Zins eingethanen
Husen, Aecker oder Wiesen, dafern sie keine Erb-, Zins- oder andere
Gerechtigkeit gebührend zu erweisen vermögend sind, dem Eigentums-
Herrn auf vorhergehende Loskündigung, wann sie solche auch vor un-
denklichen Zeiten besessen haben, mithin alles Einwands von Verjährung
ungeachtet, ohnweigerlich und ohne Prozeß-Weitläusigkeit abtreten und
einzuräumen schuldig sein."

„Was die Verlegung und Niederlegung der Bauern anlangt: so
wollen wir die Ritter- und Landschaft inklusive der Kloster- und der
Rostock'schen Gemeinschastsörter bei ihrem Landsittlichen Eigenthums-
Recht über ihre leibeigene Guts-Unterthanen und deren innehabendes
Ackerwerk und Gehöfte unbeschweret lassen, mithin ist und bleibt die
Verlegung und Niederlegung einem jeden Gutsherrn der Gestalt frey
und unbenommen, daß er den Bauern von einem Dorf zum andern zu
setzen und dessen Äckerwerk zum Hos-Acker zu nehmen oder sonst dasselbe
zu benutzen, Fug und Macht haben soll." „So viel aber die gänzliche

,Niederlegung der Dörfer und Bauschaften betrifft, so soll solche eigen-
mächtige Nied erlegung eines Dorfs an sich in der Regel
gänzlich verboten, hingegen ein jeder Eigentumsherr schuldig seyn,
solches sein Vorhaben zuerst dem Engeren Ausschuß anzuzeigen,
welcher sodann an uns davon seinen gutachtlichen Bericht erstattet, damit
wir darauf die Notdurft weiter Laudes-Fürstlich vierfügen können."
So krönte die Ritterschaft ihren revolutionären Sieg, indem sie landes-
grundgesetzlich ihren brutalen Raub des Eigentums und der Freiheit
der Bauern für Recht erklären, ihr „landsittliches" Eigentum an deren
Ackerwerk, GeHöste und Personen bestätigen und das Recht auf diesen
Raub auch für die Zukunft gewährleisten ließ, llnd dies Recht hat sie
ohne Erbarmen ausgeübt. Vom Abschluß des Erbvergleichs im Jahre 1755
bis zum Jahre 1860 hat sie nach amtlichen Mitteilungen nicht weniger als
35 Millionen Qudratruten Bauernländereien teils mit, teils ohne landes-
herrliche Genehmigung eingezogen und die Bauern „niedergelegt." —

Das ist die Mecklenburgische Verfassung, das Ergebnis der
geschiderten Klassenkämpfe, die klassische Urkunde des zweierlei Rechts
aus politischem, wirtschaftlichem und gesellschaftlichem Gebiet.

Druck von Max Babing, Berlin SV., Beuthstraßc s.
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